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Einleitung. 



Jier Begriff der Neutralität ist ein rein negativer; er be- 
zeichnet die Thatsache der Nichtbetheiligung eines Staats an dem 
zwischen anderen Staaten geführten Kriege *). So definirt schon 
Grotius die „in hello medii" als „qui extra bellum sunt positi"'). 
Die Neutralen fordern Anerkennung und Achtung ihrer Nichtbe- 
theiligung von den Kriegführenden. Diese verlangen von ihnen 
dafür strenge Durchführung ihrer Nichttheilnahme am Kriege. 
Demgemäss ist die Neutralität zu einem Rechtsverhältniss ge- 
worden, aus welchem Rechte und Verpflichtungen für den neu- 
tralen Staat entspringen. 

Das vornehmste Recht ist das auf Unverletzbarkeit -seines 
Gebiets^) durch die Kriegfuhrenden und deren Armeen. Dem 
steht als erste Pflicht gegenüber die Unterlassung jeder feind- 
lichen Handlung gegen einen der kriegführenden Staaten — sei 
es auf eigenem oder fremdem Gebiete — , sowie die Nichtduldung 
der Vornahme einer solchen in seinem — neutralen — Lande 
durch die Kriegführenden. 

Der Neutrale kann sich gegen Letztere nicht mit einer chine- 
sischen Mauer absperren. Sein Interesse erheischt es, dass der 
Handelsverkehr seiner Unterthanen mit den fremden Ländern 



^) Calvo : Le droit international theorique et pratique, 3. ed. Paris 1880 
Vol. ni §. 2204. ßluntschli: Das moderne Völkerrecht der civilisirten Staaten^ 
als Rechtsbuch dargestellt. 3. Auflage Noerdlingen 1878 §. 742. Klüber: Eu- 
ropäisches Völkerrecht 2. Auflage (von Morstadt) Schaffhausen 1851 §. 279, 
Lentner: Das Recht im Kriege. Wien 1880 pag. 147/148. 

^ Grotius: De jure belli ac pacis, Liber IQ Gap. 17. 

') Heffter: Das europäische Völkerrecht der Gegenwart 7. Ausgabe 1881 
§. 149. 
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2 Einleitung. 

durch den Ausbruch der Feindseligkeiten möglichst wenig gehemmt 
wird. Die kriegführenden Staaten andererseits sind in vielen 
Beziehungen, z. B. bei Beschaffung der Lebensmittel, während 
des Krieges ebenso wie zu Friedenszeiten auf das Ausland an- 
gewiesen. Daher werden die Neutralen auch dann mit den beiden 
feindlichen Parteien in regem Verkehr stehen. Das Abbrechen 
oder eine Erschwerung desselben Seitens des Neutralen bei Aus- 
bruch der Feindseligkeiten nur einem der kriegführenden Staaten 
gegenüber wird fast immer eine Begünstigung des anderen, dem- 
zufolge eine dem ersteren feindliche Handlung sein. 

Der Neutrale muss aber beiden Parteien gegenüber stets volle 
Unparteilichkeit bewahren. 

Diese Verpflichtung erstreckt sich auf alle Beziehungen, welche 
zwischen ihm und den Kriegführenden entstehen. Die Unverletz- 
barkeit seines Gebiets begründet an sich nur die Verpflichtung 
jener, dasselbe nicht zu betreten. Dagegen wäre er kraft seiner 
Gebietshoheit wohl befugt, einer oder beiden Parteien das Be- 
treten seines Bodens zu gestatten. Mit der Unparteilichkeit ist 
auch das nicht vereinbar. In den Landkriegen ereignet es sich 
aber thatsächlich sehr häufig, dass Angehörige einer kriegführenden 
Armee auf neutrales Gebiet übertreten. Hierdurch entstehen für 
den neutralen Staat sehr schwierige Verhältnisse, wenn er seine 
Verpflichtungen redlich ausüben, dabei aber auch an seinen Rechten 
keinen Abbruch erleiden will. 

Aehnlich verhält es sich, wenn Kriegsmaterial der krieg- 
führenden Parteien auf sein Gebiet gebracht wird. Gegen seinen 
Willen darf das nicht geschehen. Er aber ist kraft seiner Sou- 
veränität zur Ertheilung der erforderlichen Erlaubniss jederzeit 
berechtigt. Doch verbietet die Unparteilichkeit, es einer Partei 
freizustellen, das neutrale Gebiet beliebig zu einem Stapelplatz 
für ihr Kriegsmaterial zu benutzen. Der Gegner würde hierdurch 
empfindlich geschädigt werden. 

Immer ist es die Aufgabe des neutralen Staats, eine Ver- 
letzung seines Gebiets zu hindern, sowie ferner jede Handlung 
zu vermeiden, welche als eine Begünstigung der einen und dem- 
zufolge als eine Feindseligkeit gegen die andere kriegführende 



Einleitung. 3 

Partei sich characterisiren würde. Die Durchfuhrung dieser Auf- 
gabe ist ihm vom strengen Rechtsstandpunkte aus nur dadurch 
möglich, dass er sich eng in dem ihm durch seine Rechte und 
Pflichten gezogenen Kreise hält. — Bei Ausübung derselben 
hat er aber noch einen höheren Standpunkt einzunehmen, den 
der Humanität. Von der ethischen Seite betrachtet ist dies seine 
höchste, schönste Pflicht. 

Im folgenden sollen die Rechte und Verpflichtungen der 
neutralen Staaten im Einzelnen betrachtet werden in Bezug auf: 

1. die während des Krieges auf ihr Gebiet übertretenden 
Angehörigen einer Armee, 

2. das während des Krieges auf ihr Gebiet gebrachte Kriegs- 
material der kriegführenden Parteien. 

Die Neutralität eines Staates beruht entweder auf seinem freien 
Entschlüsse, oder sie ist dem Staate durch europäischen Ver- 
trag auferlegt; sie ist also eine freiwillige oder nothwendige*). 
Es muss deshalb bei der Erörterung der Rechtsverhältnisse der 
neutralen Staaten diesem Umstände Rechnung getragen werden. 
Zunächst soll jedoch zwischen den neutralisirten und den Staa- 
ten, welche sich für neutral erklärt haben, ein Unterschied 
nicht gemacht, diese Frage vielmehr erst berührt werden nach 
der Besprechung der Rechte und Verpflichtungen der Neutralen 
überhaupt. 



*) Bluntschli a. a. 0. §. 745. 



L Giebt es ein droit de passage? 

Einige moderne Schriftsteller, wie Wheaton*), Sir Travers 
Twiss*) und Andere, sprechen dem neutralen Staat die Befiigniss 
zu, den Truppen der einen kriegführenden Partei den Durchzug 
durch sein Gebiet zu erlauben, wenn er ihn der anderen in 
gleicher Weise gestattet. Diese Publicisten berufen sich zumeist 
auf die Autorität älterer Schriftsteller, vorzugsweise auf die 
Vattels. Ihre Ansicht — jetzt ausgesprochen — beruht wohl 
auf einer Verkennung der geschichtlichen Fortentwickelung des 
Völkerrechts. Die Rechte und Pflichten der Neutralen sind nicht 
a priori gegeben, sondern haben sich wie alles Recht historisch 
fortgebildet. 

Das Mittelalter kannte nur Bundesgenossen und Feinde. 
Erst zur Zeit des dreissigjährigen Krieges entstand der Begriff 
der Neutralität^). Grotius*) gestattete den Kriegführenden im 
Falle dringender Noth die Benutzung des neutralen Gebiets; 
doch sollte sie nicht weiter ausgedehnt werden, als es zur Durch- 
führung des Kjiegszwecks unumgänglich erforderlich war. Auch 
Bynkershoek*) hielt es noch für erlaubt, den Feind unmittelbar 
nach einem Treffen auf das neutrale Gebiet zu verfolgen. Vattel^) 
dagegen erklärt es bereits für absolut unzulässig, daselbst feind- 



^) Wheaton: Elements du droit international 4. ed. Leipzig 1864 Vol. II 
pag. 86 — 87. 

2) Sir Travers Twiss: The law of nations considered as independent 
political communities Vol. 11 §.218. 

3) Heffter a. a. 0. 6. Ausgabe §. 144 A. 2. 

*) Grotius a. a. 0. vergl. Lib. HI Cap. I §. 4 Lib. 11 Gap. IL §. 10. 
*) Bynkershoek: Quaestionum juris publici libri duo. Lugduni Batav.1737 
Lib. I Cap. 8. 

6) Vattel: Le droit des gens etc. Lyon 1802 Tome III §. 119—135. ' 



I. Giebt 68 ein droit de passage? 5 

liehe Handlungen gegen die andere Kriegspartei vorzunehmen. 
Ihm za Folge darf auch das neutrale Gebiet kein Schlupfwinkel 
sein, von dem aus man den Feind von Neuem angreift. Den 
sogenannten unschuldigen Durchmarsch aber hält er für ein 
Recht jedes Staats, auch in Ej*iegszeiten. Der Neutrale dürfe 
ihn nur mit gutem Grund verbieten. Andernfalls sei der Krieg- 
führende berechtigt, ihn zu erzwingen; ebenso im Falle dringen- 
der und absoluter Noth^). Dieselbe Befugniss muss der Neutrale 
nach Yattel auch der anderen Kriegspartei einräumen. Die 
meisten Schriftsteller des achtzehnten Jahrhunderts, sowie Mar- 
tens^) und Klüber^) stehen — wenn auch nicht immer in so 
schroffer Weise — ungefähr auf demselben Standpunkt wie er. 
Es characterisirt sich derselbe als der des Nothrechts, demzu- 
folge jeder Staat befugt ist, im Falle äusserster Noth das Recht 
eines jeden beliebigen dritten Staats zu verletzen. 

Die Vattersche Theorie erscheint vollkonunen begründet, 
wenn man die Verhältnisse des siebzehnten und achtzehnten 
Jahrhunderts ins Auge fasst. Während des dreissigjährigen 
Krieges nahm jeder Staat den Durchzug durch das neutrale Ge- 
biet als ein Recht für sich in Anspruch, wofern er die Macht 
besass, denselben eventuell zu erzwingen. Die Kriege in der 
zweiten Hälfte des siebzehnten und im achtzehnten Jahrhundert 
wurden grossentheils nicht nur zwischen zwei Staaten geführt, 
sondern erstreckten sich oft über den grösseren Theil Europas. 
Die betheiligten Fürsten besassen nicht immer ein so abgerun- 
detes Gebiet, wie das der heutigen Staaten ist. Vielmehr waren 
ihre einzelnen Territorien häufig durch ein oder mehrere fremde 
Länder von einander getrennt. Beide Umstände hätten nicht 
selten jede Kriegführung unmöglich gemacht, wenn der Durch- 
marsch durch neutrales Gebiet verboten gewesen wäre. Man 
war gezwungen, ihn zu verlangen und gelangte so dazu, ihn als 
ein Recht in Anspruch zu nehmen. 



^) So §. 122 a. a. 0. in etwas gewandener Form. 

^) Martens: Precis du droit des gens moderne de PEurope, fonde sur 
les traites et Tusage 3. Auflage Göttingen 1821 §§. 310 u. 312. 
') Klüber a. a. 0. §. 284 Anmerkung d und e. 
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Aus diesen Verhältnissen entsprang die Theorie Vattels. 
Noch Wheaton und Sir Travers Twiss halten — wie erwähnt 
— es für vereinbar mit der Neutralität eines Staats, einer frem- 
den Armee den Durchmarsch durch sein Gebiet während des 
Krieges zu erlauben. Das von Vattel behauptete Recht der 
Kriegführenden auf denselben haben sie aufgegeben. Ihrer An- 
sicht nach hängt die Gestattung lediglich von dem Ermessen 
des Neutralen ab. Nur soll der Letztere verpflichtet sein, wenn 
er den Durchzug einer Partei zulässt, auch den der anderen 
nicht zu untersagen. Hiermit, so glauben die Vertreter dieser 
Meinung, genügt der Neutrale der ihm obliegenden Pflicht der 
Unparteilichkeit. Dem ist nicht beizutreten. 

Der neutrale Staat hat zwar häufig die Wahl, ob er eine gewisse 
Vergünstigung den beiden Kriegführenden zu Theil werden lassen 
oder ob er sie ihnen beiden versagen will^®). Welchen Einfluss 
er der Humanität bei dieser Entscheidung einräumen will, steht 
bei ihm. Der sicherste Weg zur Wahrung seiner Neutralität 
wird immer der der unterschiedslosen Verweigerung sein. In 
dem hier beregten Falle ist er der einzig mögliche. Der neu- 
trale Staat mag sehr bereit dazu sein, beiden Parteien den 
Durchmarsch durch sein Gebiet in völlig unparteiischer Weise 
zu gestatten. Nie werden beide im Stande sein, von der Erlaub- 
niss gleichmässig Gebrauch machen zu können. Häufig wird 
nach der Lage der verschiedenen Länder oder nach der Aufstel- 
lung der einzelnen Armeen nur das eine Heer den Durchmarsch 
begehren können. Hiervon abgesehen müssten beide Theile den- 
selben zu gleicher Zeit bewerkstelligen. Andernfalls würde — 
wenigstens zunächst — immer die eine Partei die vom Neutralen 
bevorzugte sein. Und der Fall, dass beide den Durchzug durch 
das neutrale Gebiet zur nämlichen Zeit vornehmen, sodass sie 
beide den gleichen Vortheil haben, ist praktisch wohl undenkbar. 
Die eine muss immer in Nachtheil gerathen"). 



*°) Royer-Collard citirt von Guelle: Precis des lois de la guerre sur 
terre. Paris 1884 Vol. 11 pag. 271. Den Beer Poortugael Het Oorlogsrecht, 
2. Auflage Breda 1882 §. 299. 

>i) Den Beer Poortugael a. a. 0. §. 285. 
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Es darf .also der neutrale Staat keinem der Kriegführenden 
den Durchmarsch durch sein Land gestatten ^^). Ein Unterschied 
zwischen einem passagium innocuum und einem anders gearteten 
besteht nicht. Kein Heer marschirt durch neutrales Gebiet^ 
wenn es ihm nicht Vortheil bringt oder wenigstens verspricht. 
Es ist gleichgültig, ob in Friedenszeiten der regelmässige Weg 
zwischen den einzelnen Landestheilen eines der kriegführenden 
Staaten durch das jetzt neutrale Gebiet führte, ob Letzteres nur 
dazu benutzt werden soll, um die Truppen auf den Kriegsschau- 
platz zu schaffen, oder strategischer Vortheile halber während 
des Krieges. Es liegt stets eine Begünstigung der einen Partei 
vor der andern in der Gestattung des Durchzugs. 

Li diesem Sinne ist die hier besprochene Frage in der 
Praxis des neunzehnten Jahrhunderts fast stets gehandhabt wor- 
den. Es zeigt sich dies vornehmlich bei einer Betrachtung der 
Fälle, in welchen eine andere Handlungsweise stattfand. Wäh- 
rend des Feldzugs Napoleons gegen Oesterreich und Russland 
im Jahre 1805 suchte letztere Macht die Erlaubniss zum Durch- 
zug durch Schlesien nach. Dieselbe wurde von dem neutralen 
Preussen nicht ertheilt. Doch kam schliesslich eine geheime 
Abkunft darüber zu Stande. Ehe derselben Folge gegeben wurde, 
war Marschall Bernadotte mit einem Heere durch Anspach mar- 
schirt, ohne Preussens Einwilligung erbeten zu haben. Nunmehr 
wurde Russland der Durchzug durch Schlesien gestattet. Napoleon 
entschuldigte die Neutralitätsverletzung in einem Schreiben vom 
27. October 1805^^). Allerdings fühlte sich Preussen besonders 
dadurch beleidigt, dass er nicht einmal seine Erlaubniss zum 
Durchmarsch vorher nachgesucht hatte. 

Gegen Ende des Jahres 1813 und zu Anfang des Jahres 
1814 rückte ein Theil der böhmischen Armee unter Fürst 



*') Heffter a. a. 0. §. 147. v. Bulmerincq : Völkerrecht oder das inter- 
nationale Recht (in Marquardsen : Handbuch des öffentlichen Rechts) Freiburg 
und Tübingen 1884 §. 92 pag. 358. Friedrich von Härtens: Völkerrecht. 
Das internationale Recht der civilisirten Nationen. Deutsche Ausgabe von 
Bergbohm. Berlin 1883/86 H §. 132 pag. 563. 

^^) Den Beer Poortugael a. a. 0. Friedrich von Martens a. a. 0. 
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Schwarzenberg durch die neutrale Schweiz nach Frankreich vor, 
ohne dass ihr schweizerische Truppen entgegengetreten wären"). 
Im Jahre 1815 wurde den Verbündeten von der Schweiz der 
Durchzug durch Vertrag vom 20. Mai gestattet^*). In der Neu- 
tralitätsacte vom 20. November 1815 wird diese Handlungsweise 
der Schweiz genannt: „une suite n^cessaire de Taccession libre 
de la Suisse aux principes que les puissances signataires du trait6 
d'alliance du 25 mars ont manifestes''. Die Verbündeten fühlten 
sich jedoch veranlasst, in derselben Neutralitätsacte zu erklären: 
„qu'on ne peut ni ne doit tirer aucune cons^quence d^savantageuse 
ä la neutralite et ä Tinviolabilit^ de la Suisse des ^v^nements qui 
ont occasionn4 le passage de troupes alli^es par une partie du 
territoire de la conf^d&ation suisse". Hiermit ist recht deutlich 
ausgesprochen, dass die Gestattung des Durchmarschs Seitens 
der Schweiz ein Aufgeben ihrer Neutralität war. Und das ist 
auch die herrschende Ansicht über diesen Vorfall*^). Seit der 
Zeit haben auch die neutralen Mächte regelmässig den Armeen 
der Kriegführenden den Durchmarsch durch ihr Gebiet nicht 
mehr gestattet. 

Im Jahre 1859 wurden allerdings die österreichischen Bri- 
gaden Reichlin und Henikstein durch Sachsen und Baiern nach 
Tirol gefuhrt, ohne dass Frankreich Reclamationen erhob"). Es 
darf hier aber nicht ausser Acht gelassen werden, dass die 
Stellung der einzelnen Staaten des deutschen Bundes eine eigen- 
artige war, und dass während des ganzen Feldzugs Unterhand- 
lungen zwischen Oesterreich und den übrigen deutschen Staaten 
gepflogen wurden, um diese zu einem Einfalle in Frankreich zu 
bewegen. Napoleon IH. mag also aus politischen Gründen eine 



»*) Wheaton a. a. 0. Vol. 11 pag. 76—80. 

«) Wheaton a.a.O. 

^*) So auch Bluntschli a. a. 0. §. 770 A. 1, wenigstens über den Vorfall 
im Jahre 1814. 

") Wenigstens habe ich yon solchen nichts finden können. Gegen den 
Transport gefangener Franzosen durch Baiem hat Napoleon III. allerdings 
protestirt, Vergl. Friedrich von Martens a. a. 0. II pag. 564. 
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derartige, yerhältnissmässig unbedeutende Angelegenheit ignorirt 
haben. Dagegen wurde Parma von den Piemontesen nicht mehr 
als neutral behandelt, sondern besetzt, nachdem die Herzogin 
dieses Landes dem Feldmarschall-Lieutenant Graf Paar mit seinen 
Truppen den Durchzug durch ihr Gebiet gestattet hatte ^®). 

Eine Ausnahme von der hier aufgestellten Regel hat ferner 
noch Rumänien während des letzten russisch-türkischen Krieges 
gemacht. Trotzdem es Tributärstaat der Türkei war, erklärte es 
seine Neutralität in einem Rundschreiben an die Mächte vom 
16. April 1877. An demselben Tage aber schloss es eine — 
vorerst noch geheim gehaltene — Convention mit Russland ab, in 
welcher diesem der freie Durchzug für seine Armee gestattet 
und ihm sämmtliche Hülfsquellen des Landes zur Verfügung ge- 
stellt wurden. Nachdem dieser Vertrag bekannt geworden, be- 
achtete die Türkei die Neutralität Rumäniens nicht weiter. Bald 
betraten in Folge dessen einige tscherkessische Patrouillen sein 
Gebiet. Nun aber fühlte es in seiner Neutralität sich verletzt 
und erklärte der Türkei den Krieg ^^). Allgemein wurde das 
Verhalten Rumäniens als neutralitätswidrig erachtet*). Uebrigens 
hatte diese Macht anscheinend überhaupt nie den Willen, neutral 
zu bleiben: nach Abschluss der Convention vom 16. April 1877 
nahm sie sofort die umfassendsten Kriegsrüstungen vor. 

Einigen Schriftstellern, wie Bluntschli^') und Den Beer Poor- 
tugael") zufolge ist die Gestattung des Durchmarschs dann keine 
Neutralitätsverletzung, wenn eine Verfassungspflicht, eine Staats- 
dienstbarkeit oder eine — ohne Rücksicht auf einen bevorstehen- 
den Krieg begründete — Vertragspflieht hierzu besteht. Es muss 
jedoch unterschieden werden: 



*^) „Der Krieg in Italien 1859" bearbeitet durch das k. k. Generalataba- 
bureau für Kriegsgeschichte Vol. III. 

^^) Rüstow: Der orientalische Krieg in den Jahren 1877/78. 

^) Rolin-Jaequemyns: Les ^venements d'Orient depuis f^vrier 1877 jua- 
qu'en mars 1878 (auch in der Revue de droit international 1878) §. 7. 

31) Bluntschli a. a. 0, §. 771. 

M) Den Beer Poortugael a. a. 0. §. 285. 
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1. Zur Gestattang des Durchmarschs berechtigt eine Ver- 
tragspflicht den neutralen Staat nie. 

Es muss angenommen werden, dass der Staat bei Abschluss 
eines solchen Vertrages auch die nothwendigen Consequenzea 
desselben ins Auge gefasst hat. Eine solche ist die, dass er bei 
Ausbruch eines Krieges zwischen dem Mitcontrahenten und einem 
dritten Staat dem ersteren wesentliche Hülfe leisten muss, also 
nicht mehr neutral sein kann. Durch Berufung auf frühere Ver- 
träge könnte so jeder Staat dem einen der Kriegführenden jede 
Hülfsleistung gewähren und dennoch von dem anderen Achtung 
der Neutralität verlangen. Ist ein solcher Vertrag einmal ge- 
schlossen, so bleibt dem Staat nur die Wahl, denselben zu ver- 
letzen oder Kriegspartei zu werden. 

2. Nicht anders verhält es sich mit der Verpflichtung zur 
Gestattung des Durchmarschs auf Grund einer Staats dienstbarkeit. 
Eine solche entsteht nach Bluntschli^) durch Vertrag oder un- 
vordenklichen Besitz. Im ersteren Falle ist nach dem eben Er- 
örterten die Erfüllung der Vertragspflicht mit dem Wesen strenger 
Neutralität nicht vereinbar. Hat ein Staat durch unvordenklichen 
Besitz eine solche Staatsdienstbarkeit erworben, so bleibt dem 
Verpflichteten nur die Möglickeit der Aufkündigung, wenn er in 
etwaigen Kriegen neutral bleiben will. Denn immer bleibt die 
Thatsache bestehen, dass die einem Kriegführenden ertheilte 
Erlaubniss zum Durchzug eine Parteilichkeit gegen den andern 
ist. Sollte eine Staatsdienstbarkeit, wie die hier beregte, in der 
That bestehen, so rechtfertigt ihre Aufkündigung sich sowohl 
dadurch, dass sie aufgehört hat^), mit der Entwickelung des 
Völkerrechts verträglich zu sein. 

3. Die Verfassung kann allerdings in zusammengesetzten 
Staaten die Einzelstaaten nöthigen, dass sie die Truppen der 
Bundesstaaten über ihr Gebiet marschiren lassen. Hier wird es 
meist auf die Art ihrer Verbindung ankommen, ob einige der 
Einzelstaaten überhaupt neutral sein können. Vom strengen 
Rechtsstandpunkt aus ist die Aufuahme einer derartigen Be- 

33) BluDtschli a. a. 0. §§. 353 und 354. 
2*) ibid. §. 359. 
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stimmuDg in die Verfassung bereits ein Aufgeben der Neu- 
tralität. 

Jedenfalls ist die benachtheiligte Partei stets berechtigt, die 
Gestattung des Durchmarschs — gleichviel aus welchem Grunde 
sie erfolgt — als eine Neutralitätsverletzung zu behandeln, denn 
das zwischen zwei Staaten bestehende Rechtsverhältniss kann 
einem unbetheiligten Dritten nie präjudiciren. 

Das bisher Gesagte gilt nicht nur von den Truppen, son- 
dern auch von dem Kriegsmaterial der kriegführenden Parteien. 
Es wäre dieselbe Begünstigung, wenn der Neutrale einer der- 
selben erlauben wollte, ihr Kriegsmaterial auf sicherem Wege 
durch sein Gebiet zu schaffen. Ein solcher Transport ist unter- 
schiedslos zu untersagen*). Das Ej'iegsmaterial ist zur Krieg- 
führung ebenso nothwendig, wie das Heer selbst. Beide Fälle 
sind daher analog zu behandeln. 

Fraglich kann es erscheinen, ob der Durchzug einzelner 
Angehörigen einer Armee statthaft sei oder nicht. Eine Benach- 
theiligung der anderen Partei würde in der Zulassung desselben 
im Allgemeinen wohl nicht liegen. Heffter hält ihn daher für 
minder bedenklich*). Die Gefahr aber liegt nahe, dass auf diese 
Weise das neutrale Gebiet gemissbraucht wird, indem nicht grös- 
sere Truppenmassen, sondern die ihnen zugehörigen Personen 
dasselbe einzeln passiren. Um dies zu verhindern ist es des- 
halb die Pflicht des neutralen Staats, bewaffneten und unifor- 
mirten Angehörigen einer Armee den Durchmarsch stets zu ver- 
bieten. Es liegt auf der Hand, dass sie den neutralen Boden 
nur benutzen wollen, um unangefochten nach einem anderen 
Theile des Kriegsschauplatzes zu gelangen, ünterthanen eines 
kriegführenden Staats, welche ohne Waffen und Uniform das 
neutrale Gebiet passiren wollen, kann dies dagegen gestattet 
werden, da der friedliche Verkehr nicht gestört zu werden 
braucht. Wenn es aber erhellt, dass auf diese Weise systema- 



^) Den Beer Poortugael a. a. 0. Actes de la Conference de Bruxelles 
1874; ProtocoU vom 26. August 1874: „Le neutre a le devoü* d'empecher sar 
8on territoire le passage du personnel et du materiel de guerre.^ 

^ Heffter a. a. 0., etwas anders Den Beer Poortugael §. 283. 
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tisch Truppen durch das neutrale Land geschafft werden sollen, 
so ist der Neutrale verpflichtet, auch solchen Verkehr zu unter- 
sagen oder einzuschränken. Diese önrndsätze entsprechen u. A. 
dem Verhalten der Schweiz während des Krieges von 1870/71"). 



II. Üebertritt der Angehörigen einer Armee auf neutrales 

Gebiet. 

A. Combattanten. 

1. Reguläre Trappen. 

a) Üebertritt einer ganzen Armee, besw. grösserer Abtheilungen. 

Der neutrale Staat muss einer kriegführenden Partei') nicht 
nur den Durchmarsch durch sein Gebiet untersagen, sondern ihr 
anch verbieten, es zu einem Sammelpunkte und zur Operations- 
basis zu benutzen*). Er würde sonst sich offenbar einer Begün- 
stigung derselben schuldig machen. Ein Betreten seines Bodens 
zu den angeführten Zwecken muss er daher auf jede Weise ver- 
hindern, nöthigenfalls mit Waffengewalt. 

Anders verhält es sich, wenn eine Armee, bezw. grössere 
Truppenmassen in sein Land flüchten, um der weiteren Verfol- 
gung und Kriegsgefangenschaft sich zu entziehen. Hier liegt 
eine Verletzung des neutralen Gebiets nicht vor. Dasselbe wird 
gerade dieser seiner Eigenschaft halber betreten. Die andere 
Partei ist an der weiteren Verfolgung gehindert'). Eine solche 
würde ein illegales Kampfmittel sein und den Neutralen be- 
rechtigen, wegen Verletzung seines Gebiets Genugthuung zu 
fordern. 



^) Blnntschli §. 770 A. 2. Rolin-Jaequemyns: Second essai sur la guerre 
franco-allemande 1871 pag. 75/76 (auch in der Revue de droit international 
1871). 

') Als kriegführende Partei wird bis Abschnitt IV immer ein Staat gedacht. 

') Heffter §, 149. 

3) Heffter a. a. 0. 
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Der Uebertritt auf neutralen Boden ist also immer ein 
sicheres Mittel, um sich vor dem Gegner zu bergen. Durch 
Aufnahme der Uebertretenden befreit der neutrale Staat sie von 
der ihnen drohenden Kriegsgefangenschaft. Diese Begünstigung 
steht jedoch mit den Neutralitätspflichten nicht im Widerspruch*), 
denn die Aufnahme und Beschützung der Flüchtlinge ist ein Act 
der Humanität, welche zu üben ein Recht und unter Umständen 
auch eine — ethische Pflicht des Neutralen ist. Doch kann die 
Aufnahme der Flüchtlinge nie zur Rechtspflicht werden^). Jeder 
Staat ist kraft seiner Souveränität befiigt, einseitig und nach 
Gutdünken zu bestimmen, in welcher Weise und in welchem 
Umfange er Fremden den Zutritt zu seinem Lande gestatten will. 
Er darf ihn willkürlich dem einen versagen, dem anderen er- 
lauben. Angehörigen einer Armee darf er ihn umsomehr ver- 
bieten, als ihr Uebertritt ihm eine Anzahl schwerer Pflichten 
auferlegt. Diejenigen, welche gegen seinen Willen denselben zu 
bewerkstelligen versuchen sollten, darf er mit Waffengewalt an 
diesem Vorhaben hindern •). Nimmt er aber verfolgte Truppen in 
seinem Grebiet auf, so ist er auf Grund dieser Thatsache zu fol- 
genden Handlungen verpflichtet: 

1. Er muss die Uebergetretenen beschützen, ihnen ein Asyl 
gewähren. Sie haben dem ferneren Kampfe dadurch entsagt, 
dass sie auf sein Gebiet gekommen sind. Wollte er sie nicht 
beschirmen, oder fühlte er sich zu schwach dazu und fürchtete 
er, dass ihr Gegner sie auch auf seinem Boden angreifen würde, 
so hätte er ihnen den Uebertritt untersagen müssen. Nachdem 
er denselben gestattet und sie aufgenommen hat, wäre es treulos, 
wenn er ihnen seinen Schutz entzöge oder sie gar ihrem Gegner 
auslieferte. 

2. Die Asylgewährung ist ein Humanitätsact. Durch ihn 
wird der Gegenpartei die Möglichkeit entzogen, die Aufgenom- 
menen weiter zu verfolgen und zu Kriegsgefangenen zu machen. 



*) Calvo a. a. 0. III pag. 467. 
5) Den Beer Poortugael §. 303. 

®) Den Beer Poortugael a. a. 0. Morin: Les lois relatives k la guerre 
Vol. n pag. 339, Paris 1872. 
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Hieraus ergiebt sich für den neutralen Staat die Verpflichtung, 
die mit dem Humanitatsact untrennbar verknüpfte Begünstigung 
nicht weiter auszudehnen, als die Humanität es absolut noth- 
wendig erscheinen lässt. Die Gewährung des Asyls darf nicht 
den Character einer Freundschaftshandlung gegen den Staat 
haben, dem die Uebergetretenen angehören, sondern nur den 
Character der Nächstenliebe gegen die einzelnen auf das neu- 
trale Gebiet geflüchteten Personen''). Der Staat, für den diese 
bisher kämpften, darf keinen Vortheil ziehen aus dem Umstände, 
dass seine Truppen nicht in Gefangenschaft gerathen, sondern 
auf neutralen Boden übergetreten sind. Das wäre aber der 
Fall, wenn sie von diesem aus während des Feldzugs wieder 
in ihre Heimath zurückkehrten und die Waffen von Neuem er- 
griffen. 

Der Neutrale hat das zu verhindern. Er muss daher dafür 
Sorge tragen, dass die Uebergetretenen bis zur Beendigung des 
Krieges an diesem nicht mehr theilnehmen. Will er dieser Mühe 
sich nicht unterziehen, so darf er kein Asyl gewähren. Wenn 
er den übergetretenen Truppen volle Freiheit der Bewegung lässt, 
so kann er nicht dafür bürgen, dass sie fernerhin am Kampfe 
sich nicht mehr betheiligen. Desshalb muss er sie verhindern, 
sein Gebiet während der Dauer desselben zu verlassen®); er muss 
sie unschädlich machen®). 

Dem Zwecke dient die Entwaffnung und Internirung^®). 

So lange die Uebergetretenen im Besitz ihrer Waffen bleiben, 
ist der Neutrale ihrer nicht vollkommen Herr. Die Gefahr be- 
steht, dass sie einen günstigen Augenblick benutzen, um nach 
ihrer Heimath sich durchzuschlagen. 



^) Aehnlich Halleck: International law, neue Ausgabe London 1878 
Vol. n Cap. 24 pag. 184. 

^) von Bulmerincq a. a. 0. Friedrich von Martens a. a. 0. II §. 133 
pag. 565. 

®) Bemer (in Bluntschli's Staatswörterbuch unter „Neutralität") sagt: 
die übergetretene Schaar wird neutralisirt. 

^®) von Bulmerincq a. a. 0. Den Beer Poortugael §. 303. Bluntschli 
§. 776. Calvo a. a. 0. 
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Sie sind daher sofort bei ihrem Uebertritt zu entwaffnen. 
Aach ohne Waffen würde das Entweichen ihnen leicht werden, 
wenn sie nicht streng internirt würden. Der neutrale Staat 
muss ihnen einen festen Aufenthalt in seinem Lande anweisen 
und die nöthigen Vorkehrungen treffen, welche ihnen ein Ver- 
lassen desselben unmöglich machen. 

Die einzelnen zu diesem Behuf erforderlichen Massregeln 
lassen sich nicht für alle Fälle gleichmässig präcisiren; sie 
hängen von den jedesmaligen Verhältnissen ab. Ueblich und 
wohl auch nothwendig ist es, die Uebergetretenen möglichst vom 
Kriegsschauplatze zu entfernen"). Es ist eine bekannte Er- 
fahrung, dass der Uebertritt meist nur erfolgt, um für den 
Augenblick dem Feind sich zu entziehen. Ist dies gelungen, so 
erwacht in den Intemirten stets das Bestreben, zur Vertheidigung 
ihres Vaterlandes die Waffen wieder zu ergreifen. Und demge- 
mäss versuchen sie, aus dem neutralen Gebiet zu entweichen. 
Die Nähe der Grenze reizt zum Fluchtversuch, da er hier leicht 
gelingt. 

Von der Zahl der Uebergetretenen und ihrem Character 
hängt es ab, ob der neutrale Staat sie in einem Lager vereinigt 
lassen oder in kleineren Abtheilungen getrennt unterbringen 
will. Ist ihre Anzahl sehr bedeutend und erscheinen sie nicht 
sehr zuverlässig, so werden strengere Massregeln, wie Unter- 
bringung in eine Festung, erforderlich sein"). Der Neutrale ist 
auch verpflichtet, die nöthigen Vorkehrungen zu treffen, um et- 
waigen Fluchtversuchen der Internirten mit Gewalt entgegenzu- 
treten. Je geringer seine eigenen Streitkräfte sind, desto stren- 
gere Massregeln wird er ergreifen müssen, um jedes Gelingen 
eines Entweichens von vornherein aussichtslos erscheinen zu 
lassen. 



^*) „LTEtat neutre qui re^oit sur son territoire des troupes appartenant 
aux armees belligerantes , les intemera, autant que possible, loin du theatre 
de la.guerre." Art. 53 des auf der Brüsseler Conferenz im Jahre 1874 be- 
rathenen Projet d'une declaration internationale concemant les lois et coutumes 
de la guerre. 

^') Art. 53 des Brüsseler Projet. Les lois de la guerre sur terre. Ma- 
nuel publie par Tlnstitut de droit international 1880 §. 80. 
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Die Intemirung und alle ihr verwandten Anordnungen sind 
nur Massregeln der poUtischen Polizei^), welche lediglich den 
Zw^ck verfolgen, die Uebergetretenen am Verlassen des neu- 
tralen Gebiets zu verhindern. Hiermit ist die Verpflichtung des 
neutralen Staats erschöpft. 

He£Fter") und einige andere Schriftsteller fassen dieselbe 
nicht in diesem strengen Sinne auf. Nach ihnen ist der Neu- 
trale nur dafür verantwortlich, dass das Asyl nicht zu einem 
Sammelplatze oder gar zu einer unmittelbaren Offensive diene. 
Dagegen soll er zu einem ungekränkten Fortkommen über die 
Landesgrenzen den Uebergetretenen die Hand bieten. 

•Wenn der neutrale Staat diese Maxime befolgt, so ist der 
Uebertritt für die Truppen der kriegführenden Partei das beste 
Mittel, aus einer ungünstigen Position sich zu retten und unan- 
tastbar einen günstigeren Theil des Kriegsschauplatzes zu er- 
reichen. Kurz: Der Neutrale würde ein Durchzugsrecht bewil- 
ligen. Die Asylgewährung wäre kein Humanitätsact, sondern 
eine offenbare Begünstigung einer Partei. Der Gegner wäre in 
der Lage gewesen, die von ihm bedrängten Truppen gefangen 
zu nehmen, wenn sie nicht übergetreten wären. Durch die Auf- 
nahme seitens des Neutralen wird ihm diese Möglichkeit ent- 
zogen. Und durch diese Aufiiahme soll er nun — nach Heffters 
Theorie — femer gezwungen werden, die Uebergetretenen noch 
einmal zu bekämpfen! 

Ebensowenig ist der am 9. Dezember 1870 in der belgi- 
schen Kammer von den Deputirten Demeur und Berge aufge- 
stellten Ansicht*^) beizupflichten, nach welcher der neutrale Staat 
berechtigt sein soll, den Uebergetretenen das Verlassen seines 
Landes über eine andere Grenze, als die ihrer Heimath, zu ge- 
statten. Hierdurch würde — besonders bei den heutigen Ver- 
kehrseinrichtungen — die Rückkehr der Uebergetretenen in ihre 



»3) Bluntschli Art. 776 A. 1. 

1*) Heffter a. a. 0. Lorimer: The institutes of the law of nations. A 
treatise of the jural relations of separate political communities. Edinburg und 
London 1883/84 Vol. H pag. 176. 

^^) Mitgetheilt von Rolin-JaequeniTns Second essai a. a. 0. pag. 71. 
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Heiinath und ihre Wiederbetheiligang am Kampfe nur um we- 
nige Tage oder Standen verzögert werden. Auch dies wäre eine 
Gestattung d«s Durchmarschs, allerdings nicht auf dem directen 
Wege, sondern auf einem Umwege ^^). 

3. Eine fernere Pflicht des neutralen Staats ist die Sorge 
für den Unterhalt der Internirten. Der Üebertritt einer ganzen 
Armee erfolgt wohl nicht leicht, ohne dass seine Bedingungen 
vorher durch Vertrag geregelt werden. Alsdann wird auch die 
hier beregte Verpflichtung in demselben meist fixirt sein. Ist 
dies nicht geschehen, so erfordert es die Menschlichkeit, dass 
der Neutrale denen, welche er an der Rückkehr in ihre Heimatb 
.hindert, das zum Leben Nothwendige, als: Lebensmittel, Klei- 
dung, Wohnung u. s. w. darreicht. Will er dem sich nicht 
unterziehen, so darf er den Flüchtlingen ein Asyl nicht ge- 
währen. Durch ihre Aufnahme nimmt er nothwendiger Weise 
auch die Verpflichtung, ihnen den Lebensunterhalt zu gewähren, 
auf sich"). Die Flüchtlinge werden — besonders wenn sie eine 
grössere Anzahl ausmachen — selten in der Lage sein, ihren 
Lebensunterhalt selbst sich zu verdienen, umsomehr, als sie in 
der freien Wahl ihres Aufenthaltsorts durch den neutralen Staat 
behindert werden. Die Verpflichtung des Letzteren ist aber be- 
schränkt auf das absolut Nothwendige. Er braucht, wie der 
General von Voigts -Rhetz auf der Brüsseler Conferenz hervor- 
hob^®), die Internirten, welche in seinem Lande ein ruhiges, 
miüheloses Leben führen, nicht ebenso zu behandeln, wie seine' 
eigenen Truppen, welche in Folge der Strapazen des Dienstes 
mehr bedürfen, als das Unentbehrliche^^). 

Durch Aufnahme flüchtiger Truppen erwachsen dem neu- 
tralen Staate nicht nur Verpflichtungen, es stehen ihm ihnen 
gegenüber auch mannigfache Rechte zu: 

*®) Calvo Vol. ni pag. 468. Rolin-Jaequemyns Second essai a. a. 0. 
pag. 71/72. 

^0 Bluntschli §. 776a. HaU: International law 1880 §. 230. Woolsey: 
lutroduction to the study of international law §. 158. 

'*) Actes de la Conference, Protocoll vom 24. August 1874. 

^^) Art. 54 des Brüsseler Projet; §. 81 des Manuel des lois de la guerre 

sur terre. 
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1. Er hat von ihnen unbedingten Gehorsam zu fordern. 
Kraft seiner Souveränität beansprucht ihn zwar jeder Staat von 
allen Personen, welche sein Land betreten, und erzwingt ihn 
auch, falls sie nicht das Vorrecht der Exterritorialität geniessen. 
Letzteres kommt den auf neutrales Gebiet übertretenden Ange- 
hörigen einer Armee nicht zu. Der Neutrale empfangt sie nur 
als verfolgte Privatpersonen. Hiermit soll jedoch nicht gesagt 
sein, dass sie nun denen, welche in Friedenszeiten ein fremdes 
Land betreten, gleichstehen. Alsdann würde der neutrale Staat 
befugt sein, sie in ihre Heimath zurückkehren zu lassen. Sie 
bleiben stets Angehörige einer Armee. Immerhin verliert der 
Staat, welchem die Uebergetretenen angehören, für die Dauer 
der Internirung dem Neutralen gegenüber seine militärischen 
Rechte über sie: er darf ihnen keine Befehle mehr geben. Seiner 
Verpflichtung, die Internirten an dem Verlassen seines Gebiets 
zu verhindern, kann der Neutrale wirksam nicht nachkommen, 
wenn nicht er allein in der Lage ist, ihnen Vorschriften ertheilen 
zu dürfen. 

Auf dies Recht kann er nicht verzichten, wenn er seine 
Neutralität aufrecht erhalten will. 

Die Uebergetretenen haben allen seinen Anordnungen Folge 
zu leisten. Es stand bei ihnen, ob sie im neutralen Lande eine 
Zuflucht suchen wollten. Wenn sie dies gethan haben, so sind 
sie zum Gehorsam gegen den neutralen Staat verpflichtet. Es 
'erstreckt sich dies nicht nur auf die Befehle, welche speciell für 
die Liternirten erlassen sind. Diese haben vielmehr in allen 
Dingen den Landesgesetzen Folge zu leisten und unterliegen im 
Falle der Zuwiderhandlung der Bestrafung wie jede Privatperson. 
Ob ihnen gegenüber das allgemeine Strafrecht, das Militairgesetz 
oder das Standrecht zur Anwendung kommt, hängt von den Ge- 
setzen des Neutralen ab. In Ermangelung eines besonderen Ge- 
setzes würde in Deutschland z. B. das Strafgesetzbuch für das 
Deutsche Reich vom 15. Mai 1871 zur Anwendung kommen. 
(Vergl. §. 3 daselbst.) Es steht dem Neutralen natürlich frei, 
für den hier beregten singulären Fall Specialreglements zu er- 
lassen. 



1 
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Der Staat; dessen Truppen intemirt sind, würde die Souve- 
ränität und Neutralität des Asyl gewährenden Staats verletzen, 
vroxm er in die von diesem getroffenen Massregeln sich ein- 
mischen und seinen internirten Soldaten Befehle ertheilen wollte. 
Hierdurch ist nicht ausgeschlossen, dass übermässige Härten des 
Neutralen gegen sie zu Keclamationen Veranlassung geben 
kdiuien. 

2. Der neutrale Staat ist femer berechtigt, Ersatz der durch 
die Intemirung entstandenen Kosten zu fordern. Die Au&ahme 
verfolgter Truppen ist eine grosse Last. Es wird ein bedeutep- 
der Aufwand von Sorgfalt und Arbeitskraft auf Seiten der Be- 
amten und Bewachungsmannschaften des Neutralen erfordert. 
Ferner erwachsen dem Letzteren noch grosse Kosten durch den 
von ihm zu bestreitenden Unterhalt der Litemirten. Es wäre 
unbillig, wenn ihm hierfür kein Ersatz würde. Der Staat, zu 
dessen Armee die U ebergetretenen gehören, ist an sich zu ihrer 
Ernährung verpflichtet. Dadurch, dass der Neutrale ihnen ein 
Asyl gewährt, sie vor der Ejriegsgefangenschafk bewahrt, erweist 
er ihrem Staate obendrein noch einen wesentlichen Dienst. Ihm 
auf eigene Kosten zu einer durch nichts motivirten Erspamiss 
zu verhelfen, hat er aber keine Veranlassung. Es rechtfertigt 
sich also, wenn er von ihm bei Entlassung der Internirten Er- 
stattung der ihm durch die Internirung entstandenen Kosten be- 
ansprucht^). 

Ist vor erfolgtem Uebertritt über diesen Gegenstand ein 
Vertrag^^) abgeschlossen, so kommen dessen Bestimmungen zur 
Anwendung. Dieselben sind für die Parteien bindend^), denn 



2®) Art. 54 des Brüsseler Projet; §. 81 des Manuel des lois de la guerre. 
Woolsey §. 158. BluDtschli §. 776a. 

'*) Nach Lentner a. a. 0. pag. 153 ist es herrschende Kriegssitte, dass 
der Neutrale eine schriftlich abgeschlossene Uebertrittsconvention dem Gegner 
in Abschrift mittheilt. 

") Guelle a. a. 0. pag. 275. 

Herr Guelle hat im Jahre 1881 ein Buch: La guerre continentale et les 
personnes veröffentlicht. Eine neue, vermehrte Auflage erschien im Jahre 1884 
unter dem Titel: Precis des lois de la guerre sur terre in zwei Bänden (das 
hier citirte Werk). In beiden Büchern sind die meisten Abschnitte vollkommen 
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jede derselben war befugt anzonehmen^ daas der Truppenbefehls- 
haber der anderen zum Abschluss der Vereinbarung legitimirt 
sei. Der Uebertritt einer Armee muss rasch vor sich gehen, 
wenn er sie vor dem Feinde retten soU. Die Kommandeure der 
neutralen und übertretenden Truppen können nicht erst mit 
ihren Regierungen über die einzelnen Bedingungen des üeber- 
tritts conferiren, sondern müssen zum selbstständigen Handeln 
berec^htigt sein. 

Die Times vom 16. Februar 1871 haben eine von der hier 
entwickelten verschiedene Ansicht aufgestellt^). Nach derselben 
hat die Intemirungskosten die Partei zu tragen, welche die 
Uebergetretenen auf neutrales Gebiet gedrängt hat, denn sie 
hätte sie gefangen genommen und ihren Unterhalt bestreiten 
müssen, wenn der Uebertritt nicht erfolgt wäre. — Also trotz- 
dem ihr die beabsichtigte Gefangennahme nicht gelungen ist, 
soll sie dennoch einem Dritten die Kosten ersetzen, welche ihr 
selbst nur dann entstanden wären, wenn sie ihren Zweck er- 
reicht hätte! 

„Die Aufnahme der Verfolgten — eine wesentliche Dienst- 
leistung — ist die entscheidende Thatsache, auf welche die Ent- 
schädigungsforderung gestützt wird. Die erst darauf folgende 
Internirung ist nichts Facultatives mehr, sondern nur die Er- 
f&Uung einer Pflicht, welcher der Neutrale sich nicht mehr ent- 
ziehen kann"^). 



identisch, so insbesondere der Abschnitt: Section II Pays neutres de fait 
pag. 277 — 298 im Freds II und pag. 227— -242 in La guerre continenti^e 
(hier Section I). Dieser Abschnitt behandelt dasselbe Thema, wie die vor- 
liegende Arbeit, wird aber in derselben nicht angeführt, weil er wörtlich ab- 
geschrieben ist aus den bereits mehrfach citirten Schriften von Rolin-Jaequemyns. 

1. La guerre actuelle dans ses rapports avec le droit international 1870 
ni §. m pag. 70—72. 

2. Second essai sur la guerre franco-allemande dans ses rapports avec 
le droit international IE §. 11 pag. 68—82. 

Gttelle hat nur die Reihenfolge der einzelnen Abschnitte geändert und 
einleitend einige historische Daten zugefügt. 

'') Mitgetheilt von Rolin-Jaequemyns: Second essai a. a. 0. pag. 70. 
") So Rolin-Jaequemyns : Second essai etc. pag. 70. 
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Die Theorie der Times hat keinen Anklang gefunden**). 
Nur HalP) ist noch der Meinung, dass die Kriegspaxtei, welche 
ihren Gegner auf neutrales Gebiet gedrängt hat, in ungerecht- 
fertigter Weise dadurch begünstigt wird, dass ihr die Lagt der 
Kriegsgefangenen und deren Unterhalt abgenommen ist. Ausser- 
dem ist es — nach Hall — eine unerträgliche Last fftr den 
Neutralen, eine grössere Truppenanzahl zu beherbergen. Er 
schlägt deshalb vor, derselbe solle künftighin die üebergefcretenen 
in ihre Heimath entlassen, nachdem der Staat, welchem sie an- 
gehören, ihm gegenüber sich verpflichtet habe, sie während des 
gegenwärtigen Krieges nicht mehr zu benutzen. 

Hall kommt zu dieser Theorie zum Theil durch Adoption 
der erwähnten Ansicht der Times. Er lässt ausser Acht, dass 
die Partei, welche ihre Gegner auf neutralen Boden drangt, da- 
durch zwar der Kosten überhoben wird, welche der Unterhalt 
der Gefangenen verursacht, aber andererseits auch das Kriegs- 
material nicht erbeutet, welches sonst in ihre Hände gefallen 
wäre^^), und welches mitunter so bedeutenden Werth hat, dass 
seine Kettung die Ursache des Uebertritts ist. Hiervon abgesehen 
erscheint der Vorschlag Halb zwar sehr philanthropisch, dodi 
dürfte er wohl in der Praxis nicht oft befolgt werden^). 

Der neutrale Staat, welcher die Uebergetretenen in der von 
Hall angegebenen Weise entlässt, wälzt die Verantwortlichkeit, 
welche er durch Gewährung des Asyls auf sich genommen hat, 
auf eine der kriegführenden Parteien ab. Diese geht eine Ver- 
pflichtung ein, welche sie nicht erfüllen kann. In seiner Existenz 
bedroht, wird kein Staat an solche Verträge sich binden, welche 
in der freien Benutzung seiner eigenen Kräfte ihn behindern. 
Seine Schuld wäre nicht der Bruch, sondern die Eingehung des 

35) Vgl. Morin II pag. 341/42. Den Beer Poortugael §. B03. 

»6) Hall a. a. 0. 

^) Ben Beer Poortugael a. a. 0. 

3^) Ein im Jahre 1859 stattgehabter Präzidenzfall steht Hall allerdings 
zur Seite. Derselbe wird im Bericht des schweizerischen Bundesraths an die 
hohe Bundesversammlung, betreffend die Wahrung der Neutralität der Schweiz 
während des Krieges zwischen Frankreich und Deutschland, vom 28. Juai 
1871 pag. 5 erwähnt. Nähere Details konnte ich nicht auffinden. 
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Veriarages. Und wenn er auch redlicher Weise die vom Neutra- 
len Entlassenen nicht selber verwendet, kann er sie abhalten, aaf 
eigene Hand, als Freischaaren, zur Vertheidigung ihres Vater- 
landes mitzuwirken? Soll er selbst seine eigenen Truppen inter- 
niren? Auch die Humanität hat ihre Grenze. Ist es für den 
Neutralen eine unerträgliche Last, die Uebertretenden zu inter- 
niren, so wäre ihre Au&ahme ein Unrecht gegen seine eigenen 
Unterthanen. Er muss alsdann das Asyl verweigern. Das Leben 
der Verfolgten steht ja kaum auf dem Spiele. Sie können sich 
jederzeit dem Feinde ergeben. 

Die hier entwickelten Grundsätze entsprechen der in den 
letzten Kriegen von den neutralen Staaten consequent*^) befolgten 
Praxis. Es wurde stets als ihr Recht betrachtet, verfolgten 
Truppen auf ihrem Gebiet ein Asyl zu gewähren, welches sie 
dem Gegner entzog. Desshalb erklärte die Türkei im Jahre 1768 
der Kaiserin Katharina H den Krieg, weil der russische Oberst 
Weissmann einem Trupp flüchtiger Polen nach Balta nachgesetzt 
war, dort einen Theil desselben, sowie der tartarischen Besatzung 
niedergemacht und den Ort selbst in Brand gesteckt hatte*^). 
Das Verfahren gegen die Uebergetretenen war aber selbstver- 
ständlich früher ein ganz anderes, als in heutiger Zeit. Der 
Durchmarsch durch neutrales Gebiet wurde — wie berührt — 
ehemals allgemein für zulässig erachtet. Daher war von einer 
Pflicht zur Litemirung nie die Rede. Der Neutrale machte in 
eigenem Interesse und dem der Uebergetretenen von der Befug- 
niss Gebrauch, ihnen den Durchgang durch sein Land zu ge^ 
statten. Erst als hierin eine Neutralitätsverletzung erblickt wurde, 
waren die neutralen Staaten genöthigt, zur Entwaffnung und 
Internirung der Uebergetretenen zu schreiten. 

^) So Hall selbst a. a. 0. „the invariable practice in late wars**. 

^) Das wesentlichste Moment zur Kriegserklärung war für die Türkei 
zweifellos der Umstand, dass muselmännisches Blut von den Ungläubigen 
vergossen und sogar ein Bethaus von ihnen zerstört war. Immerhin wurde 
auch die Missachtung des Asyls als eine grobe Verletzung des türkischen 
Gebiets^ betrachtet und deshalb die Zurückziehung sämmtlicher russischen 
Truppen aus Polen gefordert. Vergl. v. Schlözer: Friedrich der Grosse und 
Katharina II. 
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Während des Feldzuges in Italien im Jahre 1859 flüchteten 
Angehörige der beiden kriegführenden Parteien auf schweizeri- 
sches Gebiet. Sie wurden entwaffnet und intemirt: die öster- 
reichischen Truppen in Chur, die der Verbündeten in Luzem. 
Während der ganzen Dauer des Krieges hatte die Schweiz längs 
der an den Kriegsschauplatz stossenden Grenze — soweit das 
Gebirge es zuliess — Truppen aufgestellt, welche ein heimliches 
Passiren des neutralen Bodens verhindern und die üebertretenden 
in das Innere des Landes bringen sollten. 

Nach der Schlacht von Magenta trat am 8. Juni die ganze 
österreichische Besatzung Lavenos nach der Schweiz über. So' 
iHikl die Schiffe, auf welchen sie sich über den Lago Maggiore 
rettete, in da» aeaiiiile 'Q^bmt kamen, wurden sie durch starke 
schweizerische Wachen besetzt. Die Oesterreicher wurden bei 
Magadmo ausgeschifft und marschirten in drei Colonnen nach 
Ohur unter Bedeckung schweizerischer Milizen und unter Füh- 
rung eines eidgenössischen Generalstabsoffiziers. 

Bei Ausbruch des deutsch-französischen Krieges im Jahre 
1870 veröffentlichte der Bundesrath eine Reihe von Bestimmun- 
gen^O über die Aufrechterhaltung der Neutralität. In denselben 
heisst es u. A.: 

1. Reguläre Truppen und Freiwillige der kriegführenden 
Staaten, welche versuchen sollten, in das Bundesgebiet einzu- 
dringen oder dasselbe — einzeln oder in Abtheilungen — zu 
passiren, sind nöthigenfalls mit Waffengewalt zurückzudrängen. 

5. Flüchtlinge und Deserteure, welche das schweizerische 
Gebiet betreten, sind in passender Entfernung zu intemiren. 
Sollte ihre Anzahl bedeutend sein, so ist der Bundesrath sofort da- 
von zu benachrichtigen, und wird er das Erforderliche veranlassen. 
Eine Ausnahme hiervon findet nur statt bei Frauen, Kindern, 
kranken und sehr alten Leuten und bei solchen, von denen mit 
gutem Grunde vorauszusetzen ist, dass sie sich ruhig verhalten 
werden. Die Flüchtlinge und Deserteure, welche den Befehlen 



^*) Abgedruckt bei Bxxrj: ha. nentralite de la Suisse et son Observation 
durant la guerre actaelle in der Revue de droit international II pag. 640. 
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der Behörden nicht Folge leisten oder sonst zu Klagen Yeran.- 
lassung geben, sind sofort zurückzuschicken. 

6. Waffenfähigen Personen, welche von dem Gebiet einer 
der kriegführenden Parteien auf das der anderen sich begebt! 
wollen, ist der Durchmarsch durch die Schweiz verboten. Der- 
artige Personen sind in das Innere der Schweiz zu bringen, falls 
6ie es nicht vorziehen, wieder umzukehren. 

Zur Durchfährung dieser Bestimmungen wurde ein« ansehn-* 
liehe Truppenmacht aufgestellt. Die loyale, aber energische 
Haltung, welche der Bundesrath während des ganzen Krieges 
einnahm, ermöglichte es ihm, in einem Falle von bisher unge* 
ahnter Schwierigkeit seine Neutralitätspflichten unter allgemeiner 
Anerkennung — auch seitens der Kriegführenden — auszuüben: 
Von dem zu Paris abgeschlossenen Waffenstillstand ausgenommen, 
und auf allen Seiten von den deutschen Heeren umringt, musste 
die ßourbakische Armee, 85 000 Mann stark, auf das schweize* 
rische Gebiet übertreten^*). Zu dem Zwecke schlössen die Kom* 
mandeure der schweizerischen und französischen Truppen, Ge- 
neral Herzog und General Clinchant am 1. Februar 1871 zu 
zu Verrieres eine Convention ab, in welcher die Bedingungen 
des Uebertritts festgesetzt wurden. Dieser Vertragt), auf dessen 
interessante Einzelheiten im folgenden Abschnitt näher einzu- 
gehen ist, enthielt als erste Bestimmung die allgemeine Ent- 
waffnung^). 

Ferner sprach die Convention die Verpflichtung Frankreichs 
zur Tragung der Intemirungskosten aug. Der Schweiz wurde 
die Bestimmung der Orte, in welchen die französische Armee 
internirt werden sollte, sowie die Anordnung sämmtlicher Detait 

^ Vergl. hierüber besonders den bereits citirten Bericht des schweize- 
rischen Bundesraths vom 28. Juni 1871 und den Bericht des Oberbefehlshabört 
der schweizerischen Armee Hans Herzog über die Gren^besetzung im Januar 
und Februar 1871, vom 19. Juni 1871. 

*') Abgedruckt in: Der deutsche französische Krieg, redigirt von der 
kriegsgeschichtlichen Abtheilung des grossen Generalstabs. Vol. II 3 (V) Aul. 
No. 169. 

'*) ibid. : L'armee fran^aise, clemandant ä passer sur le territoire suisse, 
deposera, en y penetrant, ses affne&, equipements et munitionä. 
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slaasl'egelii zur Ergänzung der getrofifenen Vereinbarung vorbe- 
halten^). Die Franzosen wurden sofort entwaffnet und in den 
verschiedenen Kantonen untergebracht. Die Offiziere wurden 
von den Mannschaften getrennt^ hauptsächlich zur Aufrechter- 
haltung der Autorität der schweizerischen Offiziere, aber auch 
aus Rücksicht gegen die franzosischen Offiziere selbst. Diese 
Trennung konnte nicht ohne einigen Widerstand durchgeführt 
werden. Die Uebergetretenen wurden unter kantonales Kom- 
mando und kantonale Administratioii gestellt. Für die Be- 
wachung wurden Detachements in der Stärke von ^% — */io der 
zu Bewachenden aufgestellt. 

Von drei Kriegsgerichten wurden 21 Urtheile über 24 inter- 
nirte Militärs gefallt. Die Unteroffiziere und Mannschaften er- 
hielten Bürgerquarliere, Naturalverpflegung wie die schweizerischen 
Truppen und eine tauche Löhnung von 2ö ctms. Sie hatten 
täglich Appel und wurden theils zu Arbeiten, wie Reinigung von 
Gewehren, Kanonen etc. angehalten^). 

Ursprünglich hatte der schweizerische Bundesrath es ver- 
sucht, eine Verständigung mit den beiden kriegführenden Staaten 
dahin herbeizuführen, dasi^ der Bourbakischen Armee die Rück- 
kehr in die Heimath zu gestatten sei, Frankreich aber die Ver- 
pflichtung übernehme, die zurückkehrenden Mannschaften wäh- 
rend des Krieges nicht mfehr zum Kriege zu verwenden. Dieser 
Vorschlag wurde jedoch vom Gri^n Bismarck abgelehnt, weil 
<iie französische Regierung ausser Stande sei, Garantieen dafür 
zu bieten, dass jene Truppen nicht sofort wieder gegen das 
deutsche Heer im Felde erschienen, sobald sie den französischen 
Boden betreten hätten. Daraufhin führte der Bundesrath die 
Intemirung in der beschriebenen Weise durch. Nach Abschluss 
der Friedenspräliminarien fand die Evacnirung der Intemirten 
in der Zeit vom 13. bis 23. März 1871 statt. Die etwa elf 



55) ibid. No. 9 und 10. 

^) Revue militaire suisse 1872 No. 2 citirt bei Den Beer Poortugael 
•Beilage 67. Der Unterhalt der fränzösifichen Armee — die Offiziere eiiiW 
griffen — erforderte eine Ausgabe von 1 fr. 73 ctmis. pro Mann und Tag, 
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Millionen Franks betragenden Internirungskosten wurden Frank- 
reich in Rechnung gestellt. 

Auch auf belgisches Gebiet traten zahlreiche Truppen wäh- 
rend desselben Krieges über. Besonders flüchteten tausende yon 
^fmuEosen nach der Schlacht von Sedau dorthin. Eine Conven- 
tion wurde Imr nicht abgeschlossen, da die Anzahl derer, welche 
gleichzeitig übertraten, . jnoht so bedeutend war, dass es eines 
Vertrages zur Beseitigung der Stskürierigkeiten bedurft hätte. 
Die Principien, nach welchen Belgien haadtfte, sind ausge- 
sprochen in einem Briefe des belgischen Ministers der atBmliit - 
gen Angelegenheiten an den belgischen Eriegsminister vom 
6. August 1870. In demselben heisst es: „II faut peut-^tre 
s'attendre ä voir soit des soldats isol^s, soit des corps de troupes 
refoulös par l'ennemi jusque sur notre sol. Laisser ces soldats 
ou ces troupes regagner leur patrie, serait leur permettre de re- 
commencer la lutte, alors que, si notre territoire ne leur avait 
pas servi d'asile, ils eussent et^ faits prisonniers. Ce serait 
donc indirectement augmenter Farm^e de Tun ou de Tautre des 
belligerants, contrairement aux obligations qui d^coulent de la 
neutralitd. En semblable occurence, il faudrait d^sarmer, m^me 
par la force, les bandes qui chercheraient un refuge chez nous, 
interner les soldats et sous-officiers, et ne laisser circuler les 
offiziers que s'ils donnent, par öcrit, leur parole d'honneur qu'ils 
ne passeront point la frontiere"^). 

Demgemäss ertheilte der belgische Eriegsminister sämmt- 
Uchen Grenzbehörden den Befehl, keinen fremden Truppen den 
Uebertritt zu gestatten, wenn sie der Intemirung sich nicht 
unterwerfen wollten. Auch Belgien Hess seine Grenzen nach 
Möglichkeit bewachen durch Soldaten, welche beim Herannahen 
von Flüchtlingen die belgische und die weisse Fahne au£sogen, 
den Uebertretenden die Waffen abnahmen und ihre Intemirung 
veranlassten. Viele von den letzteren beschwerten sich darüber, 
dass ihnen die Rückkehr in ihre Heimath nicht gestattet wurde. 

'^) Abgedruckt bei Rolin - Jaequemyns : La gaerre actuelle dans ses 
rapports avec le droit international Gent 1870 pag. 71/72; auch in der Reyne 
de droit international 1870. 
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Die belgische Regierung liess jedoch weder hierdurch, noch durch 
die Stimmen eines Theils der Presse und der Deputirten in der 
Durchführung ihrer correcten Handlungsweise sich beirren. Und 
die Kammer ta:at ihr bei, indem sie die Petitionen einiger In- 
ternirten um Freilassung verwarf. Einen Ersatzanspruch wegen 
der durch die Internirung entstandenen Kosten hat Belgien nicht 
geltend gemacht. Da eine Convention hierüber nicht abge- 
schlossen war, mögen wohl politische Gründe die Regierung 
hiervon abgehalten haben. Für die Rechtsfrage lässt sich aus 
diesem Verhalten ein Argument nicht entnehmen, da die Frage 
zwischen den Regierungen gar nicht zur Erörterung gekom* 
men ist^). 

Wenn Angehörige der beiden kriegführenden Armeen auf 
sein Gebiet übergetreten sind, so dürfte der neutrale Staat wohl 
berechtigt sein, eine gleiche Anzahl Truppen jeder Partei auch 
vor der Beendigung der Feindseligkeiten zu entlassen. Hier- 
durch würde ihm eine grosse Last abgenommen, keiner der 
Kriegführenden aber begünstigt. Es versteht sich, dass die zu 
Entlassenden nicht nur der Zahl, sondern auch dem Werthe nach 
wenigstens insofern sich gleich sein müssen, als der Neutrale 
nicht Gesunde der einen Partei und blos Verwundete und 
Ej'anke der anderen zurücksenden darf. — Der belgische Mi- 
nister der auswärtigen Angelegenheiten sprach diese Ansicht 
wenigstens bezüglich der verwundeten Truppen am 9. Dezember 
1870 in der Kammer aus^). Die Schweiz hat im Jahre 1859 
eine solche Auswechselung der Internirten nicht vorgenommen. 

b) Insbesondere: Die Offiziere. 

In dem angefahrten Schreiben des belgischen Ministers vom 
6. August 1870 ist erwähnt, dass den übergetretenen Offizieren 
freie Bewegung gestattet werden dürfe, wenn sie schriftlich sich 
verpflichteten, die belgische Grenze nicht zu überschreiten. Kein 



^) So Rolin-Jaequemyns a. a. 0. und Second essai 1871 pag. 70 ff. VergL 
Bluntßchü §. 776 A. 2. Morin U pag. 342 ff. 

•^ Rolin-Jaequemyns: Second essai a. a. 0. 
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auf neutrales Gebiet übertretender Offizier hat einen Anspruch^) 
darauf^ von der Intemirung befreit zu werden. Der neutrale 
Staat empfangt nur verfolgte Flüchtlinge und muss dieselben 
interniren, damit sie sein Gebiet nicht wieder verlassen können. 
Der militärische Rang, den die Einzelnen in ihrer Heimath ein- 
nehmen, hat für ihn dabei gar kein Interesse. Das Entweichen 
von Offizieren würde viel leichter zu Reclamationen gegen ihn 
Veranlassung geben, als die Flucht einzelner Mannschafben. 
rDenn eine Kri^spartei leidet erfahrungsmässig an Ersteren stets 
mehr Mangel als an Letzteren. Auch sind jene durch ihre per- 
sonlichen Fähigkeiten und Kenntnisse werthvoUer und unersetz- 
licher als diese. Der Gegner wird daher durch die Flucht von 
Offizieren empfindlicher geschädigt. 

Die Intemirung ist aber andrerseits nur Mittel zum Zweck. 
Es lässt sich ein Grund nicht absehen, aus welchem der Neu- 
trale sie anwenden soll, wenn er den nämlichen Zweck auch 
ohne sie, auf milderem Wege erreichen kann. Bei dem pronon- 
cirten Ehrgefühl, welches unter den Offizieren der europäischen 
Armeen herrscht, ist der Bruch des Ehrenworts eine sehr grosse 
Seltenheit. Deshalb gestatten selbst kriegführende Staaten den 
von ihnen gefangen genommenen Offizieren sehr häufig freie Be* 
wegung, wenn sie auf Ehrenwort versichern, dass sie einen be- 
stimmten Umkreis nicht verlassen werden. Die Neutralen sind 
nun gewiss nicht verpflichtet, die auf ihr Gebiet Uebergetretenen 
härter zu behandeln, als eine kriegführende Partei ihre Gefan- 
genen. 

Sie haben daher auch oft die Courtoisie geübt, den überge- 
tretenen Offizieren mehr oder minder beschränkte Bewegungs- 
freiheit in ihrem Lande zu gestatten, wenn dieselben durch 
Ehrenwort sich verpflichtet hatten, aus demselben ohne Erlaub- 
niss sich nicht zu entfernen. Im Jahre 1870 forderten Belgien 
und die Schweiz dieses Versprechen schriftlich; es geschah das 
wohl nur, um im Falle des Entweichens ein sicheres Beweis- 
mittel über die Abgabe des Ehrenworts in Händen zu haben. 
Ein Mann, diem sein Wort überhaupt heilig ist, wird einen ün- 

*) Friedrich von MartcDS a. a. 0. ü §. 133 pag. 565. 
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terschied zwischen dem schriftlich und dem nar mündlich abge- 
gebenen nie machen^). 

Auch wenn sie die freie Wahl ihres Aufenthaltsorts haben^ 
unterliegen die Offiziere doch im Uebrigen den gleichen Bestim- 
mungen wie die Mannschaften. Insbesondere sind auch sie zum 
Gehorsam gegen den neutralen Staat verpflichtet. Für ihren 
Unterhalt sorgt dieser. Gewährt er Offizieren beider kriegfüh- 
renden Parteien ein Asyl, so wird er ihnen natürlich nur eine 
lokal begrenztere Bewegungsfreiheit gestatten, um Conflicte zwi- 
schen ihnen unmöglich zu machen. Die Schweiz gestattete den 
Generalen der Bourbakischen Armee innerhalb ihres Gebiets 
völlig freie Wahl des Aufenthaltsorts. Die übrigen Offiziere 
wurden in Zürich, St. Gallen, Luzem, Baden, Interlaken und 
Freiburg intemirt^). 

So häufig die neutralen Staaten den übergetretenen Offizieren 
eine freie Bewegung in ihrem Lande auch gestatten mögen, muBS 
es doch im einzelnen Falle stets als eine ausnahmsweise Be- 
günstigung betrachtet werden. Die Offiziere theilen grundsätz*; 
lieh das Loos ihrer Soldaten, wie dies der österreichische Dele-^ 
girte Baron von Schönfeld auf der Brüsseler Conferenz hervor- 
hob. Diese Versammlung schloss sich dem dadurch an, dass 
sie bei der Redaction des Art. 53 ihres Entwurfs die allgemeine 
Kegel der Intemirung übertretender Truppen voranschickte und 
erst demnächst die Zulässigkeit einer milderen Behandlung 
der Offiziere aussprach. Der ursprüngliche belgische Entwurf 
dagegen besprach erst das Verfahren gegen Offiziere und dann 
das gegen Unteroffiziere und Gemeine. Hierdurch hätte der 
Anschein erweckt werden können, als ob die Exemtion der 
Offiziere von der Internirung die Regel bilden sollte*). 

Eine noch grössere Freiheit, als die hier beregte, gestattete 
die belgische Regierung im Jahre 1871 einem auf ihr Gebiet 



^ Art. 53 des Brüsseler Projet and §. 80 des Manael des lois de la 
guerre erfordern die Schriftlichkeit nicht. 

^) ReTue militaire suisse bei Den Beer Poortngael a. a. 0. 

^) Actes de la Conference de Broxelles ; Protocoll vom 24. August 1870 
und Annexe IQ. 
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übergetretenen französischen Obersten. Derselbe war wältrend 
des WafiFenstillstandes zum Deputirten in die französische Natio- 
nalversammlung gewählt worden. Man erlaubte ihm, nach Bor- 
deaux zu reisen, nachdem er auf Ehrenwort versprochen hatte, 
bis zum Abschluss des Friedens nur als Deputirter thätig za 
sein^). Eine solche Behandlung wird wohl stets zu den Aus- 
nahmen gehören. Auch darf nicht vergessen werden, dass der 
Waffenstillstand bereits abgeschlossen war. 

c) Uebertritt einzelner Personen. 

a) Im Allgemeinen. 

Der neutrale Staat soll, wie ausgeführt wurde, eine auf sein 
Gebiet übertretende Armee, bezw. grössere Truppenabtheilung 
entwaffnen und intemiren, um so zu verhindern, dass die Ge- 
währung des Asyls zu einer dem Gegner nachtheiligen Hülfs- 
leistung werde. Ist nun ein solches Verfahren auch einzelnen 
Angehörigen einer Armee gegenüber nothwendig, welche allein 
auf neutralen Boden flüchten? Wäre der Gegner geschädigt, 
wenn ihnen erlaubt würde, nach ihrer Heimath zurückzukehren? 

Letztere Frage ist wohl zu verneinen, wenn von dem sel- 
tenen Falle abgesehen wird, dass es sich um solche Personen 
handelt, welche durch ihre Persönlichkeit von bedeutendem Werthe 
für ihre Partei sind. Bereits oben wurde aber dargelegt, dass 
der Durchmarsch durch neutrales Gebiet auch einzelnen Personen 
zu untersagen ist, weil dieselben ihn sonst in so grosser Anzahl 
begehren würden, dass die Gewährung im Resultat eben solche 
Begünstigung wäre, wie die Gestattung des Durchzugs einer 
ganzen Armee oder doch grösserer Heeresabtheilungen. Aus 
diesem Grunde darf der neutrale Staat auch einzelnen Flücht- 
lingen, welche auf seinem Boden eine Zuflucht gesucht haben, 
die Rückkehr in ihre Heimath während der Dauer des Feld- 
zuges nicht erlauben. Eine Asylgewährung wäre andernfalls 
nichts als die Gestattung eines Durchmarschs^. 

5) Morm Vol. II pag. 264. 

^) Rolin-Jaequemyns a. a. 0., Pasquale Fiore: Trattato di diritto inter- 
nazionale pubblico, 2. Ausgabe Turin 1879—84 Vol. EI §. 1857. 
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In Belgien zeigte es sich während des deutsch-französischen 
Krieges von 1870/71 recht deutlich, dass auch einzelne Personen 
so massenhaft auf neutrales Gebiet übertreten können, dass ein 
unterschied von dem üebertritt einer Armee gar nicht mehr be- 
steht. Die Tausende von französischen Soldaten, welche sich — 
besonders nach der Schlacht von Sedan — nach Belgien retteten, 
waren zum grössten Theile nicht mehr in geschlossenen Verbän- 
den, sondern langten zerstreut, einzeln oder nur in ganz kleinen 
Trupps an der neutralen Grenze an^). Hätte ihnen die Rück- 
kehr nach Frankreich freigestanden, so würde Belgien im Grunde 
genommen der ganzen bei Sedan kämpfenden Armee, soweit sie 
nicht in Gefangenschaft gerieth, den Durchzug durch sein Gebiet 
gestattet haben. 

Der Neutrale muss daher auch einzelne Angehörige eines 
Heeres, die auf seinen Boden übertreten, entwaffnen und inter- 
niren. Letzteres selbst dann, wenn sie unbewaffnet und ohne 
Uniform erscheinen. Man hat das deshalb bestritten, weil der 
neutrale Staat, im Irrthum über den Oharacter der sein Gebiet 
Betretenden, in die Lage kommen könne, friedliche Personen zu 
interniren. Doch darf das in Wahrheit für ihn — wie Rolin- 
Jaequemyns bemerkt hat^) — nur eine Veranlassung zu grosser 
Vorsicht sein. Er muss sämmtliche auf sein Gebiet übertretende 
Angehörige einer Armee interniren, weil sie dies sind. „Woran 
er als solche sie erkennt, ist eine That-, keine Rechtsfrage." 

Häufig wird es zwar vorkommen, dass einzelne Flüchtlinge 
sich unbemerkt durch das neutrale Land in ihre Heimath retten. 
Und in der That gelang es manchem Franzosen*) im Jahre 1870 
trotz der Wachsamkeit der belgischen Behörden, denn eine her- 
metische Absperrung der Grenze ist nicht möglich*). Der neu- 



^) Rolin-Jaequemyns a. a. 0. 

') ibidem. 

*) Rolin-Jaequemyns, dtirt bei Guelle a. a. 0. II pag. 283. 

*) VergL den im Jahre 1859 zwischen den österreichischen und schwei- 
zerischen Behörden geführten Notenwechsel, insbesondere das Schreiben des 
eidgenössischen Obersten Bontemps in „der Krieg in Italien 1859^ bearbeitet 
durch das k. k. Generalstabsbureau für Kriegsgeschichte Yol. I pag. 252. 
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trale Staat genügt seiner Pflicht, wenn er einen derartigen Miss- 
brauch seines Gebiets nach Kräften verhindert. Er muss es aber 
ohne Bücksicht darauf thnn, ob einzelne Flüchtlinge zahlreich 
oder nur ganz ausnahmsweise auf seinen Boden übertreten, so 
dass ihr Entweichen den Gregner nicht benachtheiligen w^irde. 
Der Neutrale darf die Ausübung seiner Pflichten nicht uaek 
diesem Standpunkt der Nützlichkeit, sondern soll sie nach einem 
höheren Gesichtspunkte regeln und muss daher das an sich Un- 
zulässige stets verbieten. 

ß) EnilaufBiie Kriegtgefangen« und Deserteur«. 

Entflohene Elriegsgefangene haben sich wiederholt auf neu- 
trales Gebiet gerettet. Auch sie wurden daselbst regelmässig 
intemirt. Ein interessanter Process wurde, hierüber im Jahre 
1871 vor den belgischen Gerichten verhandelt*), Einem in 
Deutz gefangen gehaltenen französischen Unteroffizier gelang es, 
nach Belgien zu entfliehen. Dort erklärte er seine Absicht, 
nach Frankreich zurückzukehren, und wurde in Folge dessen zu 
Gent intemirt. Er strengte nunmehr gegen den belgischen Staat 
eine Civilklage an auf Anerkennung der Verpflichtung des Be- 
klagten, ihn sofort in Freiheit zu setzen. 

Den vom Staate erhobenen Einwand der Unzuständigkeit 
des Gerichts verwarf der erste Richter, weil die Freiheit eil?, 
bürgerliches Recht sei, ein diesbezüglicher Streit über sie daher 
vor die gewöhnlichen Gerichte gehöre. 

Der Appellhof zu Brüssel verwarf jedoch diese Ansicht und 
sprach die Incompetenz der Civilgerichte aus, weil hier eine rein 
militärische Massregel vorläge. Wie Rolin - Jaequemyns und 
Bluntschli hervorgehoben haben, handelt es sich nicht sowohl 
um eine militärische Massregel, als vielmehr um die Erfüllung 
einer völkerrechtlichen Pflicht, deren Beurtheilung nicht nach 
dem Civilrecht erfolgen kann. 

Den Beer Poortugael leugnet es, dass die Internirung der 
auf sein Gebiet geflohenen Kriegsgefangenen eine Verpflichtung 
des neutralen Staats sei. Seiner Ansicht nach ist sie nur eine 



^) Eolin-Jaequemyns, BluntscMi a. a. 0. Den Beer Poortugael §. 300. 
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Befugniss, von welcher derselbe Gebrauch machen kann, falls 
es ihm zweckmässig erscheint. Dem ist aber nicht beizupflich- 
ten. Gefangene Soldaten sind nach wie vor Angehörige ihrer 
Armee. Gelingt es ihnen, auf neutrales Gebiet zu entfliehen, so 
sind sie frei geworden^). ' Die Kj-iegsgefangenschaft ist dadurch 
bedingt, dass der Gefangene in der Gewalt seines Gegners sich 
befindet. Daher endigt sie nothwendiger Weise, wenn er der- 
selben definitiv sich entzieht, und das geschieht durch Flucht 
auf neutrales Gebiet. Der neutrale Staat sieht also in den Kriegs- 
gefangenen nur Angehörige der einen kriegführenden Partei und 
es ist nicht zu bezweifeln, dass er als solche sie zu interniren 
verpflichtet ist. Den Beer-Poortugael vindicirt ihm aber das 
Recht, sie des Landes an dem Punkte zu verweisen, an welchem 
sie es betreten haben. Das Betreten seines Bodens darf er ihnen 
allerdings untersagen und sie auch mit Gewalt daran hindern. 
Sind sie aber einmal aufgenommen worden, so muss ihnen auch 
ein Asyl gewährt werden. 

Nicht im Widerspruch steht hiermit die während der Be- 
rathungen der Brüsseler Conferenz ausgesprochene Ansicht'), 
dass der neutrale Staat den Kriegfuhrenden gegenüber keine 
Verpflichtungen hat mit Bezug auf die entflohenen und auf sein 
Gebiet geretteten Kriegsgefangenen: Der Umstand, dass die 
Uebergetretenen vordem Gefangene waren, ist für ihn bedeu- 
tungslos, nicht aber ihre Zugehörigkeit zu einer der Armeen. 
In dieser letzteren Hinsicht würde er sich einer Neutralitäts Ver- 
letzung schuldig machen, wenn er ihnen die Rückkehr in ihre 
Heimath durch sein Land gestattete. 



*) Das ist ein alter völkerrechtlicher Grundsatz: 

Im Jahre 1588 entrannen mehrere hundert gefangene Türken von einem 
bei Calais gestrandeten spanischen Schiffe. Sie wurden reclamirt. Frankreich 
aber lieferte sie nicht aus, sondern behauptete, sie seien durch Betreten seines 
Gebiets frei geworden und sandte sie nach Konstantinopel; vergl. Hall §. 22& 
und Art. 20 des venetianischen Neutralitätsedicts vom 9. September 1779 bei 
Härtens: Recueil des principaux traites Vol. IV sowie Art. 19 der österreichi- 
schen Ordonnanz vom 7. August 1803 ibid. Suppl. Vol. III. 

*) Actes de la Conference de Bruxelles; Protocoll vom 24. August 1874. 
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Anders ist die Sadilage^ wenn Deserteure der einen krieg- 
führenden Partei auf das neutrale Gebiet fluchten. Bei den aa£ 
die allgemeine Wehrpflicht und nicht mehr auf den Söldnerdienst 
gegründeten Heeresverfassungen der meisten europäischen Staaten 
wird es zu den verschwindenden Ausnahmen zählen, dass Sol- 
daten Yon einer Armee zu der anderen überlaufen. Die meisten. 
Deserteure haben vielmehr die Absicht, dem Kriegsdienst über- 
haupt sich zu entziehen. Ihr Uebertritt — oder richtiger ge- 
sagt: ihre Flucht — auf neutrales Gebiet begründet für den neu- 
ta*alen Staat nicht sowohl auf seiner Neutralität beruhende Bechts- 
Verhältnisse, als vielmehr solche, wie sie auch zu Friedenszeiten 
durch die Flucht eines fremden Deserteurs in sein Land ent- 
stehen. Die Gegenpartei wird für gewönlich kein Interesse 
daran haben, ob der Deserteur seinem Heimathsstaat ausgelie- 
fert, in seiner Freiheit belassen oder vom Neutralen intemirt 
wird. Letzterer hat daher keine Veranlassung, den auf sein Ge- 
biet entflohenen Deserteur anders zu behandeln, als er es während 
des Friedens thun würde. Besteht ein Auslieferungsvertrag, so 
muss er ihn auf Verlangen ausliefern. Andernfalls wird er ihm 
Alles gewähren, was er anderen Fremden gestattet*). 

Eine Internirungspflicht ist nur dann begründet, wenn zu 
befürchten ist, dass der Deserteur die Absicht hat, zur anderen 
Partei überzugehen. Aus dem bereits angegebenen Grunde wird 
das wohl nur in Bürgerkriegen oder dann vorkommen, wenn ein 
Gebietstheil eines der kriegführenden Staaten von einer Bevöl- 
kerung bewohnt ist, welche diesem Staate nur mit Widerstreben 
angehört, und deren Sympathieen auf Seiten des Feindes sind. 
In diesem Falle ist es eine Neutralitäts Verletzung, wenn der Neu- 
trale den Ueberläufern dadurch Vorschub leistet, dass er ihnen 
ungehinderten Durchzug durch sein Gebiet gestattet. Er muss 
sie daher bis zum Friedensschluss intemiren, falls er nicht durch 
Gesetz oder Vertrag zu ihrer Auslieferung verpflichtet ist. Die^ 
selbe ist auch hier statthaft, denn sie ist keine Begünstigung 
einer Partei : sie verstärkt weder die eine — welche den Deser- 



*) Den Bfeer Poortugael §. 801, 
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teur bestraft, in ihre Reihen aber nicht wieder einstellt — und 
schwächt nicht die andere, denn der Ueberläufer gehört noch 
nicht zu ihr. 



2. Irreguläre Truppen. 

a) Begriff. 

Der Ausdruck irreguläre Truppen wird nur von wenigen 
modernen Schriftstellern gebraucht. Die meisten unterscheiden 
nur die reguläre Armee und solche nicht zu dieser gehörende 
Personen, denen die Rechte der Kriegführenden zustehen. Daneben 
werden dann die sogenannten wilden Volksstämme gestellt. Als 
irreguläre Truppen nennen diejenigen, welche diesen Ausdruck 
überhaupt gebrauchen, Baschi-Bozuks, Tscherkessen, Kurden 
u. s. w., d. h. einige wilde Volksstämme, welche von europäischen 
Staaten in ihren Kriegen verwendet werden. Der Begriflf ist aber 
ein weiterer und zugleich ein militärisch technischer. Ein preus- 
sischer Offizier*) hat ihn folgendermassen definirt: „Irregulär 
sind diejenigen Truppen, welche zum Krieg aufgeboten, Aus- 
rüstung und BewaflFnung sich selbst mitbringen, oft unter selbst 
gewählten Führern stehen, auch keine festen factischen Verbände 
bilden, sondern willkürlich oder nach Bedürfniss zu einzelnen 
selbstständigen Haufeu von verschiedener Stärke zusammengestellt 
werden." Hiernach sind irreguläre Truppen: 

1. Volksstämme, welche zum regulären Heerdienst nicht er- 
zogen, zum Kriege aufgeboten werden und in ihren Stammes- 
formationen auftreten. Sie bringen in der Regel ihre eigene 
nationale Ausrüstung mit und werden von ihren Stammeshäuptem 
angeführt. Irreguläre Truppen dieser Art sind die Indianer, 
Sepoys, Baschi-Bozuks, Tscherkessen, Kurden etc. Ihnen ver- 
wandt sind die früher in den russischen und österreichischen 
Militärkolonien angesiedelt gewesenen Volksstämme, wie die Ko- 



^) Der verstorbene Major im grossen Generalstabe E. Lademann in 
Meyers Conversationslexikon. Eine bessere Definition habe ich nicht aafzu- 
zafinden vermocht. 
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saken, die oegterreichischen Seresaner und „Grenzer')." Aach 
sie standen meist unter einheimischen Führern. 

Die sogenannten wilden Yolksstämme betrachten den Kriege 
als Handwerk. Sie führen ihn in primitiver Weise, etwa nacli 
Art der Hunnen und der in das Romische Reich eingedrungenen 
Germanen. Es fehlt ihnen die militärische Schulung, welche die 
regulären Armeen des neunzehnten Jahrhunderts zu einem sicheren 
Werkzeug in der Hand ihrer Führer macht und durch die Dis- 
ciplin es ermöglicht, dem Ausbruch der Rohheit selbst während 
des Kampfes Schranken zu setzen. 

2. Die Freicorps. So heissen diejenigen Truppen, welche 
freiwillig (d. h. ungezwungen) zur Errettung ihres Vaterlandes 
zu den Waffen greifen, aber nicht in die reguläre Armee ein- 
treten, sondern in grosser Anzahl um die Person eines berühmten 
Führers sich sammeln und — meist mit Autorisation der Staats- 
gewalt — in eigenen Verbänden kämpfen. Sie haben eine be- 
sondere Uniform und führen den Krieg in der Regel wie regu- 
läre Truppen. Durch die Persönlichkeit ihres Führers erhalten 
sie häufig ein eigenthümliches Gepräge. Zu erwähnen sind hier 
die Freicorps Schills, Lützows und Garibaldis. 

3. Die Freischützen (Franctireure)'). Auch sie ergreifen 
freiwillig die Waffen zur Rettung ihres Vaterlandes. Von den 
Freicorps unterscheiden sie sich durch die Zahl und die militä- 
rische Verwendbarkeit. Jene treten nur in grösseren Verbänden 
auf und sind vermöge ihrer Stärke und Organisation eine Truppe, 
mit der grössere Unternehmungen erfolgreich durchgeführt werden 
können, wie Garibaldi es in den Jahren 1859 und 1860 gezeigt 
hat. Die Freischützen dagegen bilden nur schwache Trupps, sind 



*) Die ^Grenzer" waren entstanden durch Ansiedelang Deutscher, Kroa- 
ten, Uskoken und Walachen. Oesterreich hat seit der Entmilitarisirung der 
sogenannten Militärgrenze (1872) keine irregulären Truppen mehr. Die meisten 
der russischen Eosakenregimenter zählen jetzt gleichfalls zu den regulären 
Truppen. Vergl. Jahns: Heeresverfassungen und Völkerleben. 2. Auflage. 

') Mitunter werden sie, mitunter auch die unter 2 besprochenen Freicorps 
als Freischaaren bezeichnet. Trotz dieser Verwechselung der Ausdrucke ist 
d(\v Unterschied gross. 
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daher lediglich für den kleinen Krieg verwendbar. Ihr Wirkungs- 
feld pflegt ein lokal eng begrenztes zu sein; und zu wahrer Be- 
deutung werden sie höchstens da gelangen, wo auf beiden Seiten 
nur geringe Kräfte entwickelt werden* Die besseren Elemente 
einer Nation werden im allgemeinen zu Freicorps sich vereinigen, 
während die unlauteren das bequemere Leben eines Franctireurs 
vorziehen dürften. 



b) Uebertritt auf neutrales Gebiet. 

Das Verhältniss eines neutralen Staats in Bezug auf die 
auf sein Gebiet übertretenden irregulären Truppen lässt sich nur 
bestimmen durch Erörterung der Frage, ob die Letzteren zur 
Armee gehören oder nicht. Die Angehörigen einer solchen ge- 
niessen die Rechte der Kriegführenden und müssen auch vom 
neutralen Staate dementsprechend behandelt werden. Freibeuter 
Briganten 'und andere Personen, die nicht zu einer Armee ge- 
hören, wird der Neutrale ebenso behandeln, wie Personen, welche 
zu Friedenszeiten auf sein Gebiet flüchten. Da sie am Kriegs- 
stande keinen Theil haben, hat er weder ihnen gegenüber noch 
in Bezug auf sie den Kriegfuhrenden gegenüber Neutralitäts- 
pflichten. Seinen Gesetzen und den von ihm geschlossenen Ver- 
trägen gemäss wird er sie entweder auf Verlangen als Verbrecher 
dem Staate ausliefern, gegen welchen sie sich auf seinem eigenen 
oder auf dem von ihm besetzten Gebiete vergangen haben, oder 
er wird ihnen die Rechte zugestehen, welche er jedem Fremden 
in seinem Lande einräumt. 

Es würde zu weit führen, die Frage zu erörtern, unter welchen 
Bedingungen nicht zu einer regulären Armee gehörende Personen 
die Rechte der Kriegführenden für sich in Anspruch nehmen 
dürfen. Die in Art. 9. des Brüsseler Entwurfs ausgesprochenen 
Grrundsätze mögen hier als massgebend erachtet werden. Auch 
die irregulären Truppen müssen dieselben befolgen, und demge- 
mäss stehen ihnen die Rechte der Kriegführenden zu. Das ist 
schon durch ihre Bezeichnung als Truppen ausgedrückt, welche 
ihnen sonst nicht zukäme. Personen, welche an kriegerischen 
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Handlangen sich betheiligen und die Kriegsgesetze missachten, 
sind BrigantenO, aber nie irreguläre Truppen. Die Letzteren ge- 
hören zu den legitimen Bestandtheilen der Wehrkraft eines Lan- 
des'). Hieraus folgt, dass die neutralen Staaten verpflichtet sind, 
irreguläre Truppen, welche auf ihr Gebiet übertreten, als Ange- 
hörige einer Armee zu behandeln, d. h. als Personen, denen die 
Rechte der Ejriegfuhrenden zustehen. Demgemäss sind ihnen gegen- 
über die Rechte und Verpflichtungen der Neutralen dieselben, 
wie den regulären Truppen gegenüber^)- So hat z. B. die Schweiz 
im Jahre 1859 die auf ihr Gebiet übergetretenen Garibaldischen 
Freischärler, die cacciatori delle Alpi, in Luzem internirt und 
überhaupt ebenso behandelt, wie die zu Chur internirten Oester- 
reicher. Während des Krieges von 1870/71 flüchtete ein ver- 
einzeltes Corps von ungefähr einhundertfünfzig irregulären fran- 
zösischen Truppen auf schweizerisches Gebiet. Sie mussten an 
der Grenze ihre Waffen ablegen, wurden nach Thun gebracht 
und dort unter militärische Aufsicht gestellt*). 

Die Verwendung wilder Volksstämme in europäischen Kriegen 
wird zwar von den meisten Schriftstellern als völkerrechtswidrig 
bezeichnet^). Das Institut de droit international nannte sie eine 
infraction grave aux lois de la guerre*), als die von den Baschi- 
Bozuks und Tscherkessen im Jahre 1876 in Bulgarien verübten 

^) Anderer Ansicht ist Grenander. (Sur les conditions necessaires, selo^ 
le droit des gens, pour avoir, en guerre le droit d'etre considere et traite 
comme soldat, Paris 1882 insbesondere pag. 17/18) Er sagt: Weil nur Staaten 
Krieg führen, ist nur der ein Soldat, welcher vom Staat dazu berufen ist. Der- 
selbe muss äusserlich durch eine Uniform kenntlich sein. Weiter ist nichts 
erforderlich, insbesondere nicht Beobachtung der Kriegsgesetze. Nur Kepres- 
salie gegen den feindlichen Staat ist es, weim die Missachtung der Kriegsge- 
setze dem schuldigen Individuum gegenüber geahndet wird. Letzteres selbst 
ist nach Grenander theoretisch schuldlos. 

2) Heffter §. 124. 

.') Fiore a. a. 0. 

^) Bericht des schweizerischen Bundesraths vom 28. Juni 1871 pag. 4. 

*) Vergl. von Blum^rincq a. a. 0. pag. 362/63. Friedrich von Marteas 
a. a. 0. II §. 110 pag. 490. von Holtzendorflf das europäische Völkerrecht 
(Encyclopädie der Rechtswissenschaft I) §. 60. 

*) Annuaire de Tlnstitut de droit international 1878. 
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Gräuel in Europa bekannt geworden waren. Im Interesse der 
Civilisation des Krieges erscheint es höchst "wünschenswerth, dass 
die europäischen Mächte sich nicht mehr solcher uncivilisirteii 
Horden bedienen, von denen Kenntniss der Kriegsgesetze nicht 
erwartet werden kann. Für die Gegenwart ist jedoch mit der 
Thatsache zu rechnen, dass die meisten Staaten, denen ihre ausser- 
europäischen Besitzungen die Möglichkeit dazu gewähren, in ihren 
Feldzügen wilde Volksstämme verwenden. Russland hat irregu- 
läre tscherkessische Reiterregimenter; die Türkei setzt ihr Heer 
zum wesentlichen Theile aus irregulären Truppen zusammen, 
England führte im Jahre 1878 die indischen Sepoys nach Cypern 
als ein Krieg zwischen ihm und Russland auszubrechen drohte. 
Und diese Mächte erkennen auch den irregulären Truppen ihrer 
Gegner die Rechte der Kriegführenden zu. Die Russen haben 
z. B. während des letzten Krieges mit der Türkei vielfach Baschi- 
Bozuks zu Kriegsgefangenen gemacht. 

Nicht zu bezweifeln ist es, dass die Staaten, welche ihre 
Kriege mit Hülfe wilder Völkerschaften führen, für die von diesen 
verübten Gräuel verantwortlich sind. Die Schuld trifft sie, weil 
sie Truppen verwenden, welche notorisch unfähig sind, wie civi- 
lisirte Wesen sich zu betragen^). Diesen Truppen selbst aber müssen 
die Rechte der Kriegführenden zuerkannt werden, denn sie trifft 
keine Verantwortlichkeit. Auf Befehl ihres Souverains betheiligen 
sie sich am Kriege^). Hiermit ist natürlich nicht ausgeschlossen 
dass der Feind im Einzelfalle die Grausamkeiten demjenigen ver* 
gilt, welcher sie begangen hat. Der neutrale Staat aber muss 
sie jedenfalls wie alle Irregulären als Angehörige einer Armee 
behandeln, denn sie kämpfen im Auftrage eines von ihm aner- 

^) So das Institut de droit international in seinen Annaaire 1878; ebenso- 
ibid. Den Beer Poortogael in einem Briefe. 

^) Nach Grenander sind sie daher zweifellos Soldaten. An Tscherkessen^ 
Kurden etc. kann man nicht bona fide dieselben Anforderungen stellen, wie 
an diejenigen Irregulären, welche aus Einwohnern civilisirter Staaten bestehen. 
Auch wäre es einer civilisirten Nation unwürdig, sie ihrer Unkenntniss der 
Kriegsgesetze halber als ausserhalb des Kriegsstandes stehend, d. h. als 
rechtlos zu behandeln. Das ist aber kein Grund, auch bei civilisirten Yölken^ 
von der Beobachtung der Ejiegsgesetze abzusehen. 
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kannten Staats, und er hat die Art ihrer Kriegführung nicht zu 
beurtheilen. Es steht jedoch bei ihm, fremden Truppen den 
Uebertritt auf sein Gebiet zu untersagen; und es dürfte wohl 
jeder Neutrale Baschi-Bozuks und ähnlichen Horden gegenüber 
von dieser Befugniss ausgiebigen Gebrauch machen. Ist der 
Uebertritt aber einmal mit seiner Erlaubniss erfolgt, so muss er 
sie ebenso behandeln, wie reguläre Truppen. So weit indessen 
die von ihm zu ergreifenden Massregeln von den jedesmaligen 
Umständen abhängen, wird er diesen Truppen gegenüber stets za 
den strengsten Aufsichtsmassregeln berechtigt sein, da er ihrer 
sonst nicht Herr sein würde. 



3. Personen, die von einer kriegführenden Partei 
als Kriegführende, von der anderen als solche aber nicht 

anerkannt werden» 

Die irregulären Truppen stehen hart an der Grenze zwischen 
den Kriegfuhrenden einerseits und solchen Personen anderer- 
seits, welche an den feindlichen Handlungen sich betheiligen, 
ohne die Rechte der Kriegfuhrenden zu geniessen. Als Krieg- 
führende werden die autorisirten Freicorps regelmässig behandelt, 
da sie die hierfür erforderlichen Garantieen bieten. Die Behand- 
lung nicht autorisirter Freischaaren dagegen hängt häufig von 
dem Erfolge ihrer Kriegführung ab *). Indessen ist das Verfahren 
Napoleon I gegen das SchilFsche Corps stets als ein Act reiner 
Willkür verurtheilt worden. 

Namentlich aber bei denen in kleineren Abtheilungen auf- 
tretenden Freiwilligentrupps, den Franctireuren, wird es leicht 
zweifelhaft sein, ob sie zu den Kriegführenden zu zählen sind 
oder nicht. Der Gegner ist naturgemäss geneigt, ihnen die 
Rechte derselben zu versagen. Eine Meinungsverschiedenheit 



*) Den Beer Poortugael §. 43. 

') Bluntschli: Völkerrechtliche Betrachtungen über den deutsch-franzö- 
sischen Krieg 1870/71 in von Holtzendorfifs Jahrbuch des deutschen Reichs I 
pag. 287. 
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beider Parteien über ihren Character ist selten eine Folge man- 
gelnder bona fides auf einer Seite, sondern rührt häufiger davon 
her, dass über eine Thatfrage die Ansichten von einander ab- 
weichen. So verhielt es sich bei dem während des deutsch-fran- 
zösischen Krieges von 1870 — 71 ausgebrochenen Streit über die 
Behandlung der Franctireure. Es handelte sich, hier lediglich 
darum, ob Letztere überall und auf gehörige Entfernung als Sol- 
daten erkennbar wären oder nicht ^). 

In solchen Fällen behandelt die eine Partei die betreffenden 
fiir sie kämpfenden Personen als Kriegführende, die andere Partei 
aber nicht. Wie verhält sich alsdann der neutrale Staat, wenn 
solche Personen auf sein Gebiet übertreten? Betrachtet er sie 
als Angehörige der Armee, welcher sie sich angeschlossen haben, 
und welche sie selbst zu ihren Angehörigen zählt, so muss er 
sie entwaffnen und interniren. Gesteht er ihnen der gegne- 
rischen Auffassung entsprechend die Rechte der Kriegführenden 
nicht zu, so scheint er sie wie Privatpersonen behandeln zu 
müssen, welche in Friedenszeiten sein Gebiet betreten. Jedoch 
liegt auf der Hand, dass der Neutrale solchen Personen die völ- 
lige Freiheit nicht belassen darf, während er die auf seinen Boden 
übertretenden regulären Truppen internirt. Ihre eigene Partei, 
welche sie selbst ihrem Heere zuzählt, könnte gegen ihre Inter- 
nirung Einwendungen nicht erheben. Der Gegner, welcher sie 
nicht als Soldaten betrachtet, leitet hieraus das Recht her, 
strenger mit ihnen als mit den Truppen zu verfahren. Er ist 
daher wohl zu der Forderung berechtigt, dass der Neutrale sie 
mindestens ebenso behandelt, wie die auf sein Gebiet übertre- 
tenden Soldaten. Es würde dem schlimmsten Guerillakriege 
Raum gegeben, wenn die Franctireurbanden das neutrale Gebiet 
ungehindert benutzen dürften. Der neutrale Staat muss das 
jedenfalls verhindern. Die auf sein Land übertretenden Per- 
sonen der hier beregten Art sind von ihm zu entwaffuen und 
festzuhalten. Andernfalls würde er die Partei in unzulässiger 
Weise begünstigen, für welche diese Personen kämpfen. 



') So Rolin-Jaequemyns: La guerre actuelle etc. a. a. 0. pag. 23. 
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Zweifelhaft kann es erscheinen, ob der Neutrale nicht mit- 
unter berechtigt oder gar verpflichtet ist, diejenigen, welche als 
Kriegführende von ihrem Gegner nicht anerkannt werden, an diesen 
auf Verlangen auszuliefern, wenn speciell die Gründe dargethan. 
werden, aus welchen ihnen jene Anerkennung versagt wird. Es 
flüchten sich z. B. Franctireure auf neutrales Gebiet, welche vom 
Feinde des Marodirens oder versteckten Wafifentragens beschul- 
digt werden. Sie würden allerdings jeden Anspruch auf die 
Rechte der Kriegführenden durch solche Handlung verloren 
haben*). Dieselbe ist ein Verbrechen gegen die Kriegsgesetze, 
wie Mord und Raub gegen die Strafgesetze. Soll nicht wie der 
Mörder und der Räuber, so auch ein solcher Verhrecher gegen 
das Kriegsrecht zur Bestrafung ausgeliefert werden? 

Oder soll er beim Neutralen eine Freistatt finden, wohin er 
sich sicher zurückziehen kann? 

Es darf nicht übersehen werden, dass die Partei, welcher 
die beregten Personen zugehören, die Handlungen derselben in 
einem anderen Lichte betrachtet und ihnen deshalb die Rechte 
der Kriegführenden vindicirt. Es ist sicher wünschenswerth, 
dass diejenigen, welche die Kriegsgesetze missachten, der gerech- 
ten Bestrafung nicht entzogen werden. Besteht aber zwischen 
den beiden Parteien darüber Streit, ob die auf neutrales Gebiet 
Uebergetretenen den Anspruch auf Behandlung als Soldaten ver- 
wirkt haben, so würde der neutrale Staat durch ihre Ausliefe- 
rung sich zum Richter über die beiden Ejriegsparteien aufwerfen. 
Eine solche Rolle entspricht seiner Stellung nicht. Beschränkt 
er sich dagegen auf Entwaffnung und Internirung der Ueberge- 
tretenen, so begünstigt er keinen der Kriegführenden und sichert 
den Gegner vor einem nochmaligen Angriff von Seiten der be- 
regten Personen. 

Diese Handlungsweise erscheint auch vom Humanitätsstand- 
punkte aus als die allein richtige. Der hohe Grad von Leiden- 
schaftlichkeit, welcher die im Kriege Begriffenen stets beseelt, 
führt leicht zu einer harten und ungerechten Beurtheilung des 



*) Anderer Ansicht wie erwähnt Grenander a. a. 0. 
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Feindes und seiner Handlungen. Lieferte der Neutrale die hier 
beregten Personen ihrem Gegner aus, so würde er sie dem sichern 
Tode oder doch einer übermässig harten Strafe preisgeben, obwohl 
der Thatbestand ihres angeblichen Verbrechens nicht unstreitig 
feststände. 

B. J^iehtcombattanteii. 

Die Nichtcombattanten, Auditeure, Intendanturbeamten u. s. w. 
unterscheiden sich von den Combattanten nur insofern, als sie 
an dem Kampfe grundsätzlich nicht theilnehmen ^). Im Uebrigen 
stehen sie ihnen völlig gleich. Sie geniessen die Rechte der 
Sjriegfuhrenden und unterliegen als solche der Kriegsgefangen- 
schaft wie jene^). Der neutrale Staat, welcher einer Armee -ein 
Asyl gewährt, entzieht die Nichtcombattanten ebensowohl wie 
die Combattanten der sicher drohenden Gefangennahme. Wie 
diese muss er daher auch jene entwafiEnen und interniren, um 
einer Parteilichkeit sich nicht schuldig zu machen. Denn die 
unbehinderte Benutzung seines Landes seitens der Nichtcom- 
battanten einer Partei ist für letztere gleichfalls ein Vortheil. 
den der Neutrale ihr nicht gewähren darf. Wenn auch die 
Nichtcombattanten am Kampfe grundsätzlich sich nicht betheili- 
gen, so sind sie doch für ihre Armee unentbehrlich. Dies geht 
zur Genüge daraus hervor, dass sie, einmal gefangen genommen, 
vom Gegner auch gefangen gehalten werden. 

Auf der Brüsseler Conferenz schlug der General von Voigts- 
Rhetz für Artikel 53 des Entwurfs die Fassung vor: „Les 
combattants et les non-combattants qui arrivent chez les neula'es 
doivent ^tre internus etc." Der Baron von Lambermont aber 
bemerkte, dass dieser Ausdruck eine Erklärung seinerseits er- 
forderlich machen würde. Es wurde alsdann vorgeschlagen: „des 
troupes apartenant äTune des parties bellig^rantes" und schliesslich 
folgende Fassung adoptirt: „des troupes apartenant aux arm^es 
bellig^rantes')." 

>) Bluntschü §. 578. 

*) Heffter §. 126. Art. 11 des Brüsseler Projet. 

') Actes de la Conference de Bruxelles; ProtocoU vom 24. Augast 1874. 
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Es darf hieraus nicht geschlossen werden ^ die Brasseler 
Conferenz habe sich über die Nichtcombattanten nicht aassprechen 
oder hinsichtlich ihrer eine andere Behandlang als die der Conoi- 
battanten zalassen wollen. Jene gehören zum Heere wie diese 
und sind daher darch den Ausdruck „des troupes apartenant 
aux arm^es bellig^rantes" ebenso bezeichnet wie sie. Die Be- 
merkung des Barons von Lambermont bezog sich vermuthlich aaf 
die durch die Genfer Convention neutralisirten Personen. Hin- 
sichtlich ihrer erleidet die hier aufgestellte Regel, dass die auf 
neutrales Gebiet übertretenden Nichtcombattanten zu entwa£Fiieii 
und zu interniren sind, allerdings eine Ausnahme^). 

Neutralisirt ist durch Artikel 2 der Genfer Convention vom 
22. August 1864 das gesammte Personal der Hospitaler and 
Feldlazarethe, die zu denselben gehörigen Yerwaltungsbeamten, 
das Sanitätscorps, die EJrankentrSger und Geistlichen. Nach 
Artikel 3 sollen dieselben auch im Falle einer feindlichen Occa- 
pation ihren Dienst ungestört fortsetzen und sind nach dessen 
Beendigung zu ihren Truppen zu entlassen. Sie dürfen also 
nicht zu Gefangenen gemacht werden. 

Es ist bereits mehrfach darauf hingewiesen worden, dass der 
Uebertritt auf neutrales Gebiet die üebertretenden regelmässig 
der sicher drohenden Kriegsgefangenschaft entzieht. Um nicht 
einer Begünstigung des einen Theils sich schuldig zu machen, 
tritt der neutrale Staat an die Stelle der siegreichen Partei. An 
ihrer Statt hält er die Verfolgten auf und verhindert jede fernere 
Betheiligung derselben an dem Kjiege. Die Intemirung lieber- 
getretener durch ihn ist daher in mancher Hinsicht ein Analogen 
der Gefangennahme der Besiegten durch ihren Feind. Deshalb 
hat auch der Neutrale die Personen nicht zu interniren, welche 
als neutralisirte von der Kriegsgefangenschaft ipso iure eximirt 
sind. Es wäre paradox, wenn diejenigen, welchen der Feind die 
Freiheit belassen muss, weil sie neutralisirt sind, vom neutralen 
Staate internirt würden. Die Thätigkeit dieser Personen be- 
schränkt sich allein darauf, die Heilung der Verwundeten und 

^) Eine Ausnahme machen selbstverständlich Korrespondenten nnd ändere 
dem Heere folgende aber nicht zu ihm gehörende Privatpersonen. 
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Kranken zu bewirken, bezw. ihnen geistKchen Zusprach zu Tbeil 
werden zu lassen. Ihr Beruf ist ein eminent friedlicher. Es 
wäre nicht Unparteilichkeit gegen die Kriegführenden, sondern 
Inhumanität gegen die Verwundeten und Kranken, wenn der 
Neutrale die Aerzte, Apotheker, Geistlichen u. s. w. bei sich 
intemiren und ihnen die Ausübung ihres Berufs unmöglich 
machen wollte. 

Die Brüsseler Conferenz hat diese Frage nicht berührt^). 
Nur bei der Berathung des Durchzugs der Verwundeten und 
Kranken^) wurde erwähnt, dass auch dem begleitenden Sanitäts- 
personal das Passiren des neutralen Gebiets zu gestatten sei'). 
Es muss aber ganz allgemein sämmtlichen ausschliesslich für 
den Sanitätsdienst bestimmten Personen freistehen, das neutrale 
Land zu betreten, ohne der Internirung ausgesetzt zu sein. 

Ein Unterschied zwischen den in den Hospitälern und Feld- 
lazarethen Angestellten und den Uebrigen besteht nicht. Ein 
militärisches Interesse hat ihre Internirung nicht; und selbst, 
wenn es ausnahmsweise einmal der Fall sein sollte, so muss es 
hier hinter dem unendlich grösseren Interesse der Humanität 
zurückstehen. Dieser Grundsatz entspricht auch der Praxis der 
neutralen Staaten in den letzten Kriegen. 

Selbst Belgien, welches im Jahre 1870 jeden Verwundeten 
internirte, der sein Gebiet betrat, hat die Aerzte und anderen 
hier beregten Personen davon ausgenonunen. 

Selbstverständlich darf dem Neutralen, auf dessen Gebiet 
Angehörige einer Armee übertreten, nicht zugemuthet werden, 
die unter ihnen befindlichen Kranken und Verwundeten durch 
seine Aerzte pflegen zu lassen, während das zu ihnen gehörige 
Sanitätspersonal auf den Kriegsschauplatz oder in die Heimath 
zurückkehrt. In diesem Falle ist es die Pflicht des Letzteren, 
den Kameraden selbst beizustehen, und erst nach ihrer Genesung 
sie zu verlassen. Der neutrale Staat nimmt durch Gewährung 
des Asyls eine Reihe schwerer Opfer auf sich. Er ist daher 

*) Vergl. aber §. 82 des Manuel des lois de la guerre. 

^) Hierüber ist im folgenden Abschnitte zu handeln. 

^) Actes de la Conference de Bruxelles; Protocoll vom 24, August 1874. 
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wohl berechtigt, von dem übergetretenen Sanitätspersonal die 
Erfüllung seiner Pflicht za verlangen und sie nöthigenfalls dorcli. 
Zwang dazu anzuhalten. Die bei der Bourbakischen Armee befind- 
lichen französischen Aerzte und Krankenwärter wurden ebenso wie 
die eidgenössischen von der Schweiz zur Pflege der Intemirten 
verwendet®). 

€• Verwundete and Kranke. 

Die Rechte und Verpflichtungen eines neutralen Staats in 
Bezug auf die auf sein Gebiet übertretenden Angehörigen einer 
Armee sind, wie gezeigt wurde, herzuleiten aus den allgemeinen 
Rechten und Verpflichtungen der Neutralen überhaupt. Es ist 
insbesondere die Verpflichtung der Unparteilichkeit^), welche auf 
seine Handlungsweise bestimmend einwirken muss und es ihm. 
unmöglich macht, den Truppen der kriegführenden Staaten die 
ungehinderte Benutzung seines Landes zu gestatten. Es kommt 
dabei nicht auf den Zustand an, in welchem jene sich befinden. 
Seine Stellung wird dadurch nicht geändert, dass die TJeber- 
getretenen nicht gesunde, kampffähige, sondern verwundete und 
kranke Personen sind'). Wollte er Letzteren die Rückkehr in 
ihre Heimath gestatten, so würde er ihnen dazu behülflich sein, 
der drohenden Gefahr sich zu entziehen und nach erfolgter Ge- 
nesung die Waffen von Neuem zu ergreifen. Eine solche Be- 
günstigung wäre für den Gegner besonders desshalb gefahrlich, 
weil ein geschlagenes, verfolgtes Heer, welches gezwungen ist, 
auf neutrales Gebiet zu flüchten, naturgemäss sehr viele Ver- 
wundete und Kranke mit sich führt. Die Zahl derselben in der 
Bourbakischen Armee überstieg 12 000'). 

Die Humanität erfordert es, dass der Neutrale den Ver- 
wundeten und Kranken Hülfe und Pflege ebenso zu Theil wer- 
den lässt, wie er sämmtlichen üebergetretenen das zum Leben 
Nothwendige darreicht. Jedoch tritt seine Verpflichtung hier 

*) Bericht des schweizerischen Bundesraths vom 28. Juni 1871 pag. 41. 
*) D. h. die Verpflichtung, beide Theile in gleicher Weise zu behandeh. 
') Rolin- Jaeqnemjns : Second essai a. a. 0. pag. 72/73. 
^) Beriebt des schweizerischen Bundesraths vom 28. Juni 1871 pag. 43. 
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nur insoweit ein, als Sanitätspersonal nicht mit übergetreten ist 
oder seine Aufgabe nicht zu bewältigen vermag. 

Eine andere Behandlung dürfen nur diejenigen auf neutralen 
Boden übergetretenen Verwundeten und Kranken gemessen, 
Yon welchen nach erfolgter Genesung es sich herausstellt, dass 
sie für immer oder wenigstens so lange kampfunfähig sein wer- 
den, als der gegenwärtige Krieg nach menschlicher Berechnung 
dauern kann. Alsdann ist eine längere Intemirung zwecklos, 
da diese Personen nicht mehr im Stande sind, von ihrer Frei- 
heit zum Nachtheil des Gegners Gebrauch zu machen. Daher 
gestattete ihnen auch Belgien im Jahre 1870 die Rückkehr*). 
Ausgenommen hiervon sind jedoch solche, die trotz persönlicher 
Kampfunfähigkeit durch ihre Kenntnisse der Kriegführung ihrer 
Partei zu dienen vermögen^). 

Es entsprechen diese Grundsätze denjenigen, welche über 
die in Feindesgewalt gerathenen Kranken und Verwundeten 
durch Art. 6 der Genfer Convention und den Zusatzartikel vom 
20. October 1868 aufgestellt sind^). Die Schlussbestimmung des 
Letzteren dürfte jedoch einer practischen Anwendung nicht fähig 
sein. Ihr zu Folge sind nicht nur die nach der Heilung als 
kampfunfähig erkannten, sondern auch alle übrigen Verwundeten 
und Kranken unter der Bedingung von dem Gegner in ihre 
Heimath zurückzusenden, dass sie während des Feldzuges die 
Waffen nicht wieder ergreifen. Weder Deutschland noch Frank- 
reich haben während des Krieges von 1870/71 diese Bestimmung 
befolgt. Ein Vorwurf kann daraus keinem der beiden Staaten 
gemacht werden. Im Gegentheil: ihr Verhalten ist das einzig 
richtige. Es liegt gar kein Grund vor, den Genesenen einen 
Vorzug vor den übrigen Truppen einzuräumen^). Der Neutrale 



*) Rede des belgischen Ministers d'Anethan vom 9. Dezember 1870 bei 
Rolin-Jaequemyns: Second essai a. a. 0. pag. 71/72. 

5) Guelle I pag. 163. 

^) Art. 56 des Brüsseler Projet: „La Convention de Geneve s'applique 
aux malades et blesses internes sur territoire neutre." 

^) Guelle a. a, 0. Bluntschli in von Holtzendorffs Jahrbuch I a. a. 0. 
pag. 323. 
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hat der Menschlichkeit Genüge geleistet, wenn er den Verwun- 
deten und Kranken in seinem Lande die nothige Pflege zur Her- 
stellung ihrer Gesundheit angedeihen Hess. Nachdem dies ge- 
schehen, ist er verpflichtet, die zur Aufrechterhaltung der strengen 
Neutralität erforderlichen Massregeln consequent durchzuführen. 
Andernfalls gäbe es für verwundete Soldaten nichts Bequemeres, 
als auf neutralem Gebiet in Sicherheit sich pflegen zu lassen, 
um schliesslich wieder den Kampf aufzunehmen. 

Der neutrale Staat ist somit verpflichtet, die auf seinen 
Boden übergetretenen Truppen gleichmässig zu entwaffnen und 
bis zum Abschluss des Friedens zu intemiren, ohne Kücksicht 
auf deren Gesundheitszustand. Die Humanität aber gestattet 
ihm, nach anderer Seite hin, den im Felde Verwundeten oder 
krank Gewordenen dann Erleichterung zu verschaffen, wenn sie 
nicht als verfolgte Flüchtlinge auf sein Gebiet gejagt werden. 

Im sanitären Interesse ist es wünschenswerth, sie — wenn 
ihr Zustand es gestattet — so schnell als möglich in die Hei- 
math zu transportiren. Gegenden, in welchen kriegführende 
Armeen längere Zeit sich bewegt haben, sind meistentheils so 
ausgesogen, dass eine gute Verpflegung der Kranken daselbst 
mit besonderen Schwierigkeiten verknüpft ist. Der lange Auf- 
enthalt grosser Massen von Menschen und Pferden auf einem 
verhältnissmässig beschränkten Terrain macht dasselbe leicht 
sehr ungesund, vornehmlich wenn Krankheiten grassiren und die 
Sterblichkeit gross ist. Noch gefahrlicher ist das Verbleiben der 
Verwundeten und Kranken in der Nähe der Schlachtfelder, wo 
der Boden und die Luft durch die umherliegenden Leichen ver- 
pestet sind. Daher hat jede Partei ein hervorragendes Interesse 
daran, sie aus der ungesunden Gegend so schnell wie möglich 
fortzuschaffen. 

Dem Transport vom Kriegsschauplatze in die Heimath aber 
stehen oft mannigfache BGndemisse entgegen. Die Strassen sind 
wegen der Nähe des Feindes nicht immer sicher. Es wird leicht 
eine Stockung eintreten infolge des nothwendigen Transports von 
kampffähigen Mannschaften, Kriegsmaterial und Lebensmitteln. Die 
militärische Nothwendigkeit zwingt häufig dazu, andere Angelegen- 
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heiten als die Beförderung der Verwundeten und Kranken, ins Auge 
zu fassen. Um Letztere einem elenden Loose zu entreissen, haben 
die neutralen Staaten ihnen zumeist den Durchzug durch ihr 
Gebiet erlaubt, wenn eine kriegführende Partei oder eini^elne 
Invaliden selber darum baten. Es liegt hier nicht die Gewäh- 
rung eines Asyls für verfolgte Truppen vor, sondern nur ein 
Humanitatsact, um den — zur Zeit wenigstens — Kampfunfähigen, 
welche den Uebertritt nicht begehren, um sich der Gefangen- 
nahme zu entziehen, zu ihrer Genesung nach Möglichkeit Bei- 
stand zu leisten®). 

Im EinzeKalle wird häufig die Feststellung schwierig sein, 
ob der Uebertritt der Kettung halber oder nur aus dem Grunde 
erfolgt, um den Verwundeten und Kranken eine • ruhige Rück- 
reise zu ermöglichen. Befinden sich viele gesunde Soldaten unter 
den Uebertretenden, so ist ^anzunehmen, dass sie lediglich eine 
Zuflucht aufsuchen. Bestehen dieselben dagegen zum über- 
wiegenden Theile aus invaliden Personen, welche nur unter dem 
Schutze einer militärischen Eskorte sind, so darf wohl voraus- 
gesetzt werden, dass das sanitäre Interesse allein für sie mass- 
gebend ist. 

Verpflichtet ist der Neutrale nie, den Durchzug durch sein 
Gebiet zu erlauben, denn kraft seiner Souveränität ist jeder Staat 
berechtigt, nach freiem Ermessen das Betreten seines Landes 
durch Fremde zu regeln. Wenn er aber einer Partei den Trans- 
port von Verwundeten und Kranken durch dasselbe gestattet, so 
darf er ihn der anderen nicht verweigern. Er würde sonst seine 
Unparteilichkeit aufgeben. Er ist alsdann ferner verpflichtet, 
dafür Sorge zu tragen, dass der Transport nicht zu unerlaubten 
Mitteln, wie Transport von kampffähigen Mannschaften und Kriegs- 
material benutzt wird^). Er ist für die Aufrechterhaltung seiner 
Neutralität verantwortlich und muss die dazu erforderlichen Mass- 
regeln selbst treffen. Solange die Verwundeten und Kranken auf 
seinem Gebiet sich befinden, hat er die Aufsicht über sie. Er 



*) Fiore a. a. 0. §. 1858. von Bulmerincq a. a. 0. pag. 358. 
^ Art. 55 des Brüsseler Projet. §. 83 des Manuel des lois de la guerre. 
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muss das Nöthige veranlassen, dass sie ungehindert ihre Reise 
fortsetzen; er darf aber nicht dulden^ dass Trappen ihrer Armee 
durch sein Land sie geleiten ^^), sondern er muss ihnen erforder- 
lichen Falls selbst einige Begleitmannschaften beigeben. Auch 
das zum Lebensunterhalt Nothwendige hat er ihnen während dieser 
Zeit zu reichen. Es sind das alles Pflichten, deren Erfüllung er sich 
nicht entziehen kann, wenn er den Transport einmal gestattet hat. 
Dass der Staat, dessen Verwundete und Kranke durch das neu- 
trale Gebiet in ihre Heimath zarückkehren, zur Erstattung der 
hierdurch dem Neutralen entstandenen Kosten yerpflichtet ist, 
bedarf kaum der Erwähnung. 

Während des deutsch-französischen Krieges gestattete die 
Schweiz beiden Theilen den Transport Verwundeter und Kranker 
durch ihr Gebiet, sowohl den einzelner Personen, wie den grösserer 
Züge. Belgien dagegen schlug ein anderes Verfahren ein^^). 
Deutschland bat um die Erlaubniss, seine und die von ihm ge- 
fangengenommenen Invaliden durch Belgien zurücksenden zu 
dürfen. Die Regierung dieses Landes erklärte hiermit unter der 
Bedingung sich einverstanden, dass Frankreich, dem das Näm- 
liche zu gestatten sei, Einwendungen nicht erheben würde. Der 
letztgedachte Staat sah jedoch in dieser Massregel eine unzu- 
lässige Begünstigung seines Gegners, denn derselbe würde durch 
die Möglichkeit, die Verwundeten durch Belgien zu transportiren, 
in die Lage versetzt, seine eigenen Eisenbahnen ausschliesslich 
zur Beförderung frischer Truppen und neuen Kriegsmaterials zu 
benutzen. In Folge dieser Erklärung befahl die belgische Re- 
gierung, keinem Verwundeten und Kranken einer der krieg- 
führenden Armeen die Reise durch Belgien zu gestatten"). 



^^) Die militärische Eskorte darf also das neutrale Gebiet nicht betreten, 
oder sie wird daselbst entwaffnet und intemirt. 

^*) Rolin- Jaequemyns : La guerre actuelle a. a. 0. pag. 70/71. 

^^ „Aucon bless6 allemand ou fran^s ne peut prendre place dans an 
convoi du chemin de fer de l'Etat, quelsque soient le lieu de son depart ou 
le lieu de sa destination.^ Instruction des belgischen Eisenbahnministers yom 
27. August 1870 bei Rolin-Jaequemjns a. a. 0. 
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Pasquale Fiore^) ist der Ansicht, dass der Transport der- 
selben durch neatrales Gebiet Im Interesse der Humanität immer 
freistehen müsse. Dem ist nicht beizupflichten. Es ist nicht 
zu leugnen, dass er unter Umständen weniger ein Humanitätsact, 
als vielmehr eine Erleichterung für eine der kriegführenden Par- 
teien sein kann. Alsdann erfordert es die Unparteilichkeit des 
neutralen Staats allerdings, den Transport — bei Widerspruch 
des Gegners — zu verbieten. Dies kann sich aber immer nur 
auf Massentransporte beziehen. Die Durchreise einzelner Ver- 
wundeter dürfte aus diesem Grunde wohl nie zu untersagen sein**). 



p. Kriesss^^Ans^ne, welche Ton den llebertretenden 
auf neutrales Gebiet gebracht werden. 

Es wurde bereits erwähnt*), dass Kriegsgefangene, welche 
das neutrale Gebiet betreten, dadurch aufhören, Kriegsgefangene 
zu sein. Der neutrale Staat würde sich einer Begünstigung der 
einen Kriegspartei schuldig machen, wenn er ihr auf seinem 
Gebiet behülflich sein wollte, die Kriegsgefangenschaft über An- 
gehörige des anderen Heeres aufrecht zu erhalten. Ein Staat 
ist neutral, wenn er an dem Kriege anderer Staaten nicht theil- 
nimmt. Das würde aber geschehen, wenn er einem von ihnen 
(oder auch beiden) die Bewachung ihrer Gefangenen abnähme. 
Wer sein Gebiet betritt, ist frei und unterliegt nur den Be- 
schränkungen, die der Neutrale als solcher ihm auferlegt. 

Es gilt das nicht nur, wenn entflohene Kriegsgefangene auf 
neutrales Land sich retten, sondern auch wenn ein Heer oder 
eine zu ihm gehörende Abtheilung bei ihrem Uebertritt auf jenes 
Gefangene dorthin mit sich führt*). Dieselbe tritt über, um sich 
der Gefangenschaft zu entziehen. Wäre der Uebertritt nicht er- 
folgt, so wäre sie in dieselbe gerathen, ihre eigenen Gefangenen 



") Fiore a. a. 0. 

"*; Bluntschli §. 776 c und in von Holtzendorffs Jahrbuch a. a. 0. pag. 333. 
Calvo ni pag. 468 und 470. Den Beer Poortugael §. 302. Guelle E pag. 277. 
») Seite 33 A. 2. 

') Actes de la Conference de Bruxelles; Protocoll vom 24. August 1874. 
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aber wären befreit worden. Sie selbst vermag diese Befreiung 
nicht mehr zu verhindern, wohl aber der Neutrale, welcher ihr 
den Uebertritt gestattet. Er ist offenbar nicht berechtigt, fär sie 
die Bewachung der Gefangenen zu übernehmen. Er ist aber 
auch nicht — wie Guelle^) dies meint — berechtigt, diese als 
Gefangene auf sein Gebiet gebrachten Personen bei sich zu inter- 
niren. Dieselben hören — dies giebt auch Guelle zu — dadurch, 
dass sie auf neutrales Gebiet gebracht werden, au^ Gefangene 
zu sein. Ihr Uebertritt ist kein freiwilliger. Der Neutrale hat 
ihre directe Befreiung dadurch verhindert, dass er dem Heere, 
welches sie gefangen hielt, den Uebertritt gestattete. Durch die 
Internirung blieben sie im Wesentlichen ihrer Freiheit beraubt. 
Der Neutrale würde aber auch thätig zum Nachtheil der Partei 
in die Kriegshandlungen eingreifen, welcher er die Befreiung 
ihrer gefangenen Truppen dadurch unmöglich machte, dass er 
dem Gegner den Uebertritt gestattet. Er muss also die 
von diesem auf sein Gebiet gebrachten Gefangenen in Frei- 
heit setzen und ihnen die sofortige Rückkehr in die Heimath 
oder zu ihrem Heere ermöglichen — wie dies auch die Schweiz 
bezüglich der von der Bourbaki' sehen Armee gefangen mitge- 
führten Deutschen gethan hat. Der neutrale Staat muss 
natürlich dafür Sorge tragen, dass diese von ihm in Freiheit ge- 
setzten Personen sein Land nicht zur Operationsbasis oder zu 
anderen feindlichen Handlungen benutzen. Eventuell wird er 
sie daher nur unter hinreichender Eskorte über seine Grenze 
bringen. 

Der Unterschied zwischen den hier beregten Personen und 
den entflohenen Gefangenen liegt für den neutralen Staat darin, 
dass Letztere freiwillig auf sein Gebiet sich retten, um der fer- 
neren Gefangenschaft sich zu entziehen. Sie kommen für ihn 
nur als Angehörige einer Armee in Betracht. Erstere werden 
wider ihren Willen in sein Land geführt. Ihre Befreiung soll 
verhindert werden. Und dazu darf der Neutrale die Hand nicht 
bieten. 



«) Guelle II pag. 275 A. 2. 
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Eine besonders schwierige Lage entsteht für Letzteren, wenn 
einer der Kriegführenden das Ansinnen an ihn stellt, durch sein 
Gebiet den Transport von Verwundeten zu gestatten, unter wel- 
chen Gefangene sich befinden. Will er dem Folge geben, so 
muss er consequenter Weise die in dem Zuge befindlichen Ge- 
fangenen thatsächlich in Freiheit setzen. 

Von Rechtswegen haben sie dieselbe — wie ausgeführt — 
durch das Betreten seines Bodens erlangt. Unter dieser Be- 
dingung würde die betrefiPende Kriegspartei es vermeiden, ihre 
verwundeten und kranken Gefangenen durch das neutrale Gebiet 
zu transportiren. Sie würde dadurch zu deren Befreiung selbst 
die Hand bieten und der Gefahr sich aussetzen, von ihnen nach 
erfolgter Herstellung von Neuem angegriffen zu werden. Sie 
würde nur ihre eigenen Invaliden durch das neutrale Gebiet in 
die 'Heimath senden, die feindlichen aber auf Umwegen, viel- 
leicht mit bedeutender Verzögerung dorthin schaffen oder gar 
in ungesunden Gegenden des Kriegsschauplatzes verkommen 
lassen. 

Die Humanität macht es oft zu einer ethischen Pflicht des 
Neutralen, Verwundeten den Durchzug durch sein Gebiet zu ge- 
statten. Eine Rechtspflicht aber ist es, den Transport Gefan- 
gener durch dasselbe zu verhindern und die dorthin gebrachten 
in Freiheit zu setzen. 

Auf der Brüsseler Conferenz entspann sich eine längere 
Debatte über die Frage, wie in diesem Falle das strictum jus 
mit der Humanität in Einklang zu bringen sei*). Eine befriedi- 
gende Lösung ist nicht gefunden worden. Als eine solche kann 
wenigstens nicht die Entscheidung bezeichnet werden, dass der 
Neutrale — berechtigt den Durchzug zu gestatten oder zu unter- 
sagen — vor Ertheilung seiner Erlaubniss über zweifelhafte 
Fragen mit beiden Kriegführenden sich verständigen könne. 

Diese Lösung ist einmal deswegen unbefriedigend, weil ein 
solches Einvernehmen mit zwei feindlichen Parteien nur langsam, 
mittelst sorgfaltiger Unterhandlungen erzielt werden wird. Der 



') Actes de la Conference de Bruxelles; Protocoll vom 27. August 1874* 
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Theily welcher den Transport bewerkstelligen will, ist aber nicht 
immer in der Lage, ihn längere Zeit hindurch aufzuscliieben^). 
Wird ihm die Erlaabniss nicht sofort ertheilt, so wird er den 
Transport auf andere, für die Verwundeten allerdings nachthei- 
ligere Weise ausführen. 

Hiervon abgesehen erscheint es doch mehr als zweifelhaft^ 
wie ein solches Einvernehmen überhaupt zu erzielen ist. Der 
Staat, welcher die verwundeten Gefangenen in Händen hat, wird 
dieselben freiwillig nie durch neutrales Gebiet transportiren, 
wenn er weiss, dass sie dort in Freiheit gesetzt werden. Der 
Gegner aber wird wohl immer auf seinem Rechte bestehen. Er 
wird es stets als eine mit der Neutralität unvereinbare Begün- 
stigung der anderen Partei erklären, wenn ihr gestattet wird, 
ihre Gefangenen durch das neutrale Land hindurch zu führen. 
Aus diesen Gründen kann die auf der Brüsseler Conferenz' vor- 
geschlagene Lösung nicht befriedigen. Es ist jedoch nicht za 
leugnen, dass dieselbe practisch sehr annehmbar wäre, wenn sie 
wirklich einmal zu einem guten Resultate führen sollte. Dies ist 
aber sehr unwahrscheinlich. 

Der General-Major von Voigts-Rhetz erklärte auf der Brüs- 
seler Conferenz: Wenn Verwundete beider Parteien in ein und 
dasselbe Hospital aufgenommen seien, so müsse der Staat, dem 
letzteres zugehöre, das Recht haben, sie alle in einer Transport- 
colonne in sein Land zu senden. Man könne unmöghch ver- 
langen, dass alle Verwundeten in ungesunden Quartieren ver- 
blieben oder direct in ihre Heimath zurückgesandt würden. Hier 
sei eine Lücke. Seiner Meinung nach müsse man daher ent- 
weder dem neutralen Staat das Recht, den Transport doroh 
sein Gebiet zu gestatten, absprechen oder ihn zwingen, denselben 
bezüglich aller derjenigen zu erlauben, für welche er bean- 
sprucht werde. 

Diese Auffassung entspricht scheinbar den allgemeinen 
Grundsätzen über die Rechte und Pflichten der Neutralen nicht. 



*) Die diesbezügliche Anfrage der deutschen Regierung bei der belgischen 
bezog sich nicht auf einen bestimmten Transport, sondern auf solche im All- 
gemeinen. 



r. 
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Es folgt aas ihr, wie der General von Yoigts-Rhetz auch her- 
vorhob, dass die kriegführende Partei, welche die Verwundeten 
durch neutrales Gebiet transportirt, darüber zu entscheiden hat, 
ob die unter ihnen befindlichen Gefangenen dort frei werden 
sollen oder nicht. Dennoch dürfte die Auffassung die rich- 
tige sein. 

Wie bereits hervorgehoben wurde, sind Massentran^jporte 
Verwundeter durch neutrales Gebiet dann überhaupt unstatthaft, 
wenn zu befürchten ist, dass sie nur unternommen werden sollen, 
um die directe Verbindung mit der Heimath für die Beförderung 
der kamp^higen Mannschaften und des Kriegsmaterials offen zu 
halten. Der neutrale Staat darf den Transport durch sein Ge- 
biet nur dann erlauben, wenn er die Ueberzeugung hat, dass 
seine Handlungsweise lediglich ein Humanitätsact, keine par- 
teiische Begünstigung ist. Es gilt dies, gleichviel ob unter den 
Verwundeten Gefangene sich befinden oder nicht. Hieraus er- 
giebt sich,' dass die Partei, welche den Transport ausführen will, 
einen erheblichen militärischen Vortheil durch denselben nicht 
verlangt. Und wie gross ist der Nachtheil des Gegners? Seine 
gefangenen Truppen würden, wenn der Durchzug durch das neu- 
trale Gebiet nicht stattfände, entweder in ungesunden Quartieren 
verbleiben oder vom Feinde anderweitig in dessen Land geschafft 
werden. Die Befreiung gelingt thatsächlich wohl nur in ver- 
hältnissmässig seltenen Fällen. Und wenn die betreffenden Ge- 
fangenen befreit werden? Sie sind alle verwundet; bei der kurzen 
Dauer der modernen Kriege und der langsamen Heilung der 
meisten durch Geschosse verursachten Wunden — von den ganz 
leichten abgesehen — sind wohl nicht viele Verwundete in der 
Lage, während des nämlichen Feldzuges am Kampfe sich noch- 
mals betheiligen zu können. 

Aus allen diesen Gründen erscheint die Gestattnng de& 
Transports der verwundeten Gefangenen durch neutrales Gebiet 
so vorwiegend als reiner Humanitätsact, dass die darin liegende 
Begünstigung wirklich nebensächlich wird®). Von Bedeutung ist 

®) Anders Art. 83 des Manuel des lois de la guerre, welcher consequent 
auf dem Staudpunkt steht: „Wer neutrales Gebiet betritt, ist frei.* 
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nur der Umstand, dass den Ejranken und Verwundeten eine 
sichere Reise und gate Pflege ermöglicht wird. Die Grestattung 
des Transports dürfibe daher mit der Neutralität wohl vereinbar 
sein; dies auch ohne Rucksprache mit der Partei, deren Truppen 
als Gefangene in der Colonne sich befinden, welche durch das 
neutrale Gebiet befordert werden soll. 



III. Das auf neutrales Gebiet gebrachte Kriegsmaterial. 

A. Die Besehlas^nahme. 

Zum Kriegsmaterial gehören Feldbagage, Munition, Waffen, 
Kanonen, kurz alle Gegenstände, die zum Angriff oder zur V^er- 
theidigung dienen können^), also z. B. auch die Armeepferde. 

Die Rechte und Verpflichtungen eines neutralen Staats in 
Bezug auf das während des Krieges auf sein Gebiet gebrachte 
Kriegsmaterial der kriegführenden Parteien sind analog den 
Kechten und Pflichten, welche den auf seinen Boden übergetre- 
tenen Angehörigen einer Armee gegenüber ihm zustehen. 

Der Transport des Kriegsmaterials durch neutrales Gebiet 
ist ebenso unzulässig, wie der Durchzug von Truppen^). Wie 
den übergetretenen Soldaten das Verlassen desselben unmöglich 
gemacht werden muss, so. darf auch nicht gestattet werden, das 
dorthin gebrachte Kriegsmaterial der kriegführenden Parteien 
aus dem neutralen Gebiet wieder auf den Kriegsschauplatz oder 
an einen anderen Ort zu schaffen, von dem aus seine fernere 
Benutzung ermöglicht werden könnte. Der neutrale Staat ist 
kraft seiner Souveränität jederzeit berechtigt, eine Rettung des 
Kriegsmaterials auf sein Gebiet zu erlauben oder zu verbieten. 
Wählt er das Erstere, so ist er verpflichtet, dafür Sorge zu 
tragen, dass diese Benutzung seines Bodens durch eine Kriegs- 

*) Calvo: Dictionnaire manuel de diplomatie et de droit international 
public et prive, Berlin 1885 Artikel: Materiel de gaerre. 
') Art. 55 des Brüsseler Projet. 
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partei nicht eine Benachtheiligung der anderen sei. Zu dem Zwecke 
muss eine Beschlagnahme des gesammten auf neutrales Gebiet 
gebrachten Kriegsmaterials eintreten. Hierdurch wird es dem 
Eigenthümer zwar erhalten, und der Feind verhindert, seiner sich 
zu bemächtigen. Dieser hat dafür aber auch die Gewissheit, 
dass sein Gegner während des Krieges nicht mehr in der Lage 
ist, des auf neutralen Boden geretteten Materials sich zu bedie- 
nen. Andererseits wäre die von Lorimer^) gebilligte Auslieferung 
desselben Seitens des Neutralen an den verfolgenden Theil zweifel- 
los eine ebenso unzulässige Begünstigung, wie die Gestattung 
der Durchfuhr. Es wäre directe Hülfsleistung, wenn der Neu- 
trale jenem das Material übergeben würde, welcher dessen sich 
selbst zu bemächtigen nicht vermocht hat. Der neutrale Staat, 
d. h. der Staat, welcher an einem Kriege sich nicht betbeiligt, 
muss soviel als möglich jedes Eingreifens sich enthalten, und 
zwar nach beiden Seiten hin. Bezüglich des auf sein Gebiet 
gebrachten Kriegsmaterials kann das nur dadurch geschehen, 
dass er es dem ferneren Gebrauche während des Krieges voll- 
kommen entrückt. 

Die Beschlagnahme darf deshalb auch erst nach Abschluss 
des Friedens aufgehoben werden. 

Dieselbe besteht selbstverständlich nicht blos auf dem Pa- 
pier. Der neutrale Staat ist vielmehr verpflichtet, das gesammte 
Kriegsmaterial unter seine Obhut zu nehmen, derart, dass ein 
Raub desselben, wenn nicht absolut unmöglich gemacht, so doch 
nach besten Kräften verhindert wird. Er wird es daher eventuell 
in eine Festung oder sonst wohl verwahrte Räume bringen. 

Aufwendungen behufs Reparatur und Instandsetzung des 
Materials braucht der Neutrale nicht zu machen*). Seine Ver- 
pflichtung erstreckt sich lediglich auf eine Verhinderung der fer- 
neren Benutzung desselben. Hiermit ist natürlich nicht ausge- 
schlossen, dass er die von ihm internirten Truppen dadurch 



3) Lorimer a. a. 0. II pag. 176. 

*) Absatz 2 des §. 81 des Manuel des lois de la guerre widerspricht 
wohl nicht, sondern will nur sagen, dass das Kriegsmaterial so untergebracht 
werden muss, dass es nicht beschädigt werden kann. 
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beschäftigt^ dass er ihnen die Reinigung und Reparatur ihrer 
Waffen aufgiebt, wie es die Schweiz im Jahre 1871 gethan hat. 
Das hier aufgestellte Princip erstreckt sich nicht auf die Armee- 
pferde und sonstigen Zug- und Reitthiere, welche, wie die Maul- 
thiere zum Theil in Spanien, an deren Stelle treten. Soll der 
Neutrale sich damit begnügen, die Beschlagnahme auf sie auszu- 
dehnen, d. h. sie einzusperren und sie Hungers sterben zu las- 
sen? Der kostspielige Unterhalt der Pferde würde ihm grosse 
Opfer auferlegen: einmal ist es in Ermangelung eines Vertrages 
nicht immer thunlich, später die Erstattung der Ausgaben zu 
fordern, wie Belgiens Beispiel im Jahre 1871 gezeigt hat. Fer- 
ner aber muss der Neutrale für den Augenblick jedenfalls be- 
deutend grössere Geldsummen flüssig machen. Andrerseits ist 
ein Verkauf der Pferde en bloc während des Krieges mit den Neu- 
tralitätspflichten nicht wohl vereinbar. Die Beschlagnahnie wäre 
leicht zu umgehen, wenn eine der kriegführenden Parteien durch 
einen oder mehrere Zwischenhändler die Pferde aufkaufen könnte. 

Der neutrale Staat, welcher gestattet hat, Armeepferde auf 
sein Gebiet zu bringen, ist daher verpflichtet, deren Ernährung 
vorläufig auf sich zu nehmen oder sie einzeln zu verkaufen; und 
zwar mit den erforderlichen Vorsichtsmassregeln, um Massenan- 
käufe durch einen der Kriegführenden zu verhindern. Die Be- 
fugniss zu diesem Verkauf während des Krieges^) wird man ihm 
nicht absprechen können. Es wäre unbillig, von ihm die Er- 
nährung der Pferde zu verlangen, wenn deren Verkauf ohne 
Verletzung der Neutralitätspflichten zu bewerkstelligen ist. Dass 
derselbe für Rechnung des Staates geschieht, dem sie angehören, 
bedarf kaum der Erwähnung. Werden sie aber nicht verkauft, 
so muss der Neutrale sie füttern und hat natürlich auch den 
Anspruch auf Erstattung der hierdurch entstandenen Kosten. 

Die Bourbakische Armee brachte etwa 10,000 Pferde auf 
das schweizerische Gebiet. Dieselben wurden auf die Kantone 
vertheilt und den Kantonen eine tägliche Entschädigung von 

*) Lentner a. a. 0. pag. 153 gestattet das Recht zum Verkauf allgemein 
bezüglich des Kriegsmaterials, welches dem Verderben ausgesetzt ist oder 
dessen Erhaltung unverhaltnissmässige Kosten verursachen würde. 
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Fr. 2,50 zugesichert. Mit Rücksicht auf die Futternoth musste 
jedoch am 21. Februar zum Verkauf der Pferde geschritten 
werden. Nach Abschluss der Friedenspräliminarien wurde der- 
selbe auf Wunsch der französischen Regierung am 2. März unter- 
brochen. Im Ganzen wurden 4487 Pferde verkauft^). 



B. Umfansf der Beschlag^nahme. 

Die Beschlagnahme erstreckt sich, wie bereits bemerkt, auf 
das gesammte Kriegsmaterial der kriegführenden Parteien, wel- 
ches während eines Krieges auf das neutrale Gebiet gebracht 
wird. Dasselbe braucht nur aus den Waffen, der Munition, der 
Bagage einzelner Personen oder einer übertretenden Armee zu 
bestehen. Es ist aber auch möglich, dass eine, grosse Mengen 
von Kriegsmaterial, insbesondere von Waffen und Munition trans- 
portirende Colonne auf das neutrale Land gerettet wird, um sie 
dem Feinde zu entziehen. Hier ist der üebertritt der meist ge- 
ringen Geleitmannschafb nebensächlich; nur auf die Bergung des 
Materials kommt es an. Für das Verhalten des neutralen Staats 
ist dieser Umstand ohne Bedeutung. Die Beschlagnahme tritt 
in gleicher Weise ein, wenn nur die Waffen weniger Personen, 
wie wenn grosse Mengen an Kriegsmaterial, auf sein Gebiet ge- 
bracht werden. Es handelt sich stets darum, die Benutzung 
des letzteren zum Transport des ersteren zu verhindern. Eine, 
strenge Unparteilichkeit in dieser Beziehung ist nur möglich, wenn 
jedes einzelne, zum Kriegsmaterial einer der kriegführenden Theile 
gehörige Stück mit Beschlag belegt wird. 

Zweifelhaft ist es, ob die Beschlagnahme auch auszudehnen 
ist auf das vom Feinde erbeutete Material, welches von einer 
Partei auf neutrales Gebiet mitgeführt wird. Die ebenfalls dort- 
hin gebrachten Gefangenen müssen, wie erwähnt, in Freiheit ge- 
setzt werden. Der Grund für diese Massregel ist der, dass nur 
der Üebertritt auf neutrales Gebiet eine Befreiung der Gefange- 
nen durch ihre Partei verhindert hat, und dass der Neutrale 
zu Gunsten der Uebergetretenen sich in den Krieg einmischen 

•) Bericht des schweizerischen Bundesraths vom 28. Juni 1871 pag. 37/38. 
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würde, wenn er durch ihre Ao&ahme jene Befreiung unmöglich 
machte. Muss nicht eine analoge Behandlung des erbeuteten 
Materials eintreten? Dasselbe wäre unstreitig zurückerobert wor- 
den, wenn der Uebertritt nicht stattgefunden hätte. 

Gegen diese von Halleck') gebilligte Gleichstellung spricht 
jedoch Folgendes: Durch die Erbeutung ist das Material Eigen- 
thum des Erbeuters geworden. Es steht in Folge dessen dem 
ihm von Anbeginn zugehörigen rechtlich vollkommen gleich. 
Fällt beides in die Gewalt des Gegners, so wird es von ihm 
unterschiedslos neu erbeutet. ^ Es lässt sich daher eine verschie- 
dene Behandlung des auf sein Gebiet gebrachten Materials durch 
den neutralen Staat nicht rechtfertigen. Man müsste sonst folge- 
recht sagen: Das gesammte Kriegsmaterial, welches dorthin ge- 
führt wird, muss dem Gegner ausgeliefert werden, denn dieser 
hätte es erbeutet, wenn der Neutrale verhindert hätte, dass es 
in sein Land gebracht würde. Es darf nicht vergessen werden, 
dass der innere Grund für »die Zurücksendung der Gefangenen 
der ist, dass diese durch das Betreten des neutralen Landes 
von selbst aufgehört haben. Gefangene zu sein. Einem derartigen 
Verhältnisse lassen sich die rein privatrechtlichen Eigenthums Ver- 
hältnisse nicht gleichstellen. 

Da die Beschlagnahme auf das gesammte Kriegsmaterial 
der Kriegführenden dieser seiner Natur wegen sich erstreckt, 
kann es nicht darauf ankommen, von wem es auf neutralen Bo- 
den gebracht wird. Andernfalls würde eine Partei es sehr be- 
quem mit Hülfe von Privatpersonen, z. B. mittelst gewöhnlicher 
Frachtführer, durch das neutrale Gebiet schafPen. Der Beschlag- 
nahme unterliegt das Kriegsmaterial, wenn und insoweit es einem 
der kriegführenden Staaten zugehört'), also auch das von Deser- 
teuren mitgebrachte, sowie ferner das im Eigenthum eines An- 



1) Halleck II cap. 24 pag. 184. 

') Waffensen dangen von ausserhalb an eine Kriegspartei durch neutrales 
Gebiet kommen hier nicht in Betracht, sondern nur das einer Partei bereits 
gehörige Material. Sonst müsste die nicht hierher gehörige Frage erörtert 
werden, in welchem Momente der Eigenthumsübergang als vollendet anzu- 
nehmen sei. Demgemäss wären dann die entwickelten Grundsätze anzuwenden. 
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gehörigen einer Armee stehende, wie das Kriegsmaterial der Of- 
fiziere oder der Irregulären, welche auf eigene Hand sich aus- 
gerüstet haben. Es ist das selbstverständlich, denn als Ange- 
hörige einer der kriegführenden Armeen gehören diese Personen 
den Kriegsparteien zu. 

Andererseits unterliegen der Beschlagnahme nicht die Waffen 
derjenigen, welche nicht zu den Angehörigen der Armee zählen, 
also z. B. nicht die den Marodeuren, Briganten etc. gehörigen 
Waffen. In diesem Falle wird der neutrale Staat auf Grund 
seiner eigenen Gesetze vorgehen und die Waffen eventuell ein- 
ziehen. Ferner unterliegen der Beschlagnahme nicht die Pferde 
und Wagen derjenigen Privatpersonen, welche ihr Fuhrwerk zum 
Transport der Truppen, Lebensmittel oder des Kriegsmaterials 
haben stellen müssen. Die Beschlagnahme wäre hier ein durch 
nichts gerechtfertigter Eingriff in das Eigenthum friedlicher Pri- 
vatpersonen. Ihnen muss gestattet werden, mit ihrem Fuhrwerk 
zurückzukehren^). 

Erstreckt sich die Beschlagnahme von Rechtswegen auch 
auf das den Offizieren gehörige Kriegsmaterial, so ist es doch 
eine häufig geübte Courtoisie, sie im Besitze desselben zu lassen. 
.Vertraut man ihrer Ehrenhaftigkeit soweit, dass man ihnen fceie 
Bewegung innerhalb des neutralen Landes gestattet, so liegt in 
der That kein Grund vor, einen Missbrauch der Waffen von 
ihnen zu befürchten. Doch bleibt die Belassung derselben, ins- 
besondere auch die des Degens oder Säbels, immer ein Höf- 
lichkeitsact. Einen Anspruch auf dieselbe haben sie nur dann, 
wenn sie ihnen der neutrale Staat vertragsmässig zugesichert hat, 
wie das Seitens der Schweiz in der Convention von Verrieres 
geschah*). 

€. Das Pfandrecht, 

Die bezüglich der Behandlung des Kriegsmaterials entwickel- 
ten Grundsätze entsprechen der in den letzten Kriegen geübten 
Praxis. Es lässt sich begreiflicherweise nicht immer verhindern, 

^) No. 6 der Convention von Verrieres vom 1. Februar 1871. 
*) Convention von Verrieres No. 4. 
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dass Kriegsmaterial in geringer Menge durch neutrales Gebiet 
transportirt wird. So gelang es z. B. in der Nacht yom 21. zum 
22. August 1877, vier grosse Belagerungsgeschütze, welche Zar 
Alexander II an Montenegro geschenkt hatte, bei Gastel Lastua 
auf dalmatinischem Gebiet heimlich auszuschifPen und nach Mon- 
tenegro zu bringen. Die verstohlene Art der Ausfuhrung zeigt 
deutlich, wessen man sich von der österreichischen Regierang 
versah, wenn dieselbe die Ausschiffung der Kanonen entdeckt 
hätte. Während des deutsch -französischen Krieges ist Kriegs- 
material in bedeutender Menge auf belgisches und schweizeri- 
sches Gebiet von der grossen Anzahl der üebergetretenen mit- 
gebracht worden. Die beiden neutralen Staaten belegten dasselbe 
mit Beschlag. Belgien lieferte es nach Abschluss des Friedens 
dem Staate aus, dem es gehörte'). 

In den Bestimmungen, welche der schweizerische Bundes- 
rath bei Beginn des Krieges behufs Aufrechterhaltung der Neu- 
tralität veröffentlichte, heisst es'): 

„Unter Sequestration gestellt werden die Waffen und das 
Kriegsmaterial, welches durch Flüchtlinge, Deserteure oder auf 
irgend eine Weise von einem der kriegf&hrenden Staaten auf 
schweizerisches Gebiet gebracht wird." 

Die schweizerischen Behörden hatten mit einem sehr aus- 
gedehnten Waffen- und Munitionsschmuggel zu kämpfen. Doch 
gelang die Unterdrückung bezw. Verminderung in Folge scharfer 
Kontrolle und vielfacher Sequestrationen'). 

Bei Abschluss der mehrfach erwähnten Convention von Ver- 
ri^res brachte die Schweiz einige Bestimmungen von eigenthüm- 
licher Bedeutung zur Geltung: Hier wurde zuerst*) die Ver- 
pflichtung des Staats, dessen Truppen auf neutrales Gebiet über- 
getreten sind, zur Tragung der durch die Internirung entstandenen 
Kosten allgemein ausgesprocheu. Die gesammten Kassen der 



^) Rolin-Jaequemyns a. a. 0. 

^) Bory a. a. 0. 

^) Bericht des Bundesraths vom 28. Juni 1871 pag. 28. 

*) Rolin-Jaequemyns a. a. 0. Calvo a. a. 0. pag. 469. 
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Armee wurden der Schweiz ausgeliefert und von ihr bei der 
Kostenregulirung in Rechnung gestellt. 

Des Ferneren wurde bestimmt, dass das Kriegsmaterial erst 
nach Abschluss des Friedens und nach der endgültigen Kegelung 
der der Schweiz durch den Aufenthalt der Franzosen entstandenen 
Ausgaben von Frankreich zurückzugeben sei. Zur Sicherung 
ihrer Forderung bedang die Schweiz sich also ein Retentions- 
recht^) an dem auf ihren Boden mitgebrachten Kriegsmaterial 
aus. Die Berechtigung zu dieser Massregel kann einem Zweifel 
nicht unterliegen (es sei denn, dass man die in den Times und 
von Hall vertheidigte Ansicht bezüglich der Pflicht zur Bestreitung 
der Internirungskosten billigt), da der neutrale Staat die Ge- 
währung des Asyls an Bedingungen knüpfen kann und ein 
Forderungsrecht auf Erstattung der ihm hierdurch entstandenen 
Kosten hat. Fraglich erscheint es dagegen, ob dem Neutralen 
von Rechtswegen — auch ohne Vertrag — ein solches Retentions- 
recht zusteht. 

Nicht unwahrscheinlich ist es, dass das Beispiel der Schweiz 
Nachahmung findet, und dass so durch die wiederkehrende ver- 
tragsmässige Ausbedingung das Retentionsrecht an dem Kriegs- 
material eine allgemein anerkannte Befugniss der neutralen Staaten 
im Laufe der Zeit wird. Ich glaube jedoch, dass es einer solchen 
Ausbildung des Zurückbehaltungsrechts gar nicht bedarf. Ist ein- 
mal die Verpflichtung des Staats, dessen Truppen auf neutrales 
Gebiet übergetreten sind, zur Bestreitung der Internirungskosten 
festgestellt, so ergiebt sich hieraus das Retentionsrecht des Neu- 
tralen von selbst®). Soll Letzterer gezwungen sein, das ihm von 
seinem Schuldner freiwillig übergebene Pfand aus den Händen 
zu lassen? Die Retentionsbefugniss erscheint als etwas so Natur- 
gemässes, dass man sie wohl unbedenklich dem neutralen Staate 
zuerkennen kann, auch wenn er sie nicht besonders ausbedungen 

^) ibid. Das Retentionsrecht wurde auch practisch zur Geltung gebracht, 
indem die Schweiz das Kriegsmaterial in Händen behielt, als sie die Inter- 
nirten nach Frankreich zurücksandte. Bericht des Bundesraths vom 28. Juni 
1871 pag.5/6. 

^) Auch Lentner a. a. 0. pag. 153 nimmt das Retentionsrecht allgemein an. 



1 



g4 in. Das auf neatndes Gebiet gebrachte Kriegsmaterial. 

hat. Es erscheint billig, dass sie nicht nur ausgeübt wird bis 
zur Deckung der Kosten der Internirung der Personen, welche das 
Kriegsmaterial auf neutrales Gebiet gebracht haben; das gesammte 
einer Partei gehörige Material kann vielmehr vom Neutralen bis zur 
Erstattung sämmtlicher Ausgaben zurückbehalten werden, welche 
ihm durch Internirung von allen dieser Partei angehörigen Trappen 
entstanden sind. 

Hierdurch übt derselbe zwar einen starken Druck auf den 
Kriegführenden aus; wenn Letzterer aber trotzdem die Internirongs- 
kosten nicht erstatten kann oder will, so muss jener auf andere 
Weise sein Geld sich zu verschafiPen suchen. Es liegt nahe, dass 
er zu dem Zwecke das retinirte Kriegsmaterial verkauft und aus 
dem Erlöse sich bezahlt macht. 

Die Befugniss hierzu wäre für den neutralen Staat in mehr 
als einer Hinsicht vortheilhaft. Er hätte ein bequemes Mittel, 
für seine Forderung wenigstens theilweise Befriedigung sich zu 
verschaffen; andererseits wäre er bei nicht erfolgender Zahlung 
seitens seines Schuldners der unangenehmen Lage enthoben, den- 
selben fortgesetzt drängen zu müssen, um zu seinem Gelde zu. 
kommen. Mit dem Verkaufsrecht würde er ein wahres Pfand- 
recht an dem Kriegsmaterial erwerben. Ob man ihm dasselbe 
aber zusprechen darf, erscheint doch zweifelhaft. 

Wohl unbedingt fehlt bei der Partei, welche ihr Kriegsmaterial 
auf neutrales Gebiet rettet, der Wille der Verpfandung. Ein 
vertragsmässiges Pfandrecht ist also keinesfalls entstanden. An- 
dererseits ist aber zu erwägen, dass dem Neutralen — wenn der 
Verpflichtete ihn nicht gutwillig bezahlt — kein anderer Ausweg 
als der Verkauf übrig bleibt, um seine Forderung zu realisiren. 
Denn eine Civilklage auf Erstattung der Intemirungskosten kann 
er nicht anstrengen. Es bleibt ihm daher nur das letzte Mittel 
aller Staaten: die Selbsthilfe. Dieselbe erscheint auch vollkommen 
gerechtfertigt, wenn man seinen Anspruch einmal anerkennt. 
Durch die Zurückbehaltung wird auf den Zahlungspflichtigen nur 
ein Druck ausgeübt, Zahlung selbst aber nicht herbeigeführt. 
Wird sie nicht geleistet, so muss daher der Neutrale befugt sein, 
das retinirte Material zu verkaufen oder unter Anrechnung auf 
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seinen Anspruch selbst zu übernehmen. Nach allgemeinen Rechts- 
grundsätzen bleibt die Forderung bestehen, soweit sie durch den 
Verkauf nicht getilgt ist. Wird durch diesen dagegen eine hö- 
here, als die geschuldete Summe erzielt, so ist der üeberschuss 
dem Schuldner auszuaahlen. 



IT. Insurrections- und Bürgerkriege. 

Nur die zwischen zwei oder mehreren unabhängigen Staaten 
geführten Kriege wurden der bisherigen Besprechung zu Grunde 
gelegt, die Insurrections- und Bürgerkriege aber ausser Betracht 
gelassen, weil das Verhalten der nichtbetheiligten Staaten während 
derselben häufig abweicht von dem der Neutralen während der 
zwischen unal^hängigen Staaten geführten Kriege, der Kriege im 
technischen Sinne. Aber gerade in den zahlreichen Insurrections- 
und Bürgerkriegen des neunzehnten Jahrhunderts spielte der 
üebertritt auf fremdes Gebiet eine hervorragende Rolle. Eine 
leicht erklärliche Thatsache: In diesen behandelt die für Erhal- 
tung des bestehenden Zustandes kämpfende Partei ihre Gegner 
fast nie als Blriegführende. Und meistentheils ist die Behandlungs- 
weise eine gegenseitige. In Folge dessen sind diese Kriege im 
Allgemeinen blutiger und grausamer, als die zwischen unabhängigen 
Staaten geführten. Und während die in letzteren gefangen ge- 
nommenen Personen nur bis zur Beendigung der Feindseligkeiten 
in ihrer Freiheit beschränkt werden, unterliegen die in jenen in 
die Gewalt des Gegners Gerathenen oft sehr harter Bestrafung. 
Die Besieigten pflegen es daher vorzuziehen, durch den Üeber- 
tritt auf fremdes Gebiet vor einem grausamen Ueberwinder sich 
zu retten. Einige Beispiele mögen das Verhalten der nichtbe- 
theiligten Staaten in diesen Kriegen charakterisiren. 

1. Während des polnischen Aufstandes in den Jahren 1830 
und 1831 traten grosse Insurgentenmassen auf preussisches und 
österreichisches Gebiet über. Sie wurden ausnahmslos entwaffnet 

und internirt. Waffen und Munition wurden sofort an Russland 
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ausgeliefert. Als der Aufstand niedergeworfen war, worden die 
Intemirten von Preussen und Oesterreich in die Heimath zurück- 
gesandt^ nachdem ihnen russischerseits Amnestie zugesichert war. 
Die von derselben Ausgeschlossenen durften sich in das Ausland 
begeben. In Preussen waren im Ganzen über 20 000 Mann inter- 
nirt. Die Regierung hatte unter dem 15. Juli 1831 die Bedin- 
gungen veröfiPentlicht, unter welchen sie den Polen den üebertritt 
gestattete. Nach der Entwa£&Lung mussten dieselben an der 
Grenze Quarantäne halten und wurden dann in der Nähe Elbings 
in Quartiere gelegt. Hier hatten sie soviel Freiheit, dass sie 
mehrfach Widersetzlichkeiten und Gewaltthaten vornehmen konn- 
ten. Die Ruhe wurde alsdann nur langsam hergestellt, da das 
erforderliche Militär nicht zur Stelle war. Auf Preussens Kosten 
erfolgte die gesammte Verpflegung'). 

Anders war das Verhalten den russischen Truppen gegen- 
über, welche preussisches oder österreichisches Gebiet berührten. 
Sie wurden weder entwa£Ehet noch intemirt; vielmehr stand ihnen 
der Durchmarsch ofFen. So trat z. B. der russische Oberst Bar- 
tholomei am 12. April 1831 auf preussisches Gebiet mit einem 
Halbbataillon über. Er wurde nach Polangen zurückgesandt^. 

Während des Aufstandes von 1862/63 nahmen Preussen 
und Oesterreich eine der hier geschilderten analoge Haltung ein. 

2, Nach Ausbruch des Aufstandes in Bosnien und der 
Herzegowina im Jahre 1875 gestatteten die Oesterreicher den 
Türken die Ausschiffung von Truppen in Elek, welche ohne 
Passiren der österreichischen Gewässer nicht zu bewerkstelligen 
war^). Erst als der Krieg mit Montenegro begonnen hatte, wurde 
das nicht mehr geduldet. Die Insurgenten dagegen, welche unter 
Liubibratitsch am 11. März 1876 auf dalmatinisches Gebiet in 



*) W. V. Dankbahr: Der üebertritt der polnischen Corps von Gielgud, 
Chlapowski und Rybinski auf das Königlich preussische Gebiet, ihr Aufent- 
halt daselbst und die angeordnete Entfernung derselben. Königsberg 1832. 
Femer: „Die Polen in und bei Elbing" Halle 1832 (anonym). 

*) ▼. Smitt: Geschichte des polnischen Aufstandes und Krieges 1830 — 31. 

') Rolin- Jaequemyns : Le droit international et la question d'Orient 1876 
(auch in der Revue de droit international 1876) pag. 59. 
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der Nähe von Imoski übertraten, "wurden entwaffnet und zu Brunn 
und Linz intemirt. 

Aehnlich war das Verhalten Oesterreichs während des Auf- 
standes im Jahre 1859 gewesen. 

3. In dem Aufstand, welcher im Jahre 1881 in Südbosnien, 
der Herzegowina und Süddalmatien ausbrach, gelang es Anfangs 
den Insurgenten mehrfach, durch das Sandschak von Novibazar 
und Montenegro sich zu retten. Alsbald wurden von den Be- 
hörden dieser Gebiete umfassende Vorkehrungen getroffen und dem- 
gemäss sämmtliche übertretenden Insurgenten, besonders in Mon- 
tenegro, entwaf&iet und internirt. Den kaiserlichen Truppen da- 
gegen wurde nach Verständigung mit dem türkischen Gouverneur 
gestattet, die Grenzen des Sandschaks ungehindert zu über- 
schreiten*). 

4. A m 23. Juli 1874 kam der Earlistengeneral Lizzarraga mit 
29 Mann — sämmtlich in Uniform — und mit zahlreichen 
Pferden aus Spanien nach Bayonne, fuhr mit der Eisenbahn nach 
Perpignan und kehrte von dort nach Spanien zurück, ohne dass 
französische Behörden ihn angehalten hätten. Dieses Ereigniss 
rief einen lebhaften Notenwechsel zwischen der Regierung des 
Marschalls Serrano und der französischen hervor. Letztere be- 
schränkte sich hierbei auf Ableugnung der ihr vorgeworfenen 
Thatsachen. Die völkerrechtlichen Pflichten, deren Erfüllung 
SerranO verlangte, bestritt sie nicht. Die später im Jahre 1876 
nach Frankreich übertretenden karlistischen Truppen wurden 
entwaffnet und intemirt. 

Aus diesen Beispielen ergiebt sich, dass die nichtbetheiligten 
Staaten die in Insurrectionskriegen sich bekämpfenden Parteien 
häafig nicht mit gleichem Masse messen. 

Bestimmend ist weniger das Kecht als die Politik. Gewöhn- 
lich leisten sie der bisher legitimen Staatsgewalt in mannigfacher 
Weise Vorschub zur Unterdrückung der Rebellion. Deshalb ge- 
statten sie ihr auch die freie Benutzung ihres Gebiets, untersagen 



^) Diese Befugniss war Oesterreich allerdings in Art. 25 des Berliner 
Vertrages vom 13. Juli 1878 eingeräumt worden. 

5* 
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solche aber den Insargenten. Treten letztere auf fremden Boden 
über, so werden sie zwar entwaffnet und intemirt. Das geschieht 
aber nicht zur Erfüllung einer Neutralitätspflicht, sondern nur, 
um jene nicht durch eine Auslieferung einem gransamen Richter 
in die Hand zu geben. 

Diese ungleiche Behandlung der sich gegenüberstehenden 
Parteien tritt ein, wenn die Insurgenten seitens der fremden 
Staaten als kriegführende Partei nicht anerkannt werden. Ohne 
diese Anerkennung, welche thatsachlich nur selten erfolgt, giebt 
es für die nichtbetheiligten Staaten keine Neutralitatsgesetze. 
Letztere treten erst dadurch in Kraft^), dass die aufständische, 
bezw. dass die beiden feindlichen Parteien als Kriegführende yon 
den nicht betheiligten Staaten anerkannt werden, wie das in& 
nordamerikanischen Bürgerkriege geschah. Erfolgt die Aneiten- 
nung nicht, so ist der Insnrrections* oder Bürgerkrieg eine innere 
Angelegenheit eines Staats, aber kein Krieg im völkerrechtlichen 
Sinne. 

Werden beide Parteien als Kriegführende von den fremden 
Staaten anerkannt, so müssen letztere die Neutralitätsgesetze . in 
jeder Hinsicht streng beobachten, sofern sie sich an dem Kriege 
nicht betheiligen wollen. Sie sind daher verpflichtet, die auf 
ihr Gebiet übertretenden Truppen, gleichviel welcher Partei die- 
selben angehören, zu entwaffnen und zu interniren und das ge- 
sammte in ihr Land gebrachte Kriegsmaterial mit Bescfilag zu 
belegen. Die Freigabe desselben und die Entlassung der Inter^ 
nirten darf nicht erfolgen vor gänzlicher Beendigung des Bürger- 
krieges. 



*) Nach V. Bulmerincq (v. Holtzendorffs Rechtslexikon Art. Neutralitäts- 
gesetze) kann von Neutralität nur dann gesprochen werden, wenn zwei unab- 
hängige Staaten mit einander Krieg führen. Anders Lorimer a. a. 0. 1 pag. 142 
bis 145. Vergl. auch Friedrich von Martens a. a. 0. 11 §. 108 pag. 484/85. 
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y. Ursache des Uebertritts. 

Bei der Besprechung der Rechte und Pflichten der neutralen 
Staaten in Bezug auf die während des Krieges auf ihr Gjebiet 
übertretenden Angehörigen einer Armee und in Bezug auf das 
auf ihr Gebiet gebrachte Kriegsmaterial der kriegführenden Par- 
teien wurde bisher die Ursache der Hinüberschaffung bezw. d^ 
Uebertritts nicht erörtert. Wenn derselben überhaupt Erwähnung 
geschah, so wurde fast immer ^) vorausgesetzt, dass Flüchtlinge 
übertreten, um sich der Gefangenschaft zu entziehen, oder dass 
Material auf neutrales Gebiet gebracht wird^ um es vor der Er- 
beutung zu bewahren. Das ist zwar der häufigste FaU; doch 
ereignet es sich auch, dass Truppen aus anderen Gründen über- 
treten, dass Kriegsmaterial anderer Zwecke halber dorthin ge- 
schafft; wird. Insbesondere kann es aus Irrthum od^er strategi- 
scher Yortheile halber geschehen. Es fragt sich ob die bisher 
entwickelten Grundsätze ohne Rücksicht auf diese Ursache überall 
in gleicher Weise zur Anwendung gelangen müssen. 

1. Eine irrthümliche Grenzüberschreitung^ ist jederzeit ent- 
schuldbar. Sie kann nie als eine Verletzung der Gebietshoheit 
des neutralen Staats erachtet werden, da das rechtswidrige Be- 
wusstsein nicht vorhanden ist^). Die irrthümlich Uebergetretenen 
sind auf dem kürzesten Wege aus dem neutralen Gebiete zu 
entfernen^). Das ist keine Begünstigung derselben. Sie sind 
nicht auf neutralen Boden übergetreten, um der Gefangenschaft 
sich zu entziehen oder um einen anderen Vortheil zu erlangen. 
Eine Begünstigung aber wäre es, wenn ihnen gestattet würde, 
aus ihrem Irrthum nachträglich zum Schaden des Feindes Nutzen 
zu ziehen. Deshalb wird ihnen der Neutrale nicht gestatten, 
auf dem ihnen bequemsten, Wege zurückzukehren, sondern er 
muss sie so schnell als möglich aus seinem Lande hinausbringen. 



*) Mit Ausnahme der Abschnitte II C und D. 

*) Vergl. den in diem citirten Bericht des schweizerischen Bundesraths 
vom 28. Juni 1871 pag. 14 erwähnten Vorfall bei Burgfelden. 

^) Actes de la Conference de Bruxelles; Protocoll vom 24. August 1874. 
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Hiermit ist natürlich nicht gesagt, dass er sie gerade an einem 
solchen Punkte über seine Grenze entfernen soll, an welchem 
sie dem Feinde nothwendiger Weise in die Hände fallen müssen. 
Es würde das ebenso eine Begünstigung des Gegners sein, wie 
wenn der neutrale Staat die irrthümlich Uebergetretenen ent- 
waffnete und internirte. Patrouillen werden leicht sein Gebiet 
aus Irrthum betreten, da sie bei Tage nicht auf den grossen 
Strassen zu gehen pflegen, an welchen die Grenzzeichen auf- 
gestellt sind, und des Nachts der Grenze nur schwer gewahr 
werden. Stellt es sich heraus, dass solche Patrouillen das neu- 
trale Gebiet betreten haben, so ist es meist das Einfachste, dass 
die neutralen Behörden sie hierauf aufmerksam machen und ihnen 
unverzügliche Rückkehr anbefehlen*). Von der Ausfuhrung dieses 
Befehls müssen sie sich überzeugen. Bei grösseren Abtheilungen, 
welche die neutrale Grenze irrthümlich überschreiten, ist es noth- 
wendig, sie unter hinreichender Eskorte aus dem Lan de zu füh- 
ren; denn ein Missbrauch des neutralen Gebiets könnte hiervon 
Bedeutung sein. 

Sind die irrthümlich Uebergetretenen darauf aufmerksam 
gemacht, dass sie auf neutralem Boden sich befinden und auf- 
gefordert worden, denselben zu verlassen, so müssen sie unge- 
säumt Folge leisten. Andernfalls werden sie so behandelt, als 
wenn sie von vornherein eine Gebietsverletzung beabsichtigt 
hätten. Denn über ihren Irrthum sind sie au%eklärt und können 
sich auf ihn zur Entschuldigung nicht mehr berufen. 

Analog hat der neutrale Staat zu verfahren, wenn Ange- 
hörige einer Armee oder andere Personen Kriegsmaterial einer 
der kriegführenden Parteien irrthümlich auf sein Gebiet bringen. 
Dasselbe wird daher ebenfalls wieder über die Grenze geschafft. 
2. Findet eine Ueberschreitung der neutralen Grenze in der 
Absicht statt, durch das neutrale Gebiet zu marschiren oder es 
zur Operationsbasis zu machen, so ist der neutrale Staat zweifel- 
los verpflichtet, die betreffenden Truppen zu entwaffnen und zu 
intemiren, um einer Begünstigung sich, nicht schuldig zu machen. 



*) Den Beer Poortugael §. 286. 
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Ebenso muss er das von jenen mitgefuhrte Kriegsmaterial mit 
Beschlag belegen. Belgien internirte^) zu Bouillon den Anführer 
der Franctireure, welche auf seinem Gebiet am 6. Dezember 1870 
die deutsche Feldpost weggenommen hatten. Frankreich lieferte 
die in illegaler Weise eroberte Feldpost wieder aus, und zwar 
mit dem gesammten Inhalt. Die meisten Publizisten sind .der 
Meinung, dass ursprünglich Deutschland dadurch das belgische 
Grebiet verletzt hatte, dass es seine Feldpost mit Depeschen und 
Geld im Betrage von circa 250 000 Franken durch dasselbe unter 
militärischer Eskorte geschickt hatte *^). Dem ist beizupflichten, 
falls die deutschen Behörden die Feldpost absichtlich durch 
Belgien gesandt haben, wie dies allerdings der Fall gewesen zu 
sein scheint. 

Der Neutrale ist zwar berechtigt, den Uebertritt auf sein 
Gebiet jedermann zu untersagen. Er ist aber auch verpflichtet, 
die nöthigen Massregeln zu ergreifen, durch welche er verhindert, 
dass fremde Truppen ohne oder gegen seine Erlaubniss »über- 
treten. Geschieht es dennoch — sei es, dass seine Streitkräfte 
zu gering sind, sei es, dass die natürliche Beschaffenheit de& 
Grenzterrains eine Bewachung desselben ungewöhnlich erschwert, 
— so muss der neutrale Staat die Folgen des Üebertritts auf 
sich nehmen. Er kann sie nicht mit der Bemerkung von sich 
abwälzen, dass er sein Möglichstes gethan habe. Er darf also die 
gegen seinen Willen Uebergetretenen aus seinem Lande nicht 
hinausjagen. Alsdann wäre nie zu unterscheiden, ob er auf- 
richtig handelt oder nur einen Vorwand sucht, um ungestraft 
eine Partei dadurch zu begünstigen, dass er ihren Truppen das 
Betreten und Verlassen seines Landes gestattet. Um einen 
Zweifel hierüber unmöglich zu machen, muss er deshalb die 
Soldaten interniren, welche sein Gebiet betreten, um es zu passi- 
ren oder um es sonst zu Kriegszwecken zu benutzen. 

Bluntschli^) vindicirt dem Neutralen das Recht, diese Truppen 
gefangen zu nehmen umd wegen der Gebiets Verletzung zu be- 

s) Den Beer Poortugael §. 286. 

^) ibid. Rolin-Jaequemyns a. a. 0. Morin II pag. 342. 

^) Bluntschli §. 788, ähnlich Halleck II cap. 24 pag. 177. 
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strafen oder, iaXLs sie auf Befehl ihrer Anfahrer, also im Namen 
ihres Staats gehandelt haben, Genngthuang und Entschädigong 
zu fordern. Das erscheint nur billig. Im Anfange des Monats 
Februar 1871 flüchteten einige französische Franctireure unter 
Führung des Capitans Huot auf schweizerisches Gebiet. Daselbst 
wurde ihnen eine Zuflucht gewährt Ehe ihre Entwafhung und 
Intemirung vorgenommen werden konnte, yerletzten sie das ihnen 
gewährte Asyl in folgender Weise. Am 5. Febroar kam ein 
kleines deutsches Detachement auf schweizerisches Gebiet, um 
2000 Chassepotgewehre, welche illegal erbeutet waren, abzuliefern. 
Huot und seine Genossen hatten dies in EIrfahrung gebracht, sich 
in einen Hinterhalt gelegt und überfltelen die zurückkehrende 
deutsche Abtheilung auf französischem Gebiete. Ein Deutscher 
wurde, getödtet, mehrere verwundet und der Rest von den Franc- 
tireuren gefangen genommen und nach der Schweiz geführt. Dort 
wurden die Deutschen von den eidgenössischen Behörden sofort 
in Freiheit gesetzt, Huot und die Franctireure aber vor ein Kriegs- 
gericht gestellt. Ursprünglich hatten die schweizerischen Behörden 
geglaubt, der Ueberüall habe auf ihrem (neutralen) Gebiete statt- 
ge&nden. In dem angestellten Strafverfahren wurde jedoch obiger 
Sachverhalt ermittelt. Der Capitän Huot behauptete, es sei gegen 
seinen Befehl geschossen worden; auch gaben sämmtliche An- 
geklagten an, von dem Abschluss des WafFenstillstandes nichts 
gewusst zu haben. Sie wurden vom Kriegsgericht freigesprochen'). 
Unzweifelhaft ist jedoch der von ihnen ausgeführte Ueberfall al^ 
ein grober Missbrauch des ihnen gebotenen Asyls, als eine Ver^ 
letzung der schweizerischen Neutralität zu erachten. Die Schweiz 
wäre daher zu ihrer Bestrafung unter allen Umständen befugt 
gewesen. 

*) Rolin-Jaeqaeniyiis a. a. 0. Schweizer Bundesblatt 1871 II pag. 848 
und 849. (Bericht des Generals Herzog a. a. 0. pag. 28/29.) 
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Tl. Neutralisirte und solche Staaten, welche sich für 

neutral erklärt haben. 

Ein Unterschied zwischen den Staaten^ welche bei Ausbruch 
eines Krieges ihre Neutralität erklärt haben, und den sogenannten 
neutralisirten Staaten wurde in Vorstehendem nicht gemacht. Die 
angeführten Beispiele bezogen sich zumeist auf die Schweiz oder 
Belgien, weil in Folge der allgemeinen Lage der Uebertritt Ange- 
höriger einer Armee gerade besonders häufig auf ihr Gebiet statt- 
fand. Es entsteht die Frage, ob die Verhältnisse der neutra- 
lisirten Staaten in Bezug auf die auf ihr Gebiet übertretenden 
Truppen und in Bezug auf das auf ihr Gebiet gebrachte Kriegs- 
material der kriegführenden Parteien verschieden sind von denen 
der Staaten, welche sich für neutral erklärt haben. Letzteren 
steht die freie Wahl darüber zu, ob sie neutral sein wollen oder 
nicht. Jene dagegen sind durch die europäischen Verträge zur 
Neutralität verpflichtet. In den Neutralitätsrechten und Pflichten 
selber besteht aber kein Unterschied*). Es giebt eben nur eine 
vollständige Neutralität, deren Rechte und Verpflichtungen fül* 
alle Staaten die nämlichen sind. Durch die Neutralisirung eines 
Staats beabsichtigen die neutralisirenden Mächte, ihm vertrags- 
mässig und für alle zukünftigen Kriege dieselbe Stellung zu geben, 
welche der sich für neutral erklärende Staat aus eigenem Antriebe 
im Einzelfalle einnimmt, welche einzunehmen und zu behaupten 
der neutralisirte Staat allein aber nicht stark genug ist. 

Ist so den Kriegführenden gegenüber eine rechtlich ver^ 
schiedene Stellung der neutralisirten und der Staaten, welche 
sich für neutral erklärt haben, nicht vorhanden, so zeigt sich 
practisch doch leicht ein grosser Unterschied zwischen beiden. 
Dies nämlich, sobald die Neutralität von einem der Kriegfüh- 
renden nicht respectirt wird und ihm gegenüber daher mit be- 
waffneter Macht zur Geltung gebracht werden muss. Bei dem 
Uebertritt auf neutrales Gebiet wird dieser Fall eintreten, wenn 

*) Den Beer Poortugael §. 254, 258 : Het recht l^ent sleohts eene voUedige 
neutraliteit. 
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die Uebergetretenen sich weigern, den Befehlen des Neutralen 
Folge zu leisten, oder wenn sie sein Gebiet zu Kriegszwecken 
benatzen. Nicht zu bezweifeln ist es, dass auch die neutralisirten 
Staaten kraft ihrer Souveränität befugt sind, von jenen unbe- 
dingten Gehorsam zu fordern und ihn schlimmsten Falls mit 
Waffengewalt zu erzwingen, sowie dass sie bei Verletzung ihrer 
Neutralität berechtigt sind, Genugthuung sich selbst zu ver- 
schaffen^). 

Es kommt hier aber der Umstand in Betracht, dass nur 
kleinere Staaten neutralisirt werden, welche, von mächtigen Nach- 
barn gefährdet, deren Uebermacht nicht Widerstand zu leisten 
vermögen. Ihre Lage wäre daher immer sehr prekär, wenn nicht 
mehrere Grossmächte für die Aufrechterhaltung ihrer Neutralität 
sich verbürgten. Und in der That hat es nicht selten sich trotz- 
dem ereignet, dass der neutralisirte Staat zu schwach war, den 
sein Gebiet betretenden Truppen gegenüber die Neutralität zur 
unbedingten Geltung zu bringen. 

Belgien und die Schweiz allerdings waren seit ihrer Neu- 
tralisirung stets hierzu im Stande. Ihnen ist es möglich, eine 
verhältnissmässig bedeutende Armee aufzustellen, vermöge welcher 
sie ihre Neutralität aufrecht erhalten können. Die Stadt Kra- 
kau dagegen, welche von 1815 — 1846 ein selbstständiger Staat 
und neutralisirt war, vermochte es nicht zu hindern, dass Russ- 
land und Oesterreich zahlreiche Durchmärsche durch ihr Gebiet 
erzwangen^). Artikel 9 der Wiener Congressacte hatte verboten, 
auf dem Krakauer Gebiete Ueberläufern, Deserteuren und anderen 
vom Gesetz Verfolgten ein Asyl zu gewähren. Während des 
Aufstandes gegen Kussland nun trat am 25. September 1831 
eine polnische Insurgentenarmee (4 — 5000 Mann) unter General 
Rozycki auf Krakauer Gebiet über und legte dort die Waffen 
nieder. Russland verlangte die Auslieferung der Polen nebst 
ihren Waffen. Krakau stellte diesen jedoch frei, binnen vier 
und zwanzig Stunden nach Galizien sich zu retten. Das geschah. 
Nunmehr erklärte Russland, die Neutralität Krakaus sei verletzt, 

2) Yergl. v. Bulmerincq: Völkerrecht a. a. 0. §. 17 pag. 198 ff. 

3) Wheaton II pag. 81. 
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und besetzet dieses Gebiet*). Krakau war selbstverständlich 
ebenso wenig im Stande, dies zu verhindern, wie es denUeber- 
tritt der Kozyckisehen Armee hätte abwehren können. 

Der während des deutsch-französischen Krieges von 1870/71 
zwischen Deutschland und Luxemburg ausgebrochene Streit zeigt 
zur Evidenz, wie schwierig die Position der neutralisirten Staaten 
werden kann. Auf alle Punkte dieses Streits einzugehen ist hier 
nicht der Ort. U. A. beschwerte sich der preussische Minister- 
präsident Graf von Bis mar ck darüber '^), dass nach der Capitulation 
von Metz mehr als zweitausend französische Offiziere und Sol- 
daten durch Luxemburg geflohen wären. Die Behörden dieses 
Staats hätten sie weder intemirt^ noch sonst ihrer Ruckkehr 
nach Frankreich Hindemisse in den Weg gelegt. In der Ant- 
wort machte der luxemburgische Ministerpräsident geltend^), dass 
die französischen Flüchtlinge nicht in ihre Heimath, sondern 
nach Belgien entflohen und dort intemirt wären. Für ihren 
Durchzug könne die grossherzogliche Regierung nicht verantwort- 
lich gemacht werden, da sie dem Artikel 3 des Londoner Ver- 
trages vom 11. Mai 1867 zu Folge nur so viel Truppen auf- 
stellen dürfe, als zur Erhaltung der inneren Ordnung erforder- 
lich seien. 

Die erste dieser Entschuldigungen kann als eine solche nicht 
gelten. Es wurde oben ausgeführt, dass man den übertretenden 
Truppen nicht gestatten darf, in ein anderes neutrales Land sich 
zu begeben. Hierdurch wird die Rückkehr in die Heimath nicht 
gehindert, sondern nur die Verantwortlichkeit von dem jene auf- 
nehmenden Staate auf einen dritten abzuwälzen versucht. Letz- 
teren kann eine solche nie treffen. Denn wenn der Staat, auf 
dessen Gebiet die Truppen vom Ej-iegsschauplatz aus übertreten, 
zu deren Entwaffnung und Internirung nicht verpflichtet ist, kann 



^) Neyfeld: Polens Revolution und Kampf im Jahre 1831. 

^) Depesche vom 3. Dezember 1870 bei Hahn : Der Krieg Deutschlands 
gegen Frankreich und die Gründung des deutschen Kaiserreichs. In Akten- 
stücken 1870 pag. 610. 

*) Depesche vom 19. Dezember 1870 ibid. pag. 612 (Auszug) und bei 
Rolin-Jaequemyns : Second essai etc. pag. 80. 
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es derjenige auch nicht sein, in dessen Land sie später sich be- 
geben. Was nun aber die unzureichenden Streitkräfte anbelangt, 
so muss — wenn sie in der That zur Abwehr oder Intemirung 
der Uebertretenden nicht hinreichend waren — zugegebea wer- 
den, dass die Garantiemächte des Londoner Vertrages in Folge 
der Beschränkung der luxemburgischen Streitmacht die Verant- 
wortlichkeit dafür tragen, dass Luxemburg die strenge Ausübung 
seiner Neutralität unmöglich war. Ein neutralisirter Staat darf 
von den ihn neutralisirenden Mächten nicht gehindert werden, 
alle nur irgend möglichen Kräfte zur Aufirechterhaltung sein^ 
Neutralität aufzubieten, weil man ihm die Betheiligung an einem 
Kriege untersagt hat. Sonst könnte es leicht sich ereignen, dass 
er das Bundniss mit einer mächtigen Kriegspartei der Neutralität 
vorzieht, welche er nicht zur unbedingten Geltung bringen kann 
und darf, und die ihn deshalb einem doppelten Angriff aus- 
setzt^). 

Zu leugnen ist übrigens nicht, dass Luxemburg das Passiren 
seiner Grenze durch die Franzosen nicht schweigend hinnehmen 
durfte. Es musste zum Mindesten laut hiergegen protestiren. 
Es erscheint auch nicht ausgeschlossen, dass von den zerstreut 
anlangenden und durch die lange Belagerung wohl sehr erschöpf- 
ten Franzosen so manche selbst von den luxemburgischen Trup- 
pen hätten festgehalten werden können. 

Ist der neutralisirte Staat für sich allein zu schwach, uin 
die sein Gebiet betretenden Angehörigen einer Armee zur Ach- 
tung seiner Neutralität zu zwingen, so bleibt ihm nur übrig, 
gegen deren Verletzung Protest zu erheben^) und an diejenigen 
neutralen Mächte sich zu wenden, welche die Aufrechterhaltung 
seiner Neutralität verbürgt haben. In Folge ihrer Verbürgung 



^) V. Bulmerincq Völkerrecht §. 61 pag. 306/7 gesteht einem neutralisirten 
Staate das Recht nicht zu, aus dem Neutralitätsverhältniss ohne Einwilligung 
der seine Neutralisirang garantirt habenden Staaten herauszutreten. Dem 
kann nicht beig^flicfatet werden. Schützen die letzteren Staaten ihn nicht, 
verletzen sie also ihre Vertragspflicht, so ist der Neutralisirte seiner Pflichten 
entbunden. 

^) Bemer a. a. 0. 
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sind sie zweifellos verpflichtet, ihm Hülfe zu leisten^). Diese 
za beansprachen, ist das Recht des neutralisirten Staats, weil 
ihm die Verpflichtung, sich stets neutral zu verhalten, aufer- 
legt ist. 

Zum Schlüsse möge hier der Fall erörtert werden, dass An- 
gehörige einer Armee wahrend eines Krieges das der europäi- 
schen Donaucommission unterworfene Gebiet betreten, bezw. 
dass Kriegmaterial der kriegführenden Parteien dorthin gebracht' 
wird; denn dieses Gebiet wird mehrfach mit einem neutralisirten 
Staate verglichen: Durch Artikel 16 des Pariser Vertrages vom 
30. März 1856 eingesetzt und durch Artikel 53 des Berliner Ver- 
trages vom 13. Juli 1878 von jeder Territorialmacht unabhängig***) 
geworden, übt die europäische Donaucommission in mannigfacher 
Hinsicht die Rechte einer Staatsgewalt aus"). Sie beräth Ver- 
ordnungen betreffend die Flussschiffahrt und Schiffahrtspolizei 
und erlässt dieselben mit Gesetzeskraft. Sie hat ihre eigenen, 
von ihr vereideten Beamten, wie den Generalinspector und den 
Hafencapitän von Sulina, welchen die Ausführung ihrer Verord- 
nungen obliegt. Diese Beamten üben auf dem der europäischen 
Donaucommission unterworfenen Gebiete ihre Functionen mit 
Autorität über sämmtliche Flaggen aus und fallen Entscheidun- 
gen in entstehenden Streitigkeiten. Ueber ihnen steht die Com- 
mission als höchste Instanz. Sie übt auch die Strafgewalt aus*^). 
Die an den Donaumündungen gemäss Artikel 19 des Pariser 



®) Vergl. V. Bulmerincq a. a. 0. §. 17 pag.199: „Der Unterschied" (zwischen 
den neutralen und neutralisirten Staaten) „ist aber wieder, dass der nentrali- 
sirte von anderen Staaten gegen kriegerische Unternehmungen und Beein- 
trächtigungen mit zu schützen ist, der neutrale sich aber allein zu schützen 
hat**. Vw-gl. ibid. §. 61 pag. 306/307. 

*^) Die europäische Donaucommission setzt sich jetzt zusammen aus den 
Vertretern der Grossmächte und Rumäniens. 

^') Engelhardt: Les embouchures du Danube et la commission iastituee 
par le congres de Paris in der Revue des deux mondes vom 1. Juli 1870 
pag. 93— 117. V. HoltzendorflF: Rumäniens Uferrechte an der Donau 1883, bes. 
pag. 137. Rolin-Jaequemyns: Le droit international et la question d'Orient 
1876 pag. 97. 

*') Engelhardt a. a. 0. 
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Vertrages stationirten Kriegsschiffe der earopäischen Mächte sind 
verpflichtet, die ihrer Nationalität angehörigen Schiffe zur Be- 
obachtung der Bestimmungen der Donaacommission zu zwingen. 
Letztere schliesst Verträge mit benachbarten Staaten, insbeson- 
dere über Polizeiangelegenheiten; sie besitzt Vermögen, hat An- 
leihen aufgenommen und f&hrt eine eigene Flagge^'). Die sämmt- 
lichen Beamten, die Arbeiten und Anlagen ^^) der Donaucommis- 
sion sind neutralisirt. 

Trotzdem somit die europäische Donaucommission in vielen 
Beziehungen die Rechte einer Staatsgewalt auf dem ihr unter- 
worfenen Gebiete ausübt, so kann doch streng genommen von 
einem Staate hier nicht die Rede sein^^). Es fehlt die noth- 
wendigste und wesentlichste Grundlage, das Volk. Die Beamten 
der Commission machen ein solches nicht aus. Die übrigen 
Einwohner von Sulina, Isaktscha, Galatz und Braila sind nicht 
neutralisirt, auch gar nicht Unterthanen der Commission. Es 
giebt eben nur eine kleine Anzahl von Beamten, Gebäuden und 
Anlagen. Diese Letzteren sind mit grossen Kosten im Interesse 
des friedlichen Handelsverkehrs aller Nationen errichtet. Um 
sie vor einer Zerstörung zu bewahren, um den Handel selbst 
möglichst wenig unter dem Kriege leiden zu lassen, hat man sie 
neutralisirt. Zweck der Neutralisirung war also nur die Siche- 
rang der Litegrität der von der Commission geschaffenen Anlagen, 
ihre Befriedung, um sie dem Streite einzelner Staaten zu ent- 
ziehen^^). Sie stehen nicht im Eigen thum eines Staats, sind 



*') Engelhardt a. a. 0. Vergl. Art. 16 und 19 des Pariser Vertrages vom 
30. März 1856. Schiffahrtsacte für die Donaumündungen vom 2. November 
1865, insbesondere Art. 7 ff. und die Zusatzacte vom 28. Mai 1881. Art 52/53 
des Berliner Vertrages vom 13. Juli 1878. 

**) Art. 21 der Schiffahrtsacte für die Donaumündungen und Art. 7 des 
Londoner Vertrages vom 13. März 1871. 

**) Anders allerdings Engelhardt: Le droit d'intervention et la Turquie 
in der Revue de droit international 1880 pag. 385—387 (Elle est reellement 
un Etat dans PEtat). 

^^) V. Bulmerincq : Artikel Neutralitätsgesetze in v. Holtzendorffs Rechts- 
lexikon. 
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vielmehr der Verfügungsmacht jeder einzelnen Staatsgewalt ent- 
ruckt; — eine Art vöikerrechtliclier res extra commercium. 

Wie die Beschirmung der von ihnen neutralisirten Staaten, 
so liegt den neutralisirt habenden Mächten auch der Schutz der 
von ihnen neutralisirten Anlagen gegen die Kriegführenden ob"), 
weil sie selbst die NichtVerletzung derselben fordern. Ihre Ver- 
pflichtung ist hier sogar eine principale; denn ein in erster Linie 
zur Selbstvertheidigung anzuhaltender Staat besteht nicht. Sie 
treten aber nicht einfach an die Stelle der neutralisirten Staats- 
gewalt. Sie schützen lediglich die Integrität der neutralisirten 
Etablissements. Die übrigen Rechte neutraler Staaten üben we- 
der sie, noch ihre Vertreter in der europäischen Donaucommis- 
sion aus. 

Die Integrität der von der Letzteren geschaflfenen Anlagen 
wird nun aber im Kriege sowohl durch ihre Besetzung oder eine 
gegen sie gerichtete zerstörende, wie auch durch eine solche 
Handlung verletzt, welche eine Besetzung oder Zerstörung durch 
den Gegner herbeizuführen geeignet ist. Diese Folge hat hier 
das absichtliche Betreten der neutralisirten Etablissements durch 
Truppen, die wissentliche Dorthinschaffung von Kriegsmaterial 
der kriegführenden Parteien. 

Die europäische Donaucommission kann und darf auf ihrem 
Gebiete kein Asyl gewähren, weil sie weder die Macht hat, die 
Aufgenommenen zu beschützen, noch ihre Entwaffnung und In- 
ternirung zu erzwingen. Dazu bedürfte sie der Streitkräfte; und 
solche besitzt sie nicht. Die an den Donaumündungen statio- 
nirten Schiffe der Grossmächte haben nur die Ausführung der 
im Interesse der Schiffahrt getroffenen Reglements zu sichern*®). 
^ Ferner würde die Aufnahme und Beschützung verfolgter Truppen 
ausserhalb des Thätigkeitsgebiets der europäischen Donaucom- 
mission liegen. Letztere hat keine unumschränkte Gewalt, son- 
dern nur einen ihr von ihren Machtgebern gesetzten Wirkungs- 



*^) v. Bulmerincq a. a. 0. 

^^) Art. 19 des Pariser Vertrages vom 30. März 1856. 
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kreis ^*). Innerhalb desselben ist sie allerdings völlig unabhängig. 
Ueber ihn hinaus kann sie aber Handlangen mit rechtlicher 
Wirksamkeit nicht vornehmen. Keine Eriegspartei wäre daher 
gehalten, ein von ihr dem Gegner gewährtes Asyl anzuerkennen 
und zu respectiren. 

Umgekehrt sind die Angehörigen einer Armee nicht berech- 
tigty auf dem Gebiet der europäischen Donaucommission eine 
Zuflucht aufzusuchen. Sie wissen, dass dasselbe neutralisirt ist, 
und dass ihnen ein Asyl dort nicht gewährt wird. Die Absicht, 
ein solches zu gewinnen, kann daher den Uebertritt nicht recht- 
fertigen. Derselbe ist stets eine Verletzung der neutralisirten 
Anlagen, wenn er wissentlich erfolgt. Analog ist die Bergung 
von Kriegsmaterial zu behandeln. Eine Ausnahme findet nur 
statt beim Uebertritt, bezw. beim Durchzug der durch Artikel 2 
der Genfer Convention neutralisirten Personen, welche der Kriegs- 
gefangenschaft nicht unterliegen, nicht angegriffen und nicht ver- 
folgt zu werden pflegen. 

Es fragt sich, welche Folgen das wissentliche Betreten de& 
neutralisirten Gebiets der Gommission durch Angehörige einer 
Armee, der Transport von Kriegsmaterial auf dasselbe nach 
sich zieht. 

Die europäische Donaucommission kann nach dem oben 
Gesagten die Verletzung der Integrität ihrer Anlagen nur fest- 
stellen, gegen dieselbe protestiren und den Garantiemächten die 
Angelegenheit unterbreiten. Dementsprechend war ihr Verhalten 
bei einem ähnlichen Vorfall während des letzten russisch - türki- 
schen Krieges: Nachdem die Russen im Juli 1877 vier mit 
Steinen beschwerte Schiffe in die Sulinamündung versenkt und 
diese so allen Schiffen versperrt hatten, kündigten sie im Sep- 
tember desselben Jahres der europäischen Donaucommission, 
welche in Sulina ihren Sitz hatte, an, dass ein Bombardement 
der Stadt und des Hafens von Sulina keineswegs unwahrschein- 
lich sei. Hiergegen erhob die Donaucommission Protest und 



»8) Art. 16 ibid. Auch zeitlich ist ihre Thatigkeit begrenzt (bis zum 
24. April 1904). 
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verHess die Stadt Sulina. Durch das nun folgende Bombarde- 
ment (vom 8. bis 10. October) wurde ihr Dienstgebäude, sowie 
andere ihr gehörige Baulichkeiten, unter diesen auch das grosse 
Marinehospital zerstört^). 

Bringt die europäische Donaucommission eine Verletzung 
der Integrität ihrer Anlagen zur Kenntniss der Garantiemächte^O? 
so sind diese, wie bereits erwähnt, zu deren Schutze verpflichtet. 
Hierbei ist zu unterscheiden, ob der die Neutralisirung missach- 
tende Staat selbst zu den Garantiemächten gehört oder nicht. 

1. Im ersteren Falle liegt ein Vertragsbruch vor; denn die 
Kriegspartei hat sich den anderen Grossmächten gegenüber zum 
Schutze der Anlagen verpflichtet, welche sie jetzt selbst angreift. 
Ein solcher Vertragsbruch berechtigt die Mitcontrahenten nun- 
mehr ihrerseits zum Rücktritt vom Vertrage^), zur Aufkündi- 
gung des Fortbestehens der europäischen Donaucommission, der 
Neutralität ihrer Anlagen und ihrer Beamten. Hierzu sind sie 
selbst dann befugt, wenn nur eine geringe Truppenzahl die In- 
tegrität der neutralisirten Etablissements durch Betreten dersel- 
ben verletzt hat. Diese Truppen repräsentiren die Staatsgewalt, 
zu deren Armee sie gehören. Diese Staatsgewalt ist für ihre 
Handlungen verantwortlich, als ob dieselben auf ihren directen 
Befehl hin unternommen wären. Jedoch ist anzunehmen, dass 
bei unbedeutenden Neutralitätsverletzungen, welche nicht auf 
specielle Ordre einer Kriegspartei begangen sind, die Vertrags- 
mächte von ihrem Rücktrittsrechte nicht ohne Weiteres Gebrauch 
machen werden, da die Aufkündigung des Vertrages nicht in 
ihrem Interesse läge. 

Gegen die bereits erwähnte Sperrung der Donau im Jahre 
1877 legten verschiedene Staaten, inbesondere England, Ein- 
spruch ein. Die russische Regierung erwiderte hierauf, sie 

^) Rüstow: Der orientalische Krieg in den Jahren 1877 und 78. 

2*) Zu den Garantiemächten gehört jetzt auch Rumänien. Durch Art. 53 
des Berliner Vertrages erhielt es Sitz und Stimme in der europäischen Donau- 
commission. Dadurch, dass es seitdem einen Delegirten in dieselbe gesandt 
hat, ist es den auf die europäische Donaucommission Bezug habenden Ver- 
trägen stillschweigend beigetreten. 

«2) Bluntschli §. 455. 
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würde die Schiffe nie in den Strom gesenkt haben, wenn die 
Ein&hrt in denselben den türkischen Schiffen von der europäi- 
schen Donaucommission untersagt worden wäre^). Letztere 
durfte dies aber garnicht verbieten. Durch Artikel 7 des Lon- 
doner Vertrages vom 13. März 1871 war ausdrücklich das Recht 
der Türkei anerkannt, als Territorialmacht — und das war sie 
noch im Jahre 1877 — wie bis dahin stets, so auch in Zukunft 
ihre Kriegsschiffe zu jeder Zeit in die Donau einfahren zu lassen. 
Ausserdem war dieser Strom selbst nicht neutralisirt. 

Mit der russischen Erklärung war diese Angelegenheit be- 
endet und auch das Bombardement von Sulina zog keine Re- 
klamationen nach sich. In Folge der Yerjagung der Donau- 
commission wurde jedoch deren Aufrechterhaltung in Artikel 53 
des Berliner Vertrages vom 13. Juli 1878 ausdrücklich ausge- 
sprochen. 

2. Wird die Integrität der von der Donaucommission ge- 
schaffenen Anlagen durch einen Staat verletzt, der zu ihrem 
Schutze nicht verpflichtet ist, so liegt ein Eingriff in die Rechts- 
sphäre der Garantiemächte vor. Letztere haben jene Anlagen 
durch ihre Vertreter geschaffen, durch die Neutralisirung unter 
ihren Schutz gestellt und der Einwirkung jedes einzelnen Staats 
entzogen. Eine Verletzung ihrer Integrität ist daher eine feind- 
liche Handlung gegen jene Mächte. Diese sind zur Ahndung 
derselben nicht nur berechtigt, sondern auch verpflichtet. Erfül- 
lung dieser Pflicht darf die andere Eriegspartei fordern, welche 
die Neutralität achtet. 

Die Art und Weise des Einschreitens gegen die Verletzung 
hängt von der Beschaffenheit des einzelnen Falles ab. Selbst 
zum Kriege dürfte unter Umständen geschritten werden. Schon 
aus politischen Gründen wird es freilich hierzu nie kommen. 
Auch scheint dieses letzte Mittel in dem hier beregten Falle 
nicht das geeignetste zu sein. Zwar ist jede Eriegspartei für 
die Handlungen ihrer Truppen verantwortlich, dennoch ist es 
unbillig, sie deshalb mit Krieg zu überziehen, weil einzelne ihrer 
Soldaten das befriedete Gebiet betreten haben. 



*') Rüstow a. a. 0. 
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In Vorstehendem ist mehr von dem Verhältniss der Garan- 
tiemächte zu den kriegführenden Staaten, als von ihren Rechten 
und Verpflichtungen den einzelnen Angehörigen einer Armee 
gegenüber gehandelt worden. Es ist dies eine Folge der eigen- 
thümlichen Verhältnisse der hier besprochenen Neutralität. 

Wie ausgeführt wurde, findet eine Asylgewährung nicht 
statt; ein Betreten der neutralisirten Anlagen durch Angehörige 
einer Armee ist eine Verletzung ihrer Integrität. Und diese be- 
gründet zunächst einen Anspruch auf Genugthuung gegen den 
Staat, dessen Repräsentanten der Neutralitätsverletzuug sich 
schuldig gemacht haben. Auf der Hand liegt jedoch, dass diese 
Personen für ihre Handlungen ebenso bestraft werden können, 
wie wenn sie dieselben auf dem Gebiete eines neutralen Staats 
vorgenommen hätten. Ausführbar ist das aber nur, wenn die 
Garantiemächte hierüber Reglements und Strafbestimmungen 
vereinbaren, auch einem einzelnen Staat deren Ausführung über- 
tragen. 



In vorstehender Abhandlung habe ich die Rechte und Ver- 
pflichtungen der neutralen Staaten in Bezug auf die während 
des Krieges auf ihr Gebiet übertretenden Angehörigen einer 
Armee und bezüglich des während des Krieges auf ihr Gebiet 
gebrachten Kriegsmaterials der kriegführenden Parteien nur aus 
dem Gesichtspunkte des Rechtszustandes behandelt, wie derselbe 
bis zur Gegenwart sich herausgebildet hat. Eine Abhandlung 
darüber, in wie fern der geltende Rechtszustand weiter und nach 
welchen Seiten hin auszubilden sei, würde den Rahmen der Auf- 
gabe überschritten haben. 
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